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Vorbemerkung 

 
Im November 2003 wurde der Arbeitskreis „Rostocker Universitäts- und Wis-
senschaftsgeschichte“ gegründet. Er versteht sich als fakultätsübergreifendes 
Podium für alle diejenigen Angehörigen unserer Universität, die sich mit Fra-
gen der Rostocker Universitätsgeschichte bzw. mit Problemen der Wissen-
schaftsgeschichte haupt- oder ehrenamtlich beschäftigen. Er wird seit Beginn 
durch uns, die Herausgeber dieses Heftes, geleitet.  

Neben den Ringvorlesungen, die wir von 2005 bis 2012 durchgeführt haben 
und die zum Großteil publiziert worden sind, führt der Arbeitskreis zweimal im 
Jahr wissenschaftliche Sitzungen durch, auf denen neuere Forschungen zur 
Rostocker Universitätshistoriographie – seien sie nun noch nicht abgeschlos-
sen, seien sie erst vor kurzem publiziert worden – vorgestellt werden. 

Da auch auf diesen Zusammenkünften wichtige neue Einsichten in die 
Rostocker Universitäts- und Wissenschaftsgeschichte zutage traten, entschie-
den wir uns, ausgewählte Beiträge dieser Zusammenkünfte  ebenfalls zu veröf-
fentlichen. Diese haben nicht zwingend einen thematischen Zusammenhang, 
sie ordnen sich aber alle dem übergreifenden Thema des Arbeitskreises unter. 

Zugegebenermaßen spricht dieser Band mit seinen vier Texten Thematiken 
an, die sich schwer unter einer Klammer zusammenbringen lassen. So haben 
wir einen Titel gewählt, der sich aus der Zusammenführung des jeweils wich-
tigsten Stichwortes der vier Beiträge ergab. Alle Beiträge basieren auf einer 
intensiven Durchsicht und Auswertung des jeweils vorhandenen Quellenmate-
rials und kommen jeweils zu neuen, spezifischen Zugängen und Einblicken in 
bisher wenig erforschte Bereiche. Die Referate sind auf der 17., 18. und 19. 
Sitzung des Arbeitskreises vorgetragen worden.  

Wiederum danken wir Herrn Prof. Dr. Kersten Krüger für die Möglichkeit, 
unsere Texte in seiner Reihe drucken zu lassen ebenso wie Magister Christoph 
Wegner für das Layout und Alex Hintze für die Unterstützung beim Korrektur-
lesen. 
 
 
Rostock, im November 2014 
 

Gisela Boeck und Hans-Uwe Lammel 
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Christian Halbrock 
 
Verweigerung, Protest und Widerstand an der Universität 

Rostock. Politisch abweichendes Verhalten in den Akten der 
DDR-Staatssicherheit 

 
Ringen um die Vorherrschaft an der Universität 
 
Die ostdeutschen Einheitssozialisten betrachteten die Universitäten als Kader-
schmieden. Aus ihnen sollte ein linientreuer Nachwuchs – eine Dienstklasse 
und die zukünftige Funktionselite – hervorgehen. Dies gelang der SED anfangs 
nur bedingt. Mit den Hochschulreformen seit 1946 – vor allem aber der 3. 
Hochschulreform von 1967 bis 1969 – und dem Umbau des Bildungssystems 
kam die SED ihrem Ziel einen entscheidenden Schritt näher. Dessen ungeach-
tet gab es vereinzelt nach wie vor „bürgerliche Restbestände“. Als virulent 
unangepasst galten lange Zeit die Veterinärmediziner in Berlin1 oder auch die 
Studenten in einigen technischen Fächern. Hier entschieden nicht nur ideologi-
sche Leistungen über das Vorankommen. Naturwissenschaftliches Können war 
ebenso von Bedeutung. Als Fremdkörper und mitunter auch Unruhefaktor 
erwiesen sich die theologischen Fakultäten/Sektionen, die den Pfarrernach-
wuchs der DDR unterrichteten.2 Trotz des wachsenden Konformitätsdrucks 
und der gezielten Vorauswahl der Studenten nach ideologischen Kriterien kam 
es an den Universitäten zu politisch abweichendem Verhalten. Anderes als zum 
Beispiel im Raum der Kirche vollzog sich der Protest hier meist viel unter-
schwelliger und subtiler. Für die, die hier aufbegehrten und protestierten, ging 
es konkret darum, die Gefahren zu minimieren, da sie meist weder ihre Entlas-
sung noch die Exmatrikulation riskieren wollten. Vereinzelt gab es aber auch 
offenen Widerstand. Nonkonformität, Verweigerung, Protest, Widerstand und 
Opposition blieben an den Universitäten aber stets die Ausnahme. Dies erst 
recht nach der 3. Hochschulreform. Bis dahin gab es immer wieder Professo-

                                                            

1 Ilko-Sascha Kowalczuk, Die Niederschlagung der Opposition an der Veterinärmedizini-
schen Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin in der Krise 1956/57. Dokumentation 
einer Pressekonferenz des Ministeriums für Staatssicherheit im Mai 1957. 2. Aufl. Berlin 
2000. 
2 Friedemann Stengel, Die Theologischen Fakultäten in der DDR als Problem der Kirchen- 
und Hochschulpolitik des SED-Staates bis zu ihrer Umwandlung in Sektionen 1970/71. 
Leipzig 1998. 
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ren, wie den Physiker Gerhard Becherer,3 denen es gelang, ihren Fachbereich 
als Insel des wissenschaftlichen Disputes und der gelebten Bürgerlichkeit von 
ideologischen Dingen weitgehend frei zu halten. Mit Dankbarkeit und Wert-
schätzung erinnern sich Absolventen, die Ende der fünfziger Jahre in Rostock 
Physik studierten, noch heute an das von ideologischen Beeinflussungen ver-
gleichsweise relativ freie Klima unter Professor Becherer, das ihnen trotz der 
ideologischen Enge der DDR ein noch einigermaßen unbeschwertes Studium 
ermöglichte. Mit dem Erscheinungsbild der Universitäten und den Reglemen-
tierungen, denen sich die Studentenschaft nach 1967 ausgesetzt sah, hatte dies, 
so die Erinnerungen der Zeitzeugen, kaum etwas zu tun. Zwar gab es auch 
vordem schon den Marxismus-Leninismus und den gesellschaftswissenschaft-
lichen Unterricht mit seinen obligatorischen Prüfungen, und auch die FDJ 
drängte in die Studentenwohnheime und Seminare, doch bestand noch jener 
Geist fort, der ein Stück des universitären Bildungsideals konservierte. 

Das Konzept der gelebten Bürgerlichkeit, das im Folgenden zur Umschrei-
bung des Milieuumfeldes herangezogen werden soll, ist in der Forschung im-
mer wieder als schwer zu fassendes Phänomen charakterisiert worden. An 
dieser Stelle geht es nicht um das Besitzbürgertum, sondern um die kulturellen 
Formen des Bildungsbürgertum und die vom ihm gelebte Bürgerlichkeit. Jene 
stellte sich neben der Schichtzugehörigkeit über einen kulturellen „Überbau“ 
und ein kollektives Selbstbewusstsein her, das sich wiederum über die kulturel-
le Integration vollzog: Gezählt werden dazu ausgewiesene Umgangsformen, 
ein bestimmter Bildungshorizont, gemeinsam geteilte Werte und Lebensvor-
stellungen und das Bemühen, sich mit Gleichgesinnten über Netzwerke, Ge-
sprächskreise und ähnlichem eine eigene Lebenswelt zu schaffen.4 Seine be-
sondere Rolle als Form der Andersartigkeit und Nonkonformität erhielt die so 

                                                            

3 Prof. Dr. Gerhard Becherer leitete das Physikalische Institut der Universität Rostock und 
war zugleich Lehrstuhlinhaber für Experimentalphysik. 
4 U. a. hierzu Thomas Großbölting, Bürgertum, Bürgerlichkeit und Entbürgerlichung in der 
DDR: Niedergang und Metamorphosen, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 58, 2008, H. 9–
10, 17–25; ders., SED-Diktatur und Gesellschaft. Bürgertum, Bürgerlichkeit und Entbürger-
lichung in Magdeburg und Halle (Studien zur Landesgeschichte, Bd. 7). Halle (Saale) 2001, 
19–29; ders., Entbürgerlichte die DDR? Sozialer Bruch und kultureller Wandel in der ost-
deutschen Gesellschaft, in: Manfred Hettling und Bernd Ulrich (Hrsg.): Bürgertum nach 
1945. Hamburg 2005, 407–432; Anna-Sabine Ernst, „Die beste Prophylaxe ist der Sozialis-
mus“. Ärzte und medizinische Hochschullehrer in der SBZ/DDR 1945–1961. Münster 1997; 
Günter Wirth, Bürgertum und Bürgerliches in SBZ und DDR. Studien aus dem Nachlaß. 
Berlin 2011.   
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gelebte Bürgerlichkeit in der DDR angesichts des politisch normsetzenden 
„Proletarierkults“. Gleichzeitig wurde der Begriff „bürgerlich“ in Leitartikel 
und Parteitagsreden in denunziatorischer Absicht verwendet, was den Effekt 
der Bürgerlichkeit als Distinktionsformel unfreiwillig weiter verstärkte.  

Der Begriff der Bürgerlichkeit befindet sich als solcher im steten Wandel 
abhängig vom historischen Verlauf, aber auch in Abhängigkeit zum analyti-
schen Zugriff, dem er jeweils ausgesetzt ist. Geprägt wurde über die Bürger-
lichkeit so ein Wert- und Leitbild, das sich nicht nur auf die klassischen Träger 
derselben – u. a. Ärzte, Professoren, selbstständige Unternehmer – beschränk-
te, sondern von anderen übernommen werden konnte. Gleichzeitig nahmen die 
Angriffe zu. Befördert durch die SED und die FDJ vollzog sich an den Fakultä-
ten ab den fünfziger Jahren ein Ringen um die Durchsetzung der einen zuun-
gunsten der anderen Identifikationskultur. Die SED und die FDJ strebten da-
nach, die als anstößig und unzeitgemäß stigmatisierten Formen jeder demonst-
rativ gelebten Bürgerlichkeit zu überwinden. Als Leitbilder für die Studenten- 
und Professorenschaft hatten fortan andere, sozialistische Normen und Werte 
zu dienen. Zu ihnen zählte der Arbeitermythos, die Nähe zum arbeitenden Volk 
und eine stilisierte Aufbaueuphorie, verbunden mit einer klassenkämpferisch 
revolutionären Wachsamkeit, auch wenn häufig unklar blieb, wie dies in der 
Praxis Gestalt annehmen sollte. 

Die meisten Studenten verhielten sich sowohl vor als auch nach 1967 in der 
Regel angepasst. Nicht wenige verstanden sich, so wie es die SED von ihnen 
verlangte, als „Kampfreserve der Partei“ und griffen in den FDJ-
Versammlungen weniger eifrige Studenten als ideologische Müßiggänger an. 
Auch fanden sich immer wieder Studenten, die die SED in ihren Kampagnen 
offen unterstützten. Deutlich wurde dies bereits in den Tagen rund um den 17. 
Juni 1953. Während in Rostock am 18. Juni auf der Neptunwerft und in ande-
ren Betrieben der Stadt gestreikt wurde, meldeten sich an der Universität „im-
mer wieder Stimmen“, die forderten, „mit den Arbeitern [zu] sprechen“, um 
ihnen klar zu machen, dass sie mit ihrem Streik „den Klassengegner unterstüt-
zen“. Jede Arbeitsniederlegung im Sozialismus sei, so die Studenten, da die 
Arbeiter hier bereits die Macht hätten, nicht hinnehmbar.5 Die Wirklichkeit 
ließ sich offensichtlich noch nicht mit den an der Universität vermittelten ideo-
logischen Lehrsätzen in Übereinstimmung bringen. 
                                                            

5 Ministerium für Staatssicherheit (künftig: MfS), Bezirksverwaltung (künftig: BV) Rostock, 
Abt. VI, Fernschreiben an das MfS Berlin, z. Hd. Staatssekretär Mielke, Rostock, 20.6.1953, 
betr.: Situationsbericht. BStU, MfS, BV Rostock, Leiter BV, Rep. 2, Nr. 396, Bl. 109f. 
Gestreikt wurde ebenso im VEB Isolier- und Kältetechnik Rostock. 
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Die Aktenüberlieferung der Staatssicherheit 
 
Im folgenden Beitrag geht es nicht um Vollständigkeit. Die Zahl der aktenkun-
digen politischen Verstöße und Vorfälle ist als ungleich höher einzuschätzen, 
als sich dies in einem Aufsatz darstellen ließe. Ausgewählt wurden hier einige 
Beispiele, die aufzeigen sollen, welche unterschiedlichen Formen des politisch 
abweichenden Verhaltens es gab. Zum ersten soll das Spektrum politisch ab-
weichenden Verhaltens exemplarisch an einem Ort, an dem sich vieles sehr 
subtil vollzog, in seiner Breite aufgezeigt werden. Zweitens ist zu fragen, was 
die Akten des Staatssicherheitsdienstes darüber auszusagen vermögen: Einiges 
deutet darauf hin, dass die Staatssicherheit von manch einem abweichenden 
Verhalten keinerlei Kenntnis erhielt oder darüber nur eher vage informiert 
wurde. Die Informationen erreichten nicht in jedem Fall oder auch nur in redu-
zierter Form die Staatssicherheit. Zum einen schritten beizeiten die Universi-
täts(partei)leitung, der Prorektor für Studienangelegenheiten, die FDJ und der 
FDGB ein und gingen gegen die vermeintlichen Delinquenten vor. Das MfS 
brauchte so oft nicht tätig zu werden; die Universität „bereinigte“ beizeiten 
nicht wenige Vorfälle.6 Zum anderen gewährleistete das großflächige Netz aus 
Geheimen/Inoffiziellen Informanten trotzdem keine allumfassende Kontrolle. 
Nicht immer war ein Spitzel zugegen und nicht jeder Spitzel meldete tatsäch-
lich alles, was er wusste, pflichtergeben oder der Realität entsprechend weiter. 
Ausufernde, aber wenig konkrete Schilderungen, in den Vordergrund gerückte 
persönliche Animositäten und Wertungen der Spitzel bewirkten, dass vieles 
verfälscht wurde. Hinzu trat die Wertung durch die Staatssicherheit, die das 
Geschehen in der ihr eigenen Sprache protokollierte. Auch kam es vor, dass die 
„operative“ Relevanz vom zuständigen MfS-Mitarbeiter nicht erkannt wurde; 
sprich das Frühwarnsystem der Staatssicherheit versagte. Andererseits – und 
im Widerspruch hierzu – konstruierte die Staatssicherheit, sofern ihr irgendet-

                                                            

6 Hierzu unter anderem Günter Mühlpfordt/Günter Schenk, Der Spirituskreis: eine Gelehr-
tengesellschaft in neuhumanistischer Tradition. Vom Kaiserreich bis zum Verbot durch 
Walter Ulbricht im Rahmen der Verfolgung an der Universität Halle 1957 und 1958. Hal-
le/Saale 2001; Marianne Müller/Egon Müller, „… stürmt die Festung Wissenschaft!“ Die 
Sowjetisierung der ostdeutschen Universitäten seit 1945. Berlin 1953; Werner 
Fritsch/Werner Nöckel, Vergebliche Hoffnung auf einen politischen Frühling. Opposition 
und Repression an der Universität Jena 1956–1968. Eine Dokumentation. Berlin 2006.  
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was auch nur verdächtig erschien, fortwährend negative, staatsfeindliche und 
Verschwörerkreise.7 

Die Hochschulgeschichtsschreibung hat sich bisher nur bedingt der syste-
matischen Darstellung von politisch abweichendem Verhalten im akademi-
schen Umfeld zugewandt. Vorrangig wurden entweder die akademische Leh-
rerschaft untersucht8 oder hochschulpolitische Vorgaben dargestellt.9 Lediglich 
Ilko-Sascha Kowalczuk geht auch auf Protest, Widerstand und Verweigerung 
in seinem Grundlagenwerk ein.10 Die neueren universitätsgeschichtlichen Ar-
beiten versuchen eine integrative Darstellung von Studenten- und Professoren-
geschichte; der Schwerpunkt liegt hier aber auf den frühen 50er Jahren.11 Aus-
gespart bleiben in diesem Aufsatz die Vorgänge um Arno Esch, die in der Ver-
gangenheit andernorts hinlänglich erörtert worden sind.12 

Vieles von dem, was die Staatssicherheit aufschrieb, untersuchte und später 
abheftete, diente der Prophylaxe und einem übersteigerten Sicherheitsinteresse. 
Zu verweisen ist auf die Unmengen an Akten, die im Zusammenhang mit der 
Reisekaderüberprüfung und mit Auslandreisen entstanden. Ebenso legte die 
Stasi eine nicht unerheblich Zahl von Akten über Universitätsmitarbeiter und 
Studenten an, ermittelte und ging gegen diese vor, obwohl die Betreffenden 
sich weitgehend unauffällig verhielten. Bei der verdeckten Postkontrolle, dem 

                                                            

7 Möglicherweise eignen sich andere Überlieferungen wie die der Universitätsparteileitung, 
der FDJ oder des FDGB weitaus besser, um etwas über das politisch abweichende Verhalten 
an der Universität zu erfahren. Dass hier die Akten der Staatssicherheit hinzugezogen wer-
den, ist dem Arbeitszusammenhang geschuldet, an dem der Beitrag entstand: Gut drei Jahre 
beschäftigte sich ein Projekt der Forschungsabteilung der BStU mit dem politisch abwei-
chenden Verhalten entlang der Ostseeküste und wertete dabei vorrangig die Akten des 
Staatssicherheitsdienstes aus. In der Summe bleibt genügend Bedarf für weitere, eingehen-
dere Recherchen. 
8 Ralph Jessen, Akademische Elite und kommunistische Diktatur. Die ostdeutsche Hoch-
schullehrerschaft in der Ulbricht-Ära. Köln 1999; Gunilla Budde, Frauen der Intelligenz: 
Akademikerinnen in der DDR 1945 bis 1975. Göttingen 2003. 
9 Wolfgang Lambrecht, Wissenschaftspolitik zwischen Ideologie und Pragmatismus. Die III. 
Hochschulreform (1965–71) am Beispiel der TH Karl-Marx-Stadt. Münster 2007.  
10 Ilko-Sascha Kowalczuk, Geist im Dienste der Macht. Hochschulpolitik in der SBZ/DDR 
1945 bis 1961. Berlin 2003.  
11 Ulrich Hehl (Hrsg.), Geschichte der Universität Leipzig 1409–2009 in fünf Bänden. Bd. 
3: Das zwanzigste Jahrhundert. Leipzig 2010. 
12 Vgl. z. B. Hartwig Bernitt, Arno Esch. „Mein Vaterland ist die Freiheit“. Dannenberg 
2010. 
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heimlichen Öffnen von Briefen, fanden die Schnüffler der Staatssicherheit 
vermeintlich Staatsfeindliches. Mit Widerspruch, Widerstand und Opposition 
im Sinne der Widerstandsforschung hat all dies wenig zu tun: Das Kriterium 
der Öffentlichkeit oder die Absicht, ein –  wenn auch nur begrenztes – Publi-
kum zu erreichen, scheint hier zumeist nicht gegeben. Zu Menschen, die das 
System kritisierten, wurden die Betreffenden erst, als die Staatssicherheit – 
anscheinend wider Erwarten – mitlas. Obwohl ein heimlich mitgelesener Brief 
strafrechtlich keine Relevanz hätte haben dürfen, wurde der, von dem die ver-
meintlich staatskritischen Zeilen stammten, als Staatsfeind eingestuft. Doch 
können die Zuordnungskriterien der Staatssicherheit nicht im Nachhinein zum 
Maßstab der Bewertung, was als Widerstand anzusehen ist, erhoben werden. 
Andererseits offenbaren die heimlich mitgelesenen Briefe einiges darüber, was 
Universitätsmitarbeiter, Professoren und Studenten tatsächlich dachten. Er-
sichtlich wird dabei die Diskrepanz zwischen Denken und Handeln, die viele 
Lebensbereiche der DDR durchzog. So wenn sich die Betreffenden in der Öf-
fentlichkeit, in den obligatorischen Politversammlungen oder auch sonst, so-
bald es von ihnen verlangt wurde, positiv zur DDR und der Politik der SED 
äußerten, im privaten Kreis die Zustände in der DDR jedoch kritisierten.  
 
Überwachung, Anpassungsdruck und der Versuch, sich dem zu 
entziehen 
 
Mitgelesen wurde unter anderem die Korrespondenz des Historikers Heinz 
Herz.13 Die Staatssicherheit erfuhr 1958 auf diesem Weg, dass er die sozialisti-
sche Umgestaltung der Universität ablehnte und dass es einen „Dibeliuskreis“ 
an der Theologischen Fakultät gab.14 Der in West-Berlin wohnende Bischof 

                                                            

13 Prof. Heinz Herz, geb. 1907 in Chemnitz, der Vater war Pfarrer. Er wurde 1957 zum 
Professor mit Lehrauftrag für allgemeine Geschichte in Rostock benannt und war bis dahin 
Direktor der Universitätsbibliothek Rostock. 1959 wechselte er an die Universität Jena. Vgl. 
Eintrag zu „Heinz Herz“ im Catalogus Professorum Rostochiensium, URL: http://cpr.uni-
rostock.de/metadata/cpr_person_00002208 [abgerufen am 02.04.2014]; Peter Schäfer, Ein 
Universalhistoriker mit Humor und Freude am Gesang. Heinz Herz (1907–1983), in: 
Matthias Steinbach und Michael Ploenus (Hrsg.), Ketzer, Käuze, Querulanten. Außenseiter 
im universitären Milieu. Jena 2008, 340–354. Staatssekretariat für Staatssicherheit, BV 
Rostock, Beschluß, Rostock, 1.9.1958, BStU, MfS, BV Rostock, AOP 89/60, Bl. 5.  
14 Theologen der Universität in Halle/Saale trafen sich regelmäßig – allerdings schon seit 
dem 19. Jahrhundert – zum „Spiritus-Kreis“, gegen den die Universitätsparteileitung und 
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Otto Dibelius galt den DDR-Behörden nach der von ihm vorgelegten „Obrig-
keitsschrift“ als Regimekritiker schlechthin.15 In ihr hatte Dibelius die Legiti-
mität des SED-Regimes als Obrigkeit, der Gefolgschaft zu leisten sei, ange-
zweifelt. Die SED und die Staatsicherheit suchten nach dem ominösen Kreis, 
aufgrund eines Übermittlungsfehlers allerdings bei den Historikern, und wur-
den dementsprechend auch nicht fündig. Am Historischen Institut existierte 
Mitte der fünfziger Jahre hingegen nach den Erkenntnissen der Universitätspar-
teileitung eine „revisionistische Gruppe“, von der 1958 nur noch der Historiker 
Karl-Friedrich Olechnowitz übriggeblieben war. Ob Heinz Herz Kontakt zu 
dieser Gruppe hatte, wusste das MfS nicht zu sagen. Der Historiker, schrieb die 
Staatssicherheit, ging im Privaten und im vertrauten Kreis der Kollegen zur 
Universitätsleitung auf Distanz. Dies auch angesichts des Selbstmordes des 
Historikers Johannes Nichtweiß, der sich am 14. Juni 1958 vom Dach des Uni-
versitätshauptgebäudes in den Tod stürzte.16 Zuvor hatte die Parteileitung des 
Historischen Instituts Johannes Nichtweiß massiv unter Druck gesetzt, gegen 
Heinz Herz in einer Versammlung, die am Abend zuvor stattfand, auszusagen. 
Nichtweiß lehnte dies ab und verhielt sich gegenüber Herz, der an jenem 
Abend massiv angegriffen wurde, loyal. Vielmehr besuchte er im Anschluss 
mit Heinz Herz eine Kneipe und begleitet ihn nach Hause. 

An Heinz Herz zeigt sich das Dilemma, in dem viele Universitätsangehöri-
ge steckten: Gegenüber einem Kollegen an der Universität, der dies beflissent-
lich weitermeldete, äußerte Professor Herz, „daß der antireligiöse Terror in 
Rostock unvorstellbare Formen annimmt, [...] er als Parteimitglied [aber] 
hierzu schweigen muß, da er sich sonst in die Gefahr des Parteiausschlusses 
[bringt] u[nd] somit seine Stellung verliert.“ Die innerliche Distanz und das 
innerliche Aufbegehren gegen das Regime schienen mit Händen greifbar. Als 

                                                            

das MfS 1958 vorgingen. Vgl. hierzu Stengel, Theologischen Fakultäten (wie Anm. 2), 260–
294. 
15 Christian Halbrock, Untertan einer solchen Obrigkeit? Bischof Dibelius und der SED-
Staat. Horch und Guck. Zeitschrift zur kritischen Aufarbeitung der SED-Diktatur 19, 2010, 
H. 2, 66–69. 
16 Bericht betr. Selbstmord des Gen. Dr. Nichtweiß, ohne Absender, ohne Datum, BStU, 
MfS, BV Rostock, AOP 89/60, Bl. 24. Zu Nichtweiß I.-S. Kowalczuk, Legitimation eines 
neuen Staates. Parteiarbeiter an der historischen Front. Geschichtswissenschaft in der 
SBZ/DDR 1945 bis 1961. Berlin 1997, 305f.; Rehabilitierungsausschuss der Universität 
Rostock: „Wer in der SED ist, ist der ärmste Mensch.“ Vor 23 Jahren setzte Prof. Johannes 
Nichtweiß, Direktor des Historischen Instituts seinem Leben ein Ende, Rostocker Universi-
tätszeitung Nr. 12 (1991), 3. 
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Lehrkraft war er 1955, wie der Geheime Informator „Otto“ der Staatssicherheit 
im November 1956 empört berichtete, trotz seines offenkundigen Talents „völ-
lig kaltgestellt“ worden. Noch vor dem XX. Parteitag der sowjetischen Kom-
munistischen Partei und der Rede Chruschtschows, auf der die Entstalinisie-
rung verkündet wurde, hatte er „die Ausschließlichkeit der wissenschaftlichen 
Autorität J. W. Stalins kritisiert“ und erklärt, dass „Wissenschaftler nicht bei 
Lenin- und Stalinkommentaren stehen bleiben dürften.“17 Dies reichte, um ihn 
vorerst auf den Posten des Bibliotheksdirektors abzuschieben.  

Trotzdem bemühte sich Heinz Herz immer wieder, den politischen Vorga-
ben in der Öffentlichkeit zu entsprechen, dies auch, um wieder die Lehrbefug-
nis zu erhalten. In der Ostsee-Zeitung erschien im Januar 1957 ein Artikel von 
Herz zur „Rolle der Intelligenz im Sozialismus“, in dem er die Werbetrommel 
für die SED rührte: „[I]n den ersten Phasen des sozialistischen Aufbaus“, so 
Herz, sei es „zu verräterischen Handlungen einzelner Intellektueller gegen die 
Arbeitermacht“ gekommen. Kognitive Dissonanz, das entgegen einer besseren 
Einsicht vollzogene Handeln, bestimmte das öffentliche Tun vieler Universi-
tätsangehöriger nicht nur in den fünfziger Jahren. In den vier Jahrzehnten bis 
1989 gehörte dies für die meisten, die trotz ihrer kritischen Einstellung zur 
SED Karriere in der DDR machen wollten, zum Standardprogramm der alltäg-
lichen Verstellung. Doch kann der Artikel, den Heinz Herz in der Ostsee-
Zeitung 1957 schrieb, auch anders gelesen werden. Neben den Avancen ge-
genüber der SED, die der Artikel enthält, sprach sich Herz zwischen den Zeilen 
für mehr Verständnis seitens der „Arbeitermacht“ für die Intelligenz und gegen 
die zunehmende Abschottung der DDR aus: „‚Kontakte‘ mit der kapitalisti-
schen Welt“, so Herz in seinem Artikel,  

„auf dem Gebiet der Technik, Wissenschaft und Kunst usw. [sind] un-
vermeidlich; die sozialistische Gesellschaft kann [...] nicht völlig isoliert 
leben, sie muß an das anknüpfen, was fortschrittliche Geister auch au-
ßerhalb des sozialistischen Bereiches der Welt geschaffen haben.“18  

Heinz Herz spürte innerlich den Druck, der auf ihm lastete und wollte sich 
dessen ungeachtet nicht mit der Lage zufrieden geben. In einem vom MfS 
mitgelesenen Brief vertraute Herz dem Empfänger an:  

                                                            

17 SfS, BV Rostock, Abschrift, Quelle: GI „Otto“. Zu Prof. Dr. Dr. Heinz Herz, 14.11.1956, 
BStU, MfS, BV Rostock, AOP 89/60, Bl. 19f.  
18 Heinz Herz, Die Rolle der Intelligenz im Sozialismus, Ostsee-Zeitung Nr. 20 (1957), 4. 
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„Die Bilanz der weltanschaulichen ideologischen Überprüfung der Fa-
kultät: Ein Dozent tot, ein Dozent nach missglücktem Selbstmord an 
sich nach dem Westen, ein Professor ebenfalls nach dem Westen, ein 
Prof. herzkrank im Sanatorium, eine Dozentin nervenkrank in psychiat-
rischer Klinik. Soll ich noch warten, bis auch ich soweit bin?“19 

Die Akten der Staatssicherheit enthalten eine Reihe von Hintergrundinformati-
onen, die viel aussagen über das Ringen, trotz des politischen Drucks und der 
Maßregelungen, an den eigenen Überzeugungen festhalten zu wollen und sich 
ein Stück Bürgerlichkeit zu erhalten. Zustande kamen die Sequenzen, die sich 
heute als Quellenmaterial nutzen lassen, eher beiläufig, also nicht im Rahmen 
der eigentlichen geheimpolizeilichen Ermittlungsarbeit. Dafür, dass der Wider-
spruch in seiner subtilen Form hier plastisch wird, zeichnete nicht zuletzt das 
von der Staatssicherheit praktizierte Verfahren, die Briefe von „undurchsichti-
gen Personen“ zu öffnen und mitzulesen, verantwortlich. So erfuhren die Ge-
sinnungsschnüffler, was die Betreffenden dachten. 
 
Beharren und Widerspruch 
 
Handelt es sich bei den vom MfS kopierten Briefen noch um authentische 
Selbstzeugnisse, deren Aussagewert höchstens dadurch beeinträchtigt wird, 
dass der Autor gegebenenfalls ahnte, dass das MfS mitlas, so werfen die vom 
MfS erstellten Texte grundsätzliche Fragen auf. Im Kern spiegelt sich hier 
lediglich die Sicht des Staatssicherheitsdienstes wider, der die Vorgänge nach 
seiner Agenda auswertete und ein entsprechendes Narrativ erstellte. Doch ste-
hen häufig keine weiteren Quellen zur Verfügung; die hier übermittelten Fak-
ten und Zitate, die keinesfalls den tatsächlichen Wortlaut wiedergeben müssen, 
liefern aber eine Hilfestellung, um das Geschehen zu rekonstruieren. 

Auch bei der Stellenbesetzung, dem Kampf um knappe Ressourcen wie 
dem Reiseprivileg oder einfach aus Neid und Missgunst, die in Wissenschafts-
kreisen allezeit ständige Begleiter sind, wandten sich Universitätsmitarbeiter 
vertrauensvoll an staatliche Stellen und machten Kollegen madig. Nicht selten 
beschäftigte sich in der Folge die Staatssicherheit mit der Angelegenheit und 
erstellte entsprechende Traktate. So auch 1958 im Vorfeld der Inhaftierung von 
Professor Franz Günther von Stockert, Direktor der Universitäts-

                                                            

19 MfS, BV Rostock, Abteilung V/6, Schlussbericht zum ÜV 124/58, Rostock, 19.4.1960, 
BStU, MfS, BV Rostock, AOP 89/60, Bl. 143–146, hier 145. 
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Nervenklinik.20 Die Staatssicherheit warf ihm vor, sich der „Hetze [...] gegen 
die DDR, gegen Staatsfunktionäre und Mitglieder der SED“ schuldig gemacht 
zu haben. Laut dem Ermittlungsbericht betitelte er „einen Staatssekretär als 
[…] ‚Kommunisten‘ und einen Kollegen als ‚rotes Schwein‘ und bezeichnete 
die DDR als ‚Konkursmasse‘“. Der Denunziant, ein ihn beargwöhnender Kol-
lege, berichtete über ihn mit eindeutig gehässigem Unterton:  

„St. ist ein unansehnlicher […] komisch anmutender kleiner Herr […] 
seine Vorlesungen [werden] weniger ihres wissenschaftlichen Inhalts 
wegen besucht […] Umso mehr wundert […] [es], daß das Staatssekre-
tariat jetzt wieder Zugeständnisse macht und [ihm] bis Jahresende noch 
Westmark zahlen will. […] Mein persönlicher Eindruck: […] Hinter ei-
ner gewählten Sprache verbirgt [sich] nicht sehr viel Geist. Auf keinen 
Fall wird St. Partei für den Sozialismus nehmen, sondern versuchen zu 
lavieren.“21  

Warum die Zuhörer, wenn nicht aus wissenschaftlichem Interesse, in die 
Vorlesungen von Professor Stockert gekommen sein sollen, geht aus dem 
Bericht des übereifrigen Denunzianten nicht hervor. Gab es in den 
Vorlesungen unmissverständliche politische Anspielungen, versteckte Kritik 
am System, gingen die Studenten zu Stockert, weil er ein Stück gelebte 
Bürgerlichkeit repräsentierte und sich so von anderen abhob, oder handelte es 
sich schlicht um Pflichtvorlesungen? Die Akten vermögen darüber keine 
Auskunft zu geben. Dem MfS reichten die von einem Geheimen Informanten 
geschrieben Berichte jedenfalls, um Stockert zu inhaftieren. Er verbrachte 
mehrere Wochen in der MfS-Untersuchungshaft und wurde im Mai 1958 
wegen „staatsgefährdender Propaganda und Hetze“ zu einer Haftstrafe von 
zwölf Monaten verurteilt.22 

                                                            

20 Stockert, österreichischer und deutscher Staatsbürger, war an der Universität Rostock von 
1954 bis 1958 Professor für Psychiatrie und Neurologie. Vgl. Ekkehardt Kumbier (Hrsg.), 
Zum Wirken und Leben von Franz Günther Ritter von Stockert. Symposium am 07. Juli 
2006 an der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie des Kindes- und Jugendalters der 
Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt. Rostock 2006; Rolf Castell u. a., Geschich-
te der Kinder- und Jugendpsychiatrie in Deutschland in den Jahren 1937 bis 1961. Göttingen 
2003, 482. 
21 MfS, BV Rostock, GI Bericht, BStU, MfS, BV Rostock, AU 44/58, Bl. 8. 
22 Urteil, ebd., Bl. 260–269. Thomas Ammer, Universität zwischen Demokratie und Diktatur. 
Ein Beitrag zur Nachkriegsgeschichte der Universität Rostock. Köln 1969, 171; Verband 
ehemaliger Rostocker Studenten e.V. (VERS) (Hrsg.), Namen und Schicksale der von 1945 



 Verweigerung, Protest und Widerstand an der Universität Rostock 17 

 
Hinzu kam die an der Universität wie anderswo geschürte Stimmung, die jegli-
ches Anderssein dem Verdacht der Abweichung aussetzte. Auch in diesem 
Zusammenhang entstanden nicht wenige Protokolle und Schreiben, die die 
Universitätsparteileitung und die Staatssicherheit beschäftigten und später zu 
Akten zusammengefügt wurden. Häufig lässt sich aus heutiger Perspektive nur 
schwer sagen, ob der schriftlich fixierte Verdacht zutreffend war. Die Akten 
legen im Grunde häufig nur Zeugnis ab, von der allerorts propagierten und 
eingeforderten revolutionären Wachsamkeit, überall nach Abweichlern suchen 
zu müssen. Sie beweisen, dass die Universität ein Ort war, an dem dies auf 
fruchtbaren Boden fiel. Als Beispiel kann hierfür die Berufung von Hildegard 
Emmel zur Professorin für das Fach Deutsche Literatur im Jahr 1956 angeführt 
werden. Der Chef der Kaderabteilung, Krebs, wandte sich umgehend an das 
Staatssekretariat für Hochschulwesen, wobei seine Absicht unverkennbar war. 
Krebs betonte, dass Hildegard Emmel „nicht die Voraussetzungen“ habe, „um 
zum Prof. [mit] Lehrauftrag berufen zu werden“. Ihre Studenten würden nicht 
mit „den fortschrittlichen Studenten“ zusammenarbeiten. Sie stünde überdies 
„meistens bei irgendwelchen Problemen innerhalb der Fakultät in Oppositi-
on“. „Ihre ganze Haltung“ sei „zumindest undurchsichtig“. Sie sei „Rainer-
Maria-Rilke-Anhängerin“. „Um fortschrittliche Schriftsteller zu behandeln“, 
hätte „sie keine Zeit“.23 
 
Ohnmacht, Mut, Aufbegehren 
 
In einer Reihe von Fällen bleibt trotz einer in materieller Hinsicht günstigen 
Aktenlage offen, worum es in den Auseinandersetzungen konkret ging. Uni-
versitätsangehörige wurde als „undurchsichtige Personen“ oder als „indiffe-
rent“ charakterisiert und aufgrund der von ihnen gelebten Bürgerlichkeit unter 
Generalverdacht gestellt. Suspekte Äußerungen und unparteiisches Verhalten 
wurden protokolliert und dem MfS weitergemeldet oder von diesem durch 
                                                            

bis 1962 in der SBZ/DDR verhafteten und verschleppten Professoren und Studenten, erw., 
erg. und überarb. Reprint, Rostock 1994, 152. 
23 Kaderabteilung der Universität Rostock, an die Kaderabteilung des Staatssekretariats für 
Hochschulwesen vom 6.12.1954; BStU, MfS AS 1484/67, Bl. 87. Emmel wurde dennoch 
für einige Monate Professorin für Deutsche Literaturgeschichte, nahm dann aber 1956 einen 
Ruf an die Universität Greifswald an. Dort wurde sie nach ideologischen Auseinanderset-
zungen im Jahr 1958 entlassen. Ihre Erfahrungen mit dem Hochschulapparat in der DDR 
schildert sie in ihrer Autobiographie: Hildegard Emmel, Die Freiheit hat noch nicht begon-
nen. Zeitgeschichtliche Erfahrungen seit 1933. Rostock 1991. 
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gezieltes Nachfragen auch herbeigeredet. „Etwas wird schon an der Sache 
dran sein“, lautete die vorherrschende Devise. 

Zumeist waren es einzelnen Studenten oder Universitätsangehörige, die 
nicht weil, sondern obwohl sie zur Universität gehörten, Widerspruch einleg-
ten, Widerstand leisteten oder sich an oppositionellen Bestrebungen beteilig-
ten. Sie taten dies nicht selten außerhalb der Universität. So jener Student, der 
am 6. September 1961 „auf einer Hausversammlung“ seinen Nachbarn „durch 
hetzerische Äußerungen“ auffiel. Die von einem Nachbarn alarmierte Staatssi-
cherheit sah hingegen den Tatbestand der „Hetze“ in strafrechtlicher Hinsicht 
nicht gegeben, archivierte die „Vorlaufakte“ und bat die Universität, um die 
Sache abschließen zu können, ein Disziplinarverfahren einzuleiten. Der Stu-
dent erhielt einen „strengen Verweis“.24 Ein Student, der 1985 auf einer Haus-
versammlung im Patriotischen Weg die SED kritisierte, wurde ebenso denun-
ziert und anschließend exmatrikuliert.25 

Die Universität leistete gewissenhaft ihren Beitrag zur Disziplinierung und 
unterstützte ebenso die Strafverfolgung. So im Jahre 1957, als die Staatssicher-
heit nach entsprechenden Hinweisen aus der Universität drei Studenten der 
Schiffbautechnischen Fakultät, unter ihnen Christian Töpfer, festnahm.26 An 
der Schiffbautechnischen Fakultät27 gärte es seit einiger Zeit. In einer Seminar-
versammlung des 5. Semesters forderten fast alle Studenten, die Vorlesungen 
in Politischer Ökonomie auf ein Mindestmaß zu reduzieren und die Prüfungen 

                                                            

24 MfS, BV Rostock, Deliktekerblochkartei, mündliche Hetze bekannt, BStU, MfS, BV 
Rostock; MfS, BV Rostock, Bericht vom 13.9.1961 sowie MfS, BV Rostock, Abschlußbe-
richt, Rostock, den 29.5.1962, BStU, MfS, BV Rostock, AOP 1365/62, Bl. 26–29, 45; Anita 
Krätzner, Die Universitäten der DDR und der Mauerbau 1961. Leipzig 2014, 130. 
25 MfS, BV Rostock, Deliktekerblochkartei, schriftliche Hetze bekannt, LMN 144, Meldung 
vom 20.4.1985, BStU, MfS, BV Rostock, DKK, Bl. 187. 
26 Die Schreibweise des Vornamens variiert. In einigen Quellen ist auch von Kristian Töpfer 
die Rede. MfS, BV Rostock, Abt. VI, Festnahmeplan, Rostock, den 4.6.1957, BStU, MfS, 
BV Rostock, AOP 83/57, Bl. 95. 
27 Als Neugründung im technischen Bereich erhielt die Schiffbautechnische Fakultät ein 
besonderes Profil: Auf Drängen der SED sollten hier möglichst viele Praktiker zum Einsatz 
gelangen, wogegen die Universitäts- und Fakultätsleitung Widerstand leisteten. Aufgrund 
des vorauszusetzenden technischen Basiswissens war der Anteil der SED-Mitglieder im 
Lehrkörper in der Schiffbautechnischen Fakultät vergleichsweise gering. Vgl. Ilko-Sascha 
Kowalczuk, Geist im Dienste der Macht (wie Anm. 10), 201.   
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ganz abzuschaffen.28 Aus einem heimlich geöffneten Brief erfuhr die Staatssi-
cherheit, dass die „Seminargruppe als reaktionäre Gruppe bekannt sei und 
geschlossen in Opposition“ stehe. Der Student schrieb weiter, SED-Chef Wal-
ter Ulbricht wolle „die Studenten mundtot machen, da sie ihm gefährlich wer-
den.“29 Von den drei festgenommenen Studenten wurden zwei am darauffol-
genden Tag wieder freigelassen. Im Auftrag der Staatssicherheit nahm sich der 
Disziplinarausschuss der Universität der Sache an. Die gegen einen von beiden 
erhobenen Vorwürfe, mehrere ihm zugeschriebene staatsfeindliche Äußerung-
en, konnten zweifelsfrei ausgeräumt werden; die Äußerungen waren offenbar 
so nicht gefallen, ein übereifriger Denunziant hatte ihn fälschlicherweise belas-
tet. Übrig blieb der Vorwurf, er habe „im Frühjahrssemester nicht die richtige 
Art zu diskutieren gehabt“. Auch dass er sich über seine Festnahme in der Se-
minargruppe beschwerte, wurde ihm nun vorgehalten. Der Disziplinaraus-
schuss belegt ihn mit einem strengen Verweis. Wesentlich härter traf es den 
zweiten Studenten, der für die gesamte DDR vom Studium ausgeschlossen 
wurde. Er hatte im Politunterricht „häufig provokatorische Zwischenrufe ge-
macht“ und auf die von ihm als „dumme Propaganda“ bezeichnete Politunter-
weisung „mit herausforderndem Lächeln“ reagiert und mit „hämischen Bemer-
kungen ins Lächerliche“ gezogen: Laut Urteil des Universitätsausschusses ein 
unverzeihliches Vergehen.30 Der dritte Student, Christian Töpfer, blieb in Haft. 
Das Bezirksgericht Rostock verurteilte ihn unter dem Vorwurf der „Boykott-
hetze“ nach Artikel 6 der DDR-Verfassung zu sechs Monaten Gefängnis.31 
Gegenüber seiner Seminarleiterin hatte er unter anderem erklärt: „Wir wollen 
freie Menschen sein und frei entscheiden können.“32 

Nicht immer war der Auslöser für studentisches oder universitäres Aufbe-
gehren ein politischer. Auch der studentische Aufruhr vom Juni 1960, der als 

                                                            

28 MfS, BV Rostock, Bericht des GI „August Föppel“, betr.: Seminarversammlung des 5. 
Semesters/SB, Rostock, den 16.11.1956, BStU, MfS, BV Rostock, AOP 83/57, Bl. 59. 
29 MfS, BV Rostock, Abt. VI, Zwischenbericht zum op. Material, Rostock, den 12.3.1957, 
BStU, MfS, BV Rostock, AOP 83/57, Bl. 65–67, hier 67. 
30 Universität Rostock, Disziplinarausschuß, mündliche Verhandlung vom 4.7.1957, BStU, 
MfS, BV Rostock, AOP 83/57, Bl. 121–123. 
31 Ammer, Universität (wie Anm. 22), 172; VERS, Namen und Schicksale (wie Anm. 22), 
152.  
32 MfS, BV Rostock, Abt. VI, Zwischenbericht zum Überprüfungsvorgang 20/57, Rostock, 
den 25.5.1957, BStU, MfS, BV Rostock, AOP 83/57, Bl. 87–92, hier 91. Vgl. I.-S. Kowal-
czuk, Geist im Dienste der Macht (wie Anm. 10), 450. 
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„Widerstand gegen staatliche Maßnahmen“ aktenkundig werden sollte und für 
Gesprächsstoff nicht nur an der Universität sorgte, entstand aus einem unpoliti-
schen Anlass. Dass hier Studenten, die Vertreter der zukünftigen DDR-
Funktionselite, aufbegehrten, ließ die Sache zum Politikum werden. Auszu-
schließen ist auch nicht, dass das Datum eine Rolle spielte: Zu dem Vorfall 
kam es in den Abendstunden des 14. Juni – nur wenige Tage vor dem 17. Juni, 
der als Jahrestag des niedergeschlagenen Volksaufstandes von 1953 als neural-
gischer Termin galt. Rund um den 17. Juni kam es regelmäßig zu Widerstands-
aktionen in der DDR; die Polizei und die Staatssicherheit befanden sich im 
Zustand erhöhter Anspannung. Dass sich der 1957 verurteilte Christian Töpfer 
an dem Aufruhr 1960 beteiligte, mochte die Phantasie derer, die darin einen 
politische Aktion sehen wollten, ebenso beflügelt haben. Die Staatssicherheit 
und die Staatsanwaltschaft erblickten in Christian Töpfer dementsprechend den 
„Rädelsführer“. Abermals waren es die angehenden Schiffbautechniker, die 
schon in der Vergangenheit ausgeschert waren. Während einer wilden und 
ausschweifenden Studentenparty in der Thierfelderstraße forderte der ange-
nervte Hausmeister schließlich die Volkspolizei an. Diese schickte einen Funk-
streifenwagen zum Studentenwohnheim. An die zweihundert Studenten „rotte-
ten“ sich, wie es später hieß, zusammen und versuchten die Festnahme eines 
ihrer Kommilitonen, der den Vopos besonders lautstark entgegentrat, zu ver-
hindern. Die Festnahme heizte die Stimmung weiter an: „Pfui“-Rufe und Sprü-
che wie „Freiheit für“ unseren Mitstudenten, „Schweinerei“ und „Nieder mit 
dem Kishi-Regime“ erklangen.33 Der Funkstreifenwagen wurde umstellt und an 
der Abfahrt gehindert.34 Das MfS nahm nachfolgend vier Studenten fest und 
überstellte sie in die Untersuchungshaft. Anschließend verurteilte sie das 
Kreisgericht Rostock zu Haftstrafen zwischen sechs und achtzehn Monaten.35 

Den Studierenden wurde stets ein erhöhtes Maß an Loyalität abverlangt. Im 
Ergebnis bewirkte dies, dass dem subtilen unterschwelligen Protest eine weit-

                                                            

33 Der Spruch war der Berichterstattung über den japanischen Premierminister Nobusuke 
Kishi entlehnt und war als Analogie zu verstehen. Am 15.6.1960 berichtet das Neue 
Deutschland aus Japan: „In panischer Angst vor den Massenaktionen greift das Kishi-
Regime immer häufiger zu brutaler Gewalt.“ 
34 MfS, BV Rostock, Abt. IX, Sachstandsbericht, Rostock, den 24.6.1960, sowie MfS, BV 
Rostock, der Leiter, Schreiben an Generaloberst Mielke, Rostock, 15.6.1960, BStU, MfS, 
AU 95/60, HA, Bd. I, Bl. 23–28 und Bl. 242–245. 
35 Kreisgericht Rostock-Stadt, Urteil, Rostock, den 10.9.1960, BStU, MfS, AU 95/60, GA, 
Bd. III, Bl. 131–142. 
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aus größere Bedeutung zukam als andernorts und er als solcher wahrgenom-
men wurde. Oft lässt sich erst anhand verschiedener Überlieferungen ausloten, 
wie die Stimmung im Einzelfall war und ob es insgeheim oder verdeckt Wider-
spruch gab. Ohne weitere Dissonanzen vollzog sich der offiziellen Darstellung 
zufolge so auch der Besuch des FDJ-Vorsitzenden Eberhard Aurich 1988 an 
der Universität in Rostock.36 Der von der Staatssicherheit vorgelegte Bericht 
widersprach dem offiziell vermittelten Eindruck grundlegend: Aurich wurde 
bei dem Treffen mit kritischen Fragen und Kommentaren konfrontiert. Warum 
Rostock bei der Versorgung schlechter als Berlin gestellt sei, wollte ein Stu-
dent wissen, und jemand anderes fragte, warum das „Neue Deutschland“ die 
Losungen für den 1. Mai vorgebe und sich die Menschen die Losungen nicht 
selbst aussuchen dürften. Ein weiterer Student erkundigte sich, warum der 
FDJ-Chef im Arbeiter- und Bauernstaat einen Citroën und nicht die „Arbeiter-
pappe“, den Trabant, fährt.37 Die Diskussion spiegelt eine der Hauptformen des 
oft allzu verhaltenen Widerspruchs an den Universitäten wider. In von der 
Universitätsleitung und der FDJ angesetzten Diskussionen und Versammlun-
gen, in den Seminargruppen, im Parteilehrjahr und anderswo versuchten Stu-
denten, mit vorwitzigen wie einfältigen Fragen, die, die das Regime verteidig-
ten, in Verlegenheit zu bringen und herauszufordern.  

Heute lässt sich die Brisanz solcher Diskussionen kaum mehr nachvollzie-
hen. Die jesuitisch anmutenden versteckt kritischen Bemerkungen und häufig 
von studentischem Witz durchzogenen Wortbeiträge müssen dechiffriert wer-
den, wenn sie heute verstanden werden sollen und man wissen will, um was es 
ging und warum sich die SED, die FDJ und die Staatssicherheit darüber so 
aufregten. 

Die Universität war immer auch ein besonderer Ort der Systemloyalität. 
Diejenigen unter den Studenten, die das System verteidigten, waren sofort 
eilfertig zur Stelle und nutzten ihr Privileg, um die, die sich kritisch äußerten, 
in der Diskussion abzudrängen. Auch FDJ-Chef Aurich erhielt von den beken-
nenden Blauhemden „für seine klaren und parteilichen Antworten zustimmend 
                                                            

36 MfS, BV Rostock, Information über einige Schwerpunkte der Diskussion gesellschaftli-
cher Probleme unter Studenten und wissenschaftlichen Mitarbeitern der Wilhelm-Pieck-
Universität Rostock, Rostock, 22.11.1988, BStU, MfS, BV Rostock, Abt. XX, Nr. 604, Bd. 
II, Bl. 31–36.  
37 MfS, BV Rostock, Information über einige Schwerpunkte der Diskussion gesellschaftli-
cher Probleme unter Studenten und wissenschaftlichen Mitarbeitern der Wilhelm-Pieck-
Universität Rostock, Rostock, 22.11.1988, BStU, MfS, BV Rostock, Abt. XX, Nr. 604, Bd. 
II, Bl. 31–36, hier 34. 
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Beifall.“38 Studenten, die mit den Zuständen in der DDR unzufrieden waren, 
wussten, von wem der Beifall kam. Was im Subtext ablief, verdeutlicht auch 
eine Aktion 1976. In Rostock hatte sich eine Gruppe, zu denen auch zwei Stu-
denten gehörten, gefunden, die sich mit oppositionellen Texten von Robert 
Havemann, Leszek Kołakowski und Jacek Kuroń beschäftigte. Sie sammelten 
Geld für das oppositionelle polnische Komitee zur Verteidigung der Arbeiter 
(KOR).39 Ebenso gingen sie in den Studentenkeller, um hier, wie es im Stasi-
Deutsch hieß, „mit gezielten negativen Diskussionen Einfluß auf Inhalt und 
Ablauf der Veranstaltung zu nehmen.“40 So auch zu einer Veranstaltung 1977 
mit Professor Olaf Klohr. Klohr galt als führender Atheismusforscher der 
DDR, der, wie Ehrhart Neubert schreibt, „die Operationen der SED gegen die 
Kirchen ideologisch begleitete.“41 Klohr beabsichtigte im Studentenkeller zum 
Thema „Atheismus und Kirche“ zu sprechen. Wie es hieß, „organisierte“ einer 
der später Festgenommenen andere „negative Personen“, die Klohr Paroli 
bieten wollten.42 Insgesamt fanden sich fünf Wagemutige, die Klohr und den 
mehrheitlich systemtreuen Zuhörern widersprachen. Obwohl sie gegen die 
Studenten aus den geisteswissenschaftlichen Fächern kaum ankamen, werteten 
die fünf „Störer“ ihre Aktion als Erfolg. Mit ihrem Erscheinen hätten sie sich 
deutlich in der Öffentlichkeit positioniert und seien der zur Norm erhobenen 
marxistisch-atheistischen Ideologie entgegengetreten. Die Diskussion wäre nur 

                                                            

38 Ebd. 
39 MfS, BV Rostock, Abt. XX, Eröffnungsbericht über eine feindliche Gruppierung des 
politischen Untergrundes, Rostock, 16.6.1977, BStU, MfS, HA XX/AKG, Nr. 5535, Bl. 1–
9, hier 8. 
40 Ebd. 
41 Ab 1964 hatte Olaf Klohr an der Universität Jena den dort neueingerichteten Lehrstuhl für 
„Wissenschaftlichen Atheismus“ inne. Vgl. hierzu Ehrhardt Neubert, Geschichte der Oppo-
sition in der DDR 1949–1989 (Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische Bildung, Bd. 
346). 2. Aufl., Bonn 2000, 182. „Später“ wurde Olaf Klohr „an die Hochschule für Seefahrt 
in Warnemünde[-Wustrow] abgeschoben.“ Zitiert nach Robert F. Goeckel, Thesen zu Kon-
tinuität und Wandel in der Kirchenpolitik der SED, in: Clemens Vollnhals  (Hrsg.), Die 
Kirchenpolitik von SED und Staatssicherheit. Eine Zwischenbilanz (Analysen und Doku-
mente, Bd. 7). Berlin 1996, 29–58, hier 49. 
42 MfS, BV Rostock, Abt. XX, Eröffnungsbericht über eine feindliche Gruppierung des 
politischen Untergrundes, Rostock, 16.6.1977, BStU, MfS, HA XX/AKG, Nr. 5535, Bl. 1–
9, hier 8. 
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deshalb nicht zu unterlaufen gewesen, da, so wird einer der „Störer“ zitiert, „zu 
viele Leute gekauft waren.“43  

Zwar passten sich die „Störer“ in ihrer Kritik an die im Universitätsklub 
herrschenden Bedingungen an und sprachen sich für eine Reform des Sozia-
lismus aus. Zugleich wusste einer der Studentenspitzel zu berichten, dass einer 
der „Störer“ anschließend davon sprach, dass es „für sie trotzdem nur ein Ziel 
gäbe, die Kommunisten zu vernichten und die DDR nicht anzuerkennen.“44 
Was der Betreffende tatsächlich dachte, erfuhr die Stasi ausgerechnet aus dem 
bundesdeutschen Fernsehen: Während einer Umfrage, die „die Sendung Kenn-
zeichen D des ZDF“ unter Passanten auf dem Alexanderplatz in Berlin durch-
führte und die anschließend über den Äther ging, „bezeichnete K. [...] Genos-
sen Honecker als Verbrecher“.45 

Aus dem Stasi-Bericht über den Besuch von FDJ-Chef Eberhard Aurich 
geht ebenfalls hervor, dass es 1988 selbst an der Universität an einigen Orten 
unüberhörbar gärte: es gäbe ernsthaften Widerspruch gegen die Politik der 
Partei- und Staatsführung.46 Studenten der Lateinamerikanistik initiierten eine 
Eingabe an den Zentralrat der FDJ, und die „in der Sektion Biologie produzier-
ten Karnevalsverse“ würden die „gesellschaftlichen Verhältnisse in der DDR 
und führende Persönlichkeiten“ offensichtlich diffamierten. „Zunehmend 
schärfer“ würden nun auch in den Versammlungen an der Universität „wesent-
liche Bestandteile“ der „Partei- und Staatspolitik“ in Frage gestellt. Insbeson-
dere unter den angehenden Biologen, den Betriebswirtschaftlern und an der 
Sektion Tierproduktion regte sich Widerspruch.47 In den Jahren zuvor hoffte 
die Mehrheit der kritisch denkenden Studenten häufig noch, dass jemand ande-
res ihnen den Schritt, sich öffentlich zu positionieren, abnehmen würde. So 
schien es auch während des Wolf Biermann-Konzertes in der Aula der Univer-
sität Ende Mai 1965 gewesen zu sein. Der Redakteur der Ostsee-Zeitung, 

                                                            

43 Ebd. 
44 MfS, BV Rostock, Abt. XX, Eröffnungsbericht über eine feindliche Gruppierung des 
politischen Untergrundes, Rostock, 16.6.1977, BStU, MfS, HA XX/AKG, Nr. 5535, Bl. 1–
9, hier 8. 
45 MfS, BV Rostock, Abt. XX/4, Eröffnungsbericht zum OV „Michael“ (ebd.), Bl. 16. 
46 MfS, BV Rostock, Information über einige Schwerpunkte der Diskussion gesellschaftli-
cher Probleme unter Studenten und wissenschaftlichen Mitarbeitern der Wilhelm-Pieck-
Universität Rostock, Rostock, 22.11.1988, BStU, MfS, BV Rostock, Abt. XX, Nr. 604, Bd. 
II, Bl. 31–36. 
47 Ebd. 
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Heinz Grundlach, berichtete dem MfS über die Veranstaltung, die bis auf den 
letzten Platz gefüllt war, dass der „größte Teil der Studenten“ gekommen sei, 
„um passiv“ sein Bekunden „zu einer Art ‚Konterrevolution‘ auf dem Gebiet 
der Lyrik abzugeben.“ Kritische Äußerungen des Sängers wurden stets mit 
frenetischem Beifall bedacht. Dabei blieb es aber zumeist auch.48 
 
Dienstpflichtverletzung mit Folgen 
 
Die Dienstpflichtverletzung als solche zählt der landläufigen Auffassung nach 
nicht zum politisch abweichenden Verhalten.49 Doch lässt sich dies unter den 
Verhältnissen der Diktatur aufrechterhalten? Das System schuf neue Normen, 
die den Alltag in seiner bisherigen Form durchdrangen. Rechtsgebundene Zu-
stände wurden in Deutschland bereits ab 1933 instrumentalisiert, Kritik und 
Widerspruch im Amt demgegenüber kriminalisiert. Eine Dienstpflichtverlet-
zung erwies sich im Alltag der Diktatur nicht immer nur als eine reine Dienst-
pflichtverletzung. Mitunter beinhaltete sie auch mehr. Wichtig war die Intenti-
on, doch lässt sich diese quellenmäßig nur selten belegen. Erfolgte eine Unter-
lassung oder Übertretung aus Nachlässigkeit oder um einem in Bedrängnis 
Geratenen zu helfen oder Kritik am System zu äußern? Letzteres war 1984 der 
Fall. Ausgelöst wurde der „Störfall“ durch einen Artikel des Rostocker Profes-
sors Peter Voigt50 in der Ostsee-Zeitung Ende März 1984. Unter der Über-
schrift „Sozialistische Sozialpolitik geht auf Dauer nur, wenn gut gearbeitet 
wird“, setzte sich Peter Voigt mit der Wirtschafts- und Sozialpolitik in der 
DDR auseinander.51 Der „Störfall“ basierte auf einem Missverständnis. Ohne 
die geläufige „Schere im Kopf“ entschied sich der Soziologe Voigt, zunächst 

                                                            

48 MfS, BV Rostock, Abt. XX/6, Bericht über den “Wolf-Biermann-Abend” in Rostock, 
Rostock, den 10. Juni 1965, BStU, MfS, BV Rostock, AS Nr. 93/76, Bl. 25–29, hier 25. 
49 Herfried Münkler, Widerstand, in: Dieter Nohlen (Hrsg.), Wörterbuch Staat und Politik. 
Bonn 1995, 874f. 
50 Peter Voigt war außerordentlicher Professor der Sektion Marxismus-Leninismus der 
Wilhelm-Pieck-Universität Rostock, Leiter des Problemrates „Lebensweise und Territori-
um“ des Wissenschaftlichen Rates für soziologische Forschungen in der DDR und Mitglied 
des Arbeitskreises marxistisch-leninistische Soziologie beim Ministerium für Hoch- und 
Fachschulwesen. Vgl. Mario Niemann, Die Sekretäre der SED-Bezirksleitungen 1952–1989. 
Paderborn 2007, 264.  
51 Peter Voigt, Sozialistische Sozialpolitik geht auf Dauer nur, wenn gut gearbeitet wird, 
Ostsee Zeitung vom 31.3./1.4.1984, Beilage, 3. 
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all das aufzuschreiben, was er schon immer mal ansprechen wollte. Um den 
Zensor zu beschäftigen und den Artikel in seiner Grundsubstanz durch die 
Instanzen zu bringen, baute Voigt einige besonders provokante Passagen ein. 
Schließlich würde das Lektorat wie üblich diese wieder herausstreichen; als 
von der Redaktion angeforderter Beitrag würde der Artikel aber irgendwie 
erscheinen. Der Artikel wurde wider Erwarten in seiner ganzen Länge ge-
druckt. Er verfehlte seine Wirkung nicht. Untersuchungen, Einzelbefragungen, 
Mitgliederversammlungen und Parteistrafen folgten, auch an der Wilhelm-
Pieck-Universität in Rostock. Peter Voigt sollte mit einer „Rüge“ bestraft wer-
den. Die kräftezehrenden Auseinandersetzungen und Anfeindungen führten bei 
ihm zur langfristigen Krankschreibung. Beruflich wurde er de facto kaltge-
stellt.52 Letztlich avancierte der überzeugte Marxist infolge seines Taktierens 
und begünstigt durch eine Dienstpflichtverletzung in der Redaktion der Ostsee-
Zeitung zum „Problemfall“ – er wurde abgestraft aufgrund seiner Kritik an den 
Verhältnissen, die er im Grund nur verbessern helfen wollte. Peter Voigt stand 
für den Widerspruch aus der Mitte des „Systems“, von Marxisten und Partei-
mitgliedern, den es an Universitäten immer wieder gab. Obwohl sie den Sozia-
lismus lediglich verbessern wollten, wurde ihr Votum, sofern sie die Partei 
nicht zuvor ermächtigt hatte, dies zu tun, als politisch abweichendes Verhalten 
verurteilt und bestraft.  

Politisch abweichendes Verhalten gab es an der Universität, obwohl dies 
stets ein Minderheitenvotum blieb, in verschiedenster Form und in unterschied-
lichen Ausprägungen. Von den Kategorien, die bei der Systematisierung hin-
länglich verwandt werden, sollen hier die Begriffe Nonkonformität, Verweige-
rung, Protest (als Widerspruch und Aufbegehren), Widerstand und Opposition 
als Bezugspunkte dienen. Anhand einzelner, ausgewählter Beispiele sollen die 
verschiedenen Handlungsoptionen aufgezeigt werden.  
 
Nonkonformität und Zivilcourage 
 
Gab es Nonkonformität (als Form der gelebten Bürgerlichkeit, gegebenenfalls 
der Zivilcourage) und wie sah diese aus? Bis zur 3. Hochschulreform von 1967 
bis 1969 gelang es der FDJ und der SED nur zum Teil, die von ihr verabscheu-
ten bürgerlichen Konventionen in allen Fakultäten zurückzudrängen. Einzelne 
Fachbereiche bewahrten sich trotz vieler Zugeständnisse ein Stück des alten 
universitären Geistes; dies nicht zuletzt aufgrund der Autorität, die einzelnen 

                                                            

52 Niemann, Sekretäre (wie Anm. 48), 279f. 
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Professoren in ihrem Fach zukam. Als Rückzugsorte galten die Theologie und 
lange Zeit die Veterinärmedizin und Medizin. Aber auch in einigen techni-
schen Fächern hielt sich lange eine Kultur der Bürgerlichkeit, die mit dem 
Umgestaltungsdrang der SED nicht in Einklang zu bringen war. Dies galt unter 
anderem für den Fachbereich Physik. Aufschlussreich ist unter anderem fol-
gende, in den Akten der Staatssicherheit überlieferte Äußerung, die die Stim-
mung unter den Physikern in jenen Jahren wiederzugeben vermag: Ein Physik-
student sprach einen seiner Kommilitonen – ein SED Mitglied – an und offen-
barte sein Unverständnis über dessen Parteieintritt. Er sagte, dass es  

„ihm [...] unverständlich [sei], dass [...] er, [der Kommilitone], sich ge-
sellschaftlich betätige und [...] in die SED eingetreten sei. Er hätte es 
doch auf Grund seines fachlichen Wissens nicht nötig, dies zu tun, im 
Übrigen stelle er sich [...] bei den Professoren keineswegs in ein günsti-
ges Licht, wenn er sich politisch betätigt.“53 

Nicht restlos aufzuklären ist das Geschehen in einem anderen Fall kurz nach 
dem Mauerbau 1961. Am frühen Vormittag des 4. September, einem Montag, 
stand die reguläre Senatssitzung an der Rostocker Universität an. Das Gremi-
um traf sich erstmals nach den Ereignissen vom 13. August 1961. In der Sit-
zung ging es maßgeblich um die politischen Ereignisse in Berlin. Konkret 
stand die Frage an, welche Konsequenzen sich für die Universität und die Stu-
denten daraus ergeben sollten. Die Sitzung verlief kontrovers. Der Dekan der 
Theologischen Fakultät, Heinrich Benckert, weigerte sich, einer Erklärung des 
Senats zuzustimmen, die in Reaktion auf den Mauerbau die Wiederaufnahme 
der sowjetischen Kernwaffenversuche befürwortete. Mit dem Ausbau der Kon-
takte zu den Wissenschaftlern in der Sowjetunion, so eine weitere Forderung, 
sollten die Westkontakte überflüssig werden. Benckert wurde auf der Sitzung 
massiv attackiert; lediglich Becherer, der Leiter des Physikalischen Instituts, 
stand ihm bei und wandte sich gegen einzelne Passagen des Textes, unter-
schrieb die Erklärung angesichts der aufgeheizten Stimmung schließlich aber 
doch.54 

Im Laufe des Tages, wahrscheinlich unmittelbar nach der Sitzung, wies Be-
cherer seine Sekretärin an, die Physikstudenten des 3. Studienjahres per Aus-
hang am schwarzen Brett zur Zwischenprüfung bereits für den folgenden Tag 

                                                            

53 MfS, BV Rostock, Abt. V/6, Zwischenbericht über bisher aufgeklärte Verbindungen des 
Bach, Rostock, 23.7.1959, BStU, MfS, BV Rostock, AOP 189/63, Bl. 58–63, hier 62.  
54 Krätzner, Die Universitäten der DDR (wie Anm. 24), 124.  
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ein zu bestellen.55 Den Studenten blieb wenig Zeit. Der Aushang hing jedoch 
noch rechtzeitig, so dass die davon Betroffenen ihn lesen konnten. Die Studen-
ten ihrerseits waren gerade erst aus den Semesterferien an die Universität zu-
rückgekehrt. Am 7. September sollten sie früh in Hornstorf in der LPG „Frei-
heit“ mit dem obligatorischen Ernteeinsatz beginnen. Dieser sollte bis zum 28. 
September dauern.56 Der 6. September konnte somit als Anreisetag verbucht 
werden; am 5., ab 8 Uhr bis kurz nach 16 Uhr, prüfte Becherer das vollzählig 
zur Anwesenheit verpflichtete Seminar in kollektiver Form. Das hieß, niemand 
durfte die Prüfung verlassen und jeder musste damit rechnen, aufgefordert zu 
werden, die anstehende Frage zu beantworten. Die Prüfung zog sich über acht 
Stunden hin und war mehr als ungewöhnlich. Die Studenten, aber auch Beche-
rer, waren an jenem Tag für niemanden zu sprechen. Sie entkamen, wie sich 
einer der Physikstudenten erinnert, dank der Mammutprüfung den an jenem 
Tag an der Universität umherziehenden Werbern, die die Studenten zur militä-
rischen Ausbildung verpflichten wollten.57 Die Seminargruppe verschwand 
nach ihrer Prüfung zum Kartoffeleinsatz, war somit auch in den folgenden 
Tagen nicht mehr in Rostock zugegen. All dies mochte von Becherer beabsich-
tigt worden sein. Zwar glaubt sich ein anderer der damals anwesenden Physik-
studenten erinnern zu können, dass einige aus der Seminargruppe Becherer 
gebeten hatten, sie noch vor dem Beginn des neuen Studienjahrs zu prüfen. 
Doch erfolgte Becherers Entschluss, die Prüfung kurzfristig anzusetzen, allem 
Anschein nach unter dem Eindruck der Senatssitzung. Als Teilnehmer des 
Treffens wusste er, dass in den folgenden Tagen an der Universität sprichwört-
lich die Luft brennen würde. Zum einen sollten alle Studenten einen Brief an 
Walter Ulbricht unterzeichnen. Die Unterschrift galt als Art Loyalitätsbeweis 
gegenüber der SED, und die Verweigerung konnte entsprechende Konsequen-
zen heraufbeschwören. Zum zweiten suchten Werber der FDJ und der Gesell-
schaft für Sport und Technik in den folgenden Tagen die Seminare auf, um 
möglichst viele Studenten zur Verteidigungsbereitschaft zu verpflichten. Die 
Werber standen unter Zeitdruck: Schließlich sollte eines der ersten FDJ-
Regimenter in Rostock bereits am 28. September öffentlich vereidigt werden. 
Für die Studenten hatte dies in der Praxis zwar zur Folge, dass kaum einer von 
ihnen in das Regiment aufgenommen wurde – die militärische Ausbildung 

                                                            

55 Bekanntmachung des Physikalischen Instituts der Universität Rostock, 4.9.1961, Privat-
besitz Walter Wild. 
56 Beurteilung der LPG „Freiheit“ Hornstorf, 28.9.1961, Privatbesitz Walter Wild. 
57 Auskunft Gerd Poppe, Berlin, vom 20.3.2014. 
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sollte nach den damaligen Plänen noch in den Ferien stattfinden. Doch dies 
konnte niemand am 4. September so genau wissen. Entscheidend war vielmehr 
die angespannte Stimmung, die sich an der Universität breit machte und die 
Becherer ahnen ließ, was in den nächsten Tagen auf seine Physikstudenten 
zukommen würde. Möglicherweise ließ er sich von der Hoffnung leiten, dass 
sich die Sache, wie so häufig, nach einiger Zeit wieder beruhigen würde. Seine 
Physikstudenten waren jedenfalls bis zum Tag der Regimentsvereidigung in 
den Kartoffeln. Und an ihrem letzten Tag, den sie noch vollständig an der Uni-
versität verbrachten, waren sie – „Prüfung, bitte nicht stören“ lautete der un-
missverständliche Hinweis an der Tür des Kleinen Hörsaales – nicht ansprech-
bar. Zwar hätten die Werber den Studenten an ihren Einsatzort folgen können, 
was sie tatsächlich in einer Reihe von Fällen auch taten, doch hatte Becherer 
ihnen das Leben somit etwas schwerer gemacht. Sollte dies von Becherer tat-
sächlich bezweckt worden sein, so wäre dies ein bemerkenswerter Akt der 
Zivilcourage. Insgesamt hatte er es ein weiteres Mal vermocht, ideologisch 
bedingte Eingriffe in seinem Fachbereich auflaufen zu lassen und in ihrer 
Durchschlagskraft zu mindern. 

Anführen ließe sich, wenn es um Nonkonformität geht, auch der Labor-
Leiter der Universitäts-Kinderklinik Werner Tittelbach-Helmrich. Trotz seiner 
Position bekannte er sich offen zur Kirche und hängte in dem von ihm be-
wohnten Haus im Klosterhof an der Universitätskirche im Flurfenster den 
Herrnhuter-Adventsstern auf. Unter den Universitätsmitarbeitern war dies eher 
selten; die meisten hielten sich, auch wenn sie kirchliche Bindungen hatten, um 
ihre Karriere nicht zu gefährden, von der Kirche fern. Um Werner Tittelbach-
Helmrich herum bildete sich Ende der sechziger Jahre eine Zeitlang ein Ge-
sprächskreis bürgerlicher Intellektueller, in dem im Westen veröffentlichte 
Bücher ausgetauscht und besprochen und philosophische Fragen diskutiert 
wurden. Tittelbach-Helmrich, hieß es bei der Staatssicherheit, vertrete eine 
„negative politische Position“, die sich in der Diskussion zur Verfassung der 
DDR äußere. „Darüber hinaus“, so weiter, lehne er „jegliche gesellschaftliche 
Tätigkeit ab.“58 
 
 

                                                            

58 MfS, BV Rostock, VSH AKG Tittelbach-Helmrich Dr., Werner; VSH Dipl. Physiker 
Hans-Joachim Bartsch. BStU, MfS, BV Rostock, AOP 189/63, Beiakte, Bl. 125; MfS, BV 
Rostock, Abt. XX/8, Ermittlungsbericht zum Antrag auf Reise in dringenden Familienange-
legenheiten, 28.5.1984, BStU, MfS, BV Rostock, Abt. XX, ZMA 2197, Bl. 4–5. 
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Verweigerung 
 
Auch zur Verweigerung kam es immer wieder. Hier können nur einige Beispiel 
angeführt werden: Nach der Abriegelung West-Berlins am 13. August 1961 
verweigerten die Theologie-Professoren Gottfried Holtz und Heinrich Benckert 
ihre Unterschrift unter jedwede Loyalitätserklärung: Die beiden Professoren, 
hieß es bei der Staatssicherheit, „opponierten grundsätzlich gegen Unter-
schriftsleistungen unter einen Aufruf der Nationalen Front, [des] Friedensra-
tes u. ä.“.59 Keine allumfassende Zustimmung fand auch der Ende August 1961 
von der FDJ-Hochschulgruppe und ihrem 1. Sekretär, Hennig Schleiff, aufge-
setzte Brief an SED-Chef Walter Ulbricht, der den Studenten in allen Fächern 
vorgelegt wurde. In ihm sollten die Unterzeichner unter anderem ihren Willen, 
in der Nationalen Volksarmee zu dienen und kein West-Fernsehen mehr zu 
sehen, bekunden. Trotz des massiven Drucks, der Androhung von Konsequen-
zen und Aussprachen weigerten sich viele Studenten und ganze Seminargrup-
pen, den Brief zu unterzeichnen, unter anderem bei den Theologen, Schiff- und 
Maschinenbauern und Medizinern.60 In der Seminargruppe Hetzheim, bei den 
Physikern im dritten Studienjahr, fand sich ebenfalls kein Student, der den 
Brief unterzeichnen wollte. Die Weigerung erfolgte nicht rein zufällig. Mit der 
Unterzeichnung des Ulbricht-Briefes sollten sich die Studenten verpflichten, 
ihre mühsam aus der Bundesrepublik besorgten und verhältnismäßig teuren 
Fachbücher an die Universitätsbibliothek abzugeben.61 

Im Jahre 1962 trat das von der Volkskammer verabschiedete „Gesetz über 
die allgemeine Wehrpflicht“ in Kraft. In Rostock verweigerten bis Ende Juli 
1963 neun Theologiestudenten den Wehrdienst; in Greifswald gab es bis dahin 
24 Verweigerungen.62 Ein Agronom aus Rostock erklärte vor der Musterungs-
kommission, dass er den Fahneneid nicht ableisten könne.63 Gar nicht erst zum 
Studium wieder zugelassen wurde ein aktenkundig gewordener „aktiver Wehr-

                                                            

59 MfS, BV Rostock, Bericht, BStU, MfS, BV Rostock, AS 70/76, Bl. 151. 
60 Krätzner, Die Universitäten der DDR (wie Anm. 24), 128–134.  
61 Gespräch mit Prof. Walter Wild, Rostock, am 26.3.2014. 
62 MfS, BV Rostock, Abt. V/4, Analyse über die Ablehnung des Wehrdienstes durch religiös 
gebundenen Personen im Bezirk Rostock in den Jahren 1962 und 1963 (Frühjahrsmuste-
rung), BStU, MfS, BV Rostock, AS Nr. 61/76, Bl. 91–98, hier 91. 
63 Auszug aus dem Abschlußbericht – Sachgebiet WKK, ohne Aussteller, ohne Datum und 
Ort, BStU, MfS, BV Rostock, AS Nr. 61/76, Bl. 101.   
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dienstverweigerer“, der vom Februar 1960 bis Mai 1961 wegen „staatsgefähr-
dender Hetze und Propaganda“ eine Haftstrafe zu verbüßen hatte.64      

1968 verweigerten in einer Seminargruppe der Sektion Schiffstechnik fünf 
von 16 Studenten ihre Unterschrift unter die „Zustimmungserklärung“ zum 
Einmarsch der Warschauer-Pakt-Truppen in Prag.65 Im Friedenskreis der 
Evangelischen Studentengemeinde diskutierte man 1981 über die Praxis, Stu-
denten „unter Druck zu setzen“, um „sie zum ROA-Dienst Reserveoffiziersan-
wärter zu zwingen.“66 Wie eine Student berichtete, bekomme „man kein Leis-
tungsstipendium, wenn man sich als Student nicht als ROA meldet.“67 Ausge-
nommen davon seien lediglich die Theologen. Weiterhin ging es darum, wie 
„diejenigen Studenten, die die ROA-Verpflichtung [...] ablehnen“, durch die 
Studentengemeinde unterstützt werden könnten. Während der größere Teil der 
männlichen Immatrikulierten glaubte, sich gegen die ROA-Verpflichtung 
kaum wehren zu können, war aus dem Umfeld der kirchlich gebundenen Stu-
denten Protest zu vernehmen. „Man verkaufe sich nicht für 60 Mark“, lautete 
eine der Wortmeldungen.68 1982 exmatrikulierte die Universität Rostock einen 
katholischen Studenten, der sich geweigert hatte, an der vormilitärischen Aus-
bildung teilzunehmen. Auch Henning Utpatel, einer der aktivsten Studenten in 
der Evangelischen Studentengemeinde, wurde aus diesem Grund aus der Uni-
versität herausgedrängt. Nach einem Freisemester sorgte die Universitätsver-
waltung im Zusammenspiel mit der Staatssicherheit dafür, dass er in Rostock 
nicht mehr immatrikuliert wurde. Dabei bezog man sich auf seine Weigerung, 
an der Reserveoffiziersausbildung teilzunehmen.69 

Als Sonderform des politisch abweichenden Verhaltens ist der Versuch an-
zuführen, die FDJ-Strukturen am Fachbereich zu unterwandern, um den ideo-
logischen Druck, der von der FDJ-Universitäts- und SED-Parteileitung und der 

                                                            

64 MfS, BV Frankfurt/Oder, KD Strausberg, Schreiben an die BV Rostock, KD Rostock, 
betr. Wehrpflichtiger xxx, Strausberg, 27.7.1964, BStU, MfS, BV Rostock, AS Nr. 61/76, 
Bl. 112.   
65 MfS, BV Rostock, Deliktekerblochkartei, passiver Widerstand, demonstrativ ablehnendes 
Verhalten von Personen, LMN 314, BStU, MfS, BV Rostock, DKK, Bl. 66. 
66 MfS, BV Rostock, Abt. XX/4, Abschrift des Tonbandberichtes des IMS „Heinz“, 
Rostock, 17.9.1981, BStU, MfS, BV Rostock, AIM 192/91, Bd. I/1, Bl. 473–479, hier 479. 
67 Ebd. 
68 Ebd. 
69 Ebd. 
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Universitätsverwaltung ausgeübt wurde, zu minieren, gegebenenfalls nach 
Maßen abzuwehren. Durch das Mitspracherecht der FDJ am Fachbereich sollte 
so auf einige Entscheidungen Einfluss genommen werden.70 Belegt sind solche 
Versuche bei den Theologen. Nach einem Besuch 1968 in Prag beschloss 
Christoph Wonneberger71 mit anderen Kommilitonen, hier eine eigene FDJ-
Gruppe zu gründen:72 Jene sollte nicht, wie allgemein praktiziert, der Diszipli-
nierung, Chancenverteilung nach politischen Kriterien und der Erziehung im 
Sinn der SED dienen. Vielmehr gingen Wonneberger und seine Mitstreiter 
daran, die bestehenden Strukturen auf diesem Wege zu unterwandern. Im aus-
gewählten Kreis der Eingeweihten lasen sie Georg Wilhelm Friedrich Hegel, 
Ludwig Feuerbach, Karl Marx und Ernst Bloch, um das herrschende System 
mit seinen „eigenen Waffen“ zu widerlegen. Der Versuch, sich so Freiräume zu 
erkämpfen, blieb nicht lange unentdeckt. Mehrere Studenten wurden festge-
nommen und verhört; einige von ihnen zu Haftstrafen verurteilt. Christoph 
Wonneberger musste seine Prüfungen vorzeitig ablegen und die Universität 
umgehend verlassen.73 Im Oktober 1985 gründeten die Theologiestudenten 
einen vom MfS als „illegal“ bezeichneten Studentenrat. Mit ihm hofften sie 
mehr Mitspracherechte zu erhalten und sich gegen die Sektionsleitung besser 
durchsetzen zu können. Konkret sollte das aus fünf Mitgliedern bestehende 
                                                            

70 Bekanntestes Beispiel dafür war die versuchte Unterwanderung der FDJ an der Universi-
tät Jena, unter anderem durch Mitglieder des Eisenberger Kreises. Vgl. Patrick von zur 
Mühlen, Der „Eisenberger Kreis“. Jugendwiderstand und Verfolgung in der DDR 1953–
1958, Bonn 1995. 
71 Andreas Peter Pausch, Widerstehen. Pfarrer Christoph Wonneberger, Berlin 2014; 
Thomas Mayer, Der nicht aufgibt: Christoph Wonneberger – eine Biographie, Leipzig 2014.   
72 MfS, BV Rostock, Abt. XX/4, Auskunftsbericht, Rostock, 18.3.1969. BStU, MfS, BV 
Rostock, AIM 925/69, Bl. 90–92. Inwieweit es mit dem zeitgleich existierenden „Theologi-
schen Arbeitskreis von Studenten an den theologischen Ausbildungsstätten in der DDR“, 
gegen den das MfS ermittelte, Überschneidungen gab, oder ob es sich um denselben Kreis 
handelte, ließ sich nicht genau feststellen. Unter anderem hierzu: MfS, HA IX, Verneh-
mungsprotokoll des Beschuldigten xxx, xxx, Berlin, 2.7.1969, Bl. 138–149. Reichert, Stef-
fen: Ein Leben im Schatten der Mauer. Er erlebte vom Westen aus den Mauerbau und wurde 
durch den Mauerfall gerettet: Christoph Wonneberger. In: Glaube und Heimat. Evangeli-
sches Sonntagsblatt für Thüringen, Nr. 33, 14.8.2011, 4.   
73 Steffen Reichert, Ein Leben im Schatten der Mauer. Er erlebte vom Westen aus den Mau-
erbau und wurde durch den Mauerfall gerettet: Christoph Wonneberger, Glaube und Heimat. 
Evangelisches Sonntagsblatt für Thüringen, Nr. 33, 14.8.2011, 4; Ehrhart Neubert, Chris-
toph Wonneberger, in: Andreas Herbst u. a. (Hrsg.): Wer war wer in der DDR? Ein Lexikon 
ostdeutscher Biographien, Bd. 2. 5. Neuausgabe Berlin 2010, 1453f. 



32 Christian Halbrock  
 
Gremium, unter ihnen Cornelia Kühn und Christoph Matschie, gegen „Unge-
rechtigkeiten in Prüfungen“ vorgehen und „Exmatrikulationen im Zusammen-
hang mit der Zivilverteidigungsausbildung“ verhindern helfen.74     
 
Protest 
 
In einzelnen Fällen begehrten Studenten und Universitätsmitarbeiter gegen 
ihrer Ansicht nach ungerechte Entscheidungen und die politischen Verhältnisse 
auf. Sie protestierten, indem sie sich öffentlich kritisch äußerten. Vereinzelt 
bemühten sie sich, ihre Kommilitonen zum kollektiven Protest zu motivieren. 
Nach der Entlassung von Professor Arno Geertz75 und der Festnahme zweier 
Studenten durch die Staatssicherheit eskalierte im Februar 1958 an der Schiff-
bautechnischen Fakultät die Situation. Die beiden Schiffbaustudenten Klaus 
Worofsky und Karl-Peter Hedrich riefen eine Studentenversammlung ein, auf 
der Worofsky vergeblich vorschlug, vor das Gebäude der Staatssicherheit zu 
ziehen. Auch wurde ein Studentenstreik erwogen. Eine Abordnung unter der 
Leitung von Klaus Worofsky suchte den Prodekan und den Parteisekretär der 
Universität auf und forderte von ihnen die Wiedereinsetzung von Geertz und 
die Freilassung der Kommilitonen. Wenig später verhaftete die Staatssicherheit 
Worfsky und Hedrich als vermeintliche Rädelsführer. Worofsky wurde vom 
Bezirksgericht zu 2 Jahren und neun Monaten Zuchthaus, Hedrich zu einer 
Zuchthausstrafe von einem Jahr und acht Monaten verurteilt.76 

Die doppeldeutig kritischen Äußerungen des Mathematikers Professor 
Lothar Berg77 riefen Anfang der achtziger Jahre parteikonforme Vorlesungsbe-
sucher auf den Plan. Während einer obligatorischen Marxismus-Leninismus-
Schulung im Februar 1982 in Heiligendamm „hegte“ Berg „Zweifel an der 
Richtigkeit […] des Marxismus-Leninismus“ und stellte den Lehrsatz, „die 

                                                            

74 MfS, BV Rostock, Sachstandsbericht zum OPK „Begegnung“, BStU, MfS, HA XX/4, Nr. 
327, Bl. 150; BStU, MfS, HA XX/4, Nr. 655, Bl. 172–174. 
75 Arno Geertz galt als Spezialist der Luftfahrtforschung. Er war von 1954 bis zu seiner 
Verhaftung und Entlassung Professor für Mechanik und Festigungslehre an der Schiffbau-
technischen Fakultät. 1958 flüchtete er nach seiner Entlassung nach Hamburg und wurde 
Leiter der Versuchsabteilung im Flugzeugbau bei Bloom & Voss. 
76 MfS, BV Rostock, Untersuchungsabteilung, Schlussbericht, Rostock, 24.4.1958, BStU, 
MfS, BV Rostock, AU 84/58, Bl. 337–354; Ammer, Universität zwischen Demokratie und 
Diktatur (wie Anm. 22), 172; Namen und Schicksale (wie Anm. 22), 147, 154.    
77 Lothar Berg war von 1965 bis 1996 Professor für Analysis an der Universität Rostock. 
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Partei habe immer Recht“, in Frage. Berg verwies die Studenten auf die alles 
andere als positive Entwicklung in China, Albanien oder Rumänien. Laut Berg 
hätten „politische Systeme, in denen eine Opposition“ bestehe, „auch etwas für 
sich“. Ferner lobte er die unabhängige polnische Gewerkschaft Solidarność, die 
nach Berg die „Parteipolitik […] in Bewegung gebracht“ habe, und protestierte 
gegen die Diffamierung von Solidarność in der DDR-Presse. Die Universitäts-
leitung schlug dem Minister für Hoch- und Fachschulwesen daraufhin vor, 
Lothar Berg sofort zu beurlauben und als Hochschullehrer von Berlin aus ab-
zuberufen. Das Ost-Berliner Ministerium ging auf die Vorschläge nicht ein und 
beließ Lothar Berg im Amt. Zugute kam Berg dabei wohl auch, dass er seit 
1981 als Vorstandsmitglied die Mathematische Gesellschaft der DDR leitete 
und über viele internationale Kontakte verfügte.78 

Zum kollektiven Protest kam es an der Universität und in den Studenten-
wohnheimen in Form von Petitionen, Eingaben und eigenmächtig erstellten 
Wandzeitungen nach der „Streichung der sowjetischen Zeitschrift ‚Sputnik‘ 
von der Liste des Postzeitungsvertriebes der DDR“ 1988. Das Verbot des sow-
jetischen Readers Best wurde als Absage der SED an die Reformpolitik in 
Moskau verstanden und rief entsprechende Proteste hervor. In mehreren Fach-
bereichen entstanden, zum Teil unterstützt von den Lehrkräften, Protestschrei-
ben, so am Fachbereich Maschinenbau und Schiffstechnik durch den Professor 
für Schweißtechnik Peter Seyffarth. In der Sektion Geschichte und im Hoch-
haus Gdansker Straße in Lütten Klein wurden die Wandzeitungen umgestal-
tet.79  
 
Widerstand 
 
Immer wieder gab es vereinzelt Widerstandsaktionen an der Universität in 
Rostock: Ab 1959 beschäftigte sich zum Beispiel die Staatssicherheit in 
Rostock mit dem Diplom-Physiker, Assistent und Lehrbeauftragten Arthur 

                                                            

78 MfS, HA XX, Politisches provokativ-demonstratives Verhalten eines Wissenschaftlers 
der Wilhelm-Pieck-Universität Rostock, 18.2.1982, BStU, MfS, HA XX, AKG 127, Bl. 
113f.; MfS, BV Rostock, Abt. XX, Dokumentenkartei Lothar Berg, BStU, MfS, BV 
Rostock, Abt. XX.  
79 MfS, BV Rostock, Information Nr. 126/88 über Reaktionen der Bevölkerung auf die 
Streichung der sowjetischen Zeitschrift „Sputnik“ von der Liste des Postzeitungsvertriebes 
der DDR, Rostock, 23.11.1988, BStU, BV Rostock, Nr. 195/93, T. II, Bd. I, Bl. 21–29; 
Eingabe gegen Sputnik-Verbot, BStU, MfS, BV Rostock, AOPK 490/93, Bl. 158. 
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Bach. Bach stand im Verdacht eine „Untergrundgruppe“ bilden zu wollen. 
Ausgelöst wurden die Ermittlungen durch einen Studenten.80 Er wandte sich an 
ein Mitglied der FDJ-Universitätsleitung und berichtete, dass Bach ihn gefragt 
habe, ob er in einer „Untergrundbewegung zum Sturz der Republik“ bereit sei, 
mitzuarbeiten. Der so Angesprochene meldete dies umgehend weiter – von 
sich aus „erschien er auf der Dienststelle“ des MfS und erstattete Anzeige. 
Ende 1960 floh Bach in die Bundesrepublik. Offensichtlich war er gewarnt 
worden.81  

Im Hörsaal des Anatomischen Institutes fand man am 27. Oktober 1962 
insgesamt 35 mit Schreibmaschine hergestellte Flugblätter mit dem Rosa-
Luxemburg-Zitat „Freiheit, nur für die Anhänger der Partei, Freiheit nur für 
die Anhänger der Regierung usw.“82 Einen Monat später tauchten in der Uni-
versitätspoliklinik 110 Flugblätter auf, die mit einem Druckkasten gefertigt 
worden waren. Ihr Text lautete: „Der soz. Staat kann nur gerechte Kriege füh-
ren – W.I. Lenin – 1939 Angriff auf Polen und Finnland – Niemand hat die 
Absicht, eine Mauer zu errichten – Walter Ulbricht“.83 

Kurz vor der Kommunalwahl im März 1970 kursierte an der Universität ein 
Schreiben, in dem Unbekannte „mit studentischem Gruß, euer Heinz Donner, 
von der Oder bis zum Rhein“ gegen die Wahlfarce protestierten. Sie forderten 
unter anderem eine DDR „ohne Manipulierung und Verfassungsbruch im 
Wahlkampf, ohne Verhinderung der Freizügigkeit durch Stacheldraht und 
Mauer [...], ohne ‚Unfehlbarkeit‘ einer Partei und [...] Entmündigung des 
Volkes“ sowie „ohne kommunistischen Militarismus“.84  

                                                            

80 Er wurde vom MfS als Kontaktperson geführt. MfS, BV Rostock, Abt. V/6, Zwischenbe-
richt über bisher aufgeklärte Verbindungen des Bach, Rostock, 23.7.1959, BStU, MfS, BV 
Rostock, AOP 189/63, Bl. 58–63, hier 58.  
81 Arthur Bach arbeitete am Institut für Experimentalphysik. In Kooperation mit der noch 
halbprivaten Firma Wilhelm Müller KG Messinstrumente und Feinmechanik Rostock ent-
wickelte er das Strahlenmessgerät GMP-15 (an anderer Stelle GM-15 genannt). MfS, BV 
Rostock, Abt. V/6, Bericht, Rostock, 6.7.1959, BStU, MfS, BV Rostock, AOP 189/63, Bl. 
35–39. 
82 MfS, BV Rostock, Abt. V/6, Sachstandsbericht zur Operativen Vorlaufakte I/1913/62, 
Rostock, 8.1.1963, BStU, MfS, HA XX, Nr. 6490, Bl. 10–40. 
83 MfS, BV Rostock, Deliktekerblochkartei, schriftliche Hetze unbekannt, LMN 154, Sam-
melkarte, BStU, MfS, BV Rostock, DKK, Bl. 195. 
84 MfS, BV Rostock, Deliktekerblochkartei, schriftliche Hetze unbekannt, LMN 154, BStU, 
MfS, BV Rostock, DKK, Bl. 267. [Hervorh. i. O.] 
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Zwischen November 1973 und März 1974 erschien die illegal gedruckt Stu-
dentenzeitung „Summa Summarum“. Sie enthielt „negative politische Witze“, 
systemkritische Texte und „negatives kirchliches Gedankengut“; verbreitet 
wurde sie vor allem in der Sektion Mathematik. Insgesamt gelang es den Her-
ausgebern, fünf Ausgaben mit je 40 bis 80 Exemplaren im Ormig-Verfahren zu 
drucken und in Umlauf zu bringen. Auf Veranlassung des Rektors und der 
Universitätsparteileitung wurden zwei der Initiatoren im Mai 1974 exmatriku-
liert; sieben weitere Studenten konnten der Exmatrikulation im Disziplinarver-
fahren nur entgehen, indem sie sich von der Zeitung und beiden Kommilitonen 
distanzierten.85 
 
Opposition 
 
Daneben fanden sich vereinzelt Gesprächskreise, die nach Wegen suchten, ein 
oppositionelles Votum zu äußern. Bislang lassen sich vier derartige Versuche 
im Umfeld der Universität nachweisen.86 Seit Anfang 1968 beschattete die 
Staatssicherheit in Rostock fünf wissenschaftliche Assistenten. Offen sagten 
sie an der Universität ihre Meinung: In den obligatorischen Politschulungen 
wandten sie sich gegen den Einmarsch der Warschauer-Pakt-Truppen in die 
ČSSR 1968, sprachen sich für die „Öffnung der Grenzen“ und Pressefreiheit 
aus und monierten „die ‚einseitige Information‘“ in der DDR-Presse.87 Zu-
gleich fielen sie aufgrund ihres Bartwuchses und ihrer legeren Kleidung auf: 
Mal „führten“ die Verdächtigen „eine angeregte Unterhaltung“, mal monierten 
die Spitzel der Staatssicherheit, „dass sie in der Mensa heftig miteinander dis-
kutierten.“88 Schon von ihrem Erscheinungsbild „strahle“, so war sich die 
Staatssicherheit sicher, im Universitätsalltag „ein negativer Einfluß auf ande-
re“ aus.89 Auch sonst erwiesen sich die fünf nicht als „Kind von Traurigkeit“: 
Auf einer von ihnen „organisierten Ausstellung“ hängten sie, „obwohl genü-

                                                            

85 MfS, BV Rostock, Deliktekerblochkartei, schriftliche Hetze bekannt, LMN 144, BStU, 
MfS, BV Rostock, DKK, Bl. 14. 
86 Hierzu im einzelnen Christian Halbrock, „Freiheit heißt, die Angst verlieren“. Verweige-
rung, Widerstand und Opposition in der DDR: Der Ostseebezirk Rostock (Analysen und 
Dokumente, 40). Göttingen 2014. 
87 Ebd., Bl. 14. 
88 Ebd., Bl. 35. 
89 Ebd., Bl. 47. 
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gend Platz vorhanden war, [...] eine Zeichnung eines Wisents neben das Bild 
von Genosse Stoph, so dass der Eindruck entstand, als wolle der [...] Wisent 
nach dem [....] Ministerpräsidenten stoßen.“90 Für die Staatssicherheit verdich-
teten sich die Verdachtsmomente. Wie die Bezirksverwaltung erfuhr, trafen 
sich die Verdächtigen einmal „wöchentlich [...] zu einer Diskussionsrunde“, 
um über philosophische und politische Fragen zu debattieren.91 Diskutiert wur-
de hier auch über politische Probleme und die Frage, welche Möglichkeiten es 
gäbe, gegen die Verhältnisse aufzubegehren und diese zu ändern. Die Gruppe 
kam zu dem Ergebnis, dass es notwendig sei, sich in sozialen Belangen für 
andere einzusetzen. Kritisiert wurde unter anderem der Abriss von Teilen der 
Altstadt rund um den Schröderplatz – jener sei, lautete das Fazit, „unverant-
wortlich, [...] die Altbauten sollte man stehen lassen.“ Während einer der Tref-
fen kam die Gruppe überein, dass „es nur nützlich sein könne, wenn jemand 
Opposition zu dieser Wohnraumpolitik und zur Bauplanung der Stadt Rostock 
machen würde.“92 Die Staatssicherheit sah dies naturgemäß anders: „In diesem 
Kreis“ würden von den Verdächtigen „Diskussionen geführt, die sich gegen die 
marxistisch-leninistische Ideologie, die sozialistische Kultur und Wirtschaft 
wenden.“93 Zugleich standen die Verdächtigen im engen Kontakt mit Gleich-
gesinnten in Berlin, Halle und Ilmenau. Bei den gemeinsamen Treffen und in 
der inzwischen regen Korrespondenz zwischen den Gruppen, „wurde [...] die 
monatliche Herausgabe eines ‚Informationsblattes‘“ erwogen. Zugleich schien 
seit Herbst 1968 auch über ein politisches Strategiepapier diskutiert worden zu 
sein. Durch ein später inhaftiertes Mitglied erfuhr das MfS mehr: Es existierten 
„drei schriftliche Konzeptionen über die Bildung und Tätigkeit der staatsfeind-
lichen Gruppe an den Hochschulstandorten Halle, Ilmenau, Berlin und 
Rostock.“ In den Konzeptionen gehe es um die politischen Vorstellungen, unter 
anderem, was eine Opposition leisten könne und was man politisch anstrebe, 
sowie um die Frage der oppositionellen Tätigkeit.94 Ziel der Gruppe sei es, so 
fasste das MfS die Ermittlungsergebnisse zusammen, „die gesellschaftlichen 

                                                            

90 MfS, BV Rostock, KK-Erfassung (KK-ungesetzliches Verlassen der DDR), Bl. 4, Eintrag 
vom 5.8.1971. 
91 Ebd., Eintrag vom 18.3.1970 sowie MfS, BV Rostock, Abt. XX/3, Abschlussbericht, 
Rostock, 6.10.1971, BStU, MfS, AR 3, AOP 4857/74, TV 1, Bd. I, Bl. 6–49, hier 17, 31. 
92 Ebd., Bl. 31. 
93 Ebd., Bl. 17. 
94 Ebd., Bl. 48. 
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Verhältnisse in der DDR zu verändern.“95 Die Staatssicherheit und die Univer-
sität blieben nicht untätig: Im April 1971 bestellte die Universität den Haupt-
verdächtigen zu „einem Kadergespräch“ ein. Man nötigte ihn, „ein Schreiben 
zu unterzeichnen“, aus dem hervorging, „daß er wegen seiner politischen 
Haltung nicht zum Erzieher an der Universität geeignet ist und diese nach 
seiner Promotion [...] zu verlassen“ habe.96 Zunehmend fühlte sich der Kreis 
unter Druck gesetzt. Spätestens Anfang 1973 fiel die Gruppe auseinander. 
Nach der Festnahme eines Kollegen fahndete das MfS ab Anfang Dezember 
1972 nach dem Hauptverdächtigten. Im Januar 1973 meldete sich der Gesuchte 
postalisch aus Hannover. Über eine „Schleusung“ hatte er es vermocht, in die 
Bundesrepublik zu gelangen.97 
 
Politisch abweichendes Verhalten konnte sich an der Universität in verschiede-
nen Formen äußern. Auch in Rostock bekannten Studenten und Universitäts-
mitarbeiter durch eine dezidiert gelebte Bürgerlichkeit oder durch kleine Zei-
chen der Unangepasstheit im Alltag, dass sie sich den Vorgaben der SED nur 
widerwillig unterzuordnen bereit waren. Ebenso gab es Verweigerung, Wider-
spruch und Aufbegehren, auch wenn sich dies mit Hilfe der Akten des Staats-
sicherheitsdienstes nur bedingt rekonstruieren lässt. Die Gremien der Universi-
tät, die FDJ, die SED und der FDGB gingen gegen beinahe jede politische 
Abweichung in den Fachbereichen im vorhereilenden Gehorsam vor und erle-
digten die Arbeit, die ansonsten der Staatssicherheit zufiel. Die Staatssicherheit 
ihrerseits schritt nicht nur in „strafrechtlich relevanten“ Fällen ein. Sie öffnete 
heimlich Briefe und las die Korrespondenz von Studenten und Professoren, 
sammelte belastendes Material und fertigte Berichte über die Stimmung in den 
Fachbereichen an. Obwohl sich bezogen auf die vier Jahrzehnte der DDR ohne 
Mühe weitere Beispiele anführen ließen, in denen widersprochen oder Wider-
stand geleistet wurde, so blieb dies an diesem Ort stets die Ausnahme. Die 
Universität war und blieb – von den entsprechenden Ausnahmen abgesehen – 
zuallererst den politischen Vorgaben der SED verpflichtet und wurde von der 
SED als Kaderschmiede angesehen – so zumindest das Bild, das sich aus den 
hier verwendeten Akten gewinnen lässt. 
 
                                                            

95 Ebd., Bl. 47. 
96 MfS, BV Rostock, KK-Erfassung (KK-ungesetzliches Verlassen der DDR), Eintrag vom 
7.4.1971, Bl. 2. 
97 Ebd., Eintrag vom 16.1.1973, Bl. 4. 
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Harald Lönnecker 
 
 „... auch das wackere und freie Burschenleben kam nicht 
zu kurz, wie es von alters her den deutschen Universitäten 
eigen“ – Zum Rostocker Studentenvereinswesen seit dem 
späten 18. Jahrhundert bis 1935. Ein Überblick 
 
Studentenstatus und Studentenvereinigungen 
 
Friedrich Wilhelm Schirrmacher (1824–1904), in Rostock lehrender „Polyhis-
tor“ mit rechtshistorischem Interesse, Ehrenmitglied des 1871 gegründeten 
Rostocker Akademisch-Juristischen Vereins (AJV), den es ohne ihn nicht ge-
geben hätte und den er fast 34 Jahre hindurch maßgeblich als Protektor „be-
gleitete u. belebte“, hielt bei dessen 30. Stiftungsfest 1901 eine Rede, in der er 
u. a. ausführte: 

„Der akad.-jurist. Verein zu R[ostock]. trat ins Leben, weil Studierende 
das tiefempfundene Bedürfnis fühlten, ihre Fachwissenschaft nicht nur 
hinnehmend anzunehmen, sondern teilzunehmen an ihrem Aufbaue und 
ihrer Gestaltung, weil sie sich bilden wollten und nicht nur eine Ausbil-
dung anstrebten, die ihnen dereinst Lohn und Brot gewähren würde. Sie 
wollten Wissenschaft in ihrem festen Kreise treiben, sie suchten im Ge-
spräch den Austausch und die Belehrung und die Fortbildung ihrer Per-
son, zu welchem Behufe sich der deutsche Jüngling an die Universität 
und unter seinesgleichen begibt. [...] Aber auch das wackere und freie 
Burschenleben kam nicht zu kurz, wie es von alters her den deutschen 
Universitäten eigen. [...] Zugleich Fachverein und Verbindung, tritt der 
akad.-jurist. Verein zu R[ostock]. jetzt ein in ein neues Lebensjahrzehnt, 
wird er seinen alten Kurs fortsetzen, der ihn auf solch schöne Höhe ge-
bracht! Möge er immerdar blühen, wachsen und gedeihen!“1 

                                                            

1 Bundesarchiv, Koblenz, DB 9: Deutsche Burschenschaft, (1726)1815–ca. 1960, Slg. Nr. 
41.3: Kartellverband Rechts- und Staatswissenschaftlicher Vereine (KVRuStV) (künftig zit.: 
BAK, DB 9, KVRuStV), 9. Personalia, Friedrich Wilhelm Schirrmacher; Unterstreichung 
im Original; auch in: Harald Lönnecker, „... der deutschen Studentenschaft und unserem 
Rechtsleben manchen Anstoß geben“ – Zwischen Verein und Verbindung, Selbsthilfeorga-
nisation und Studienvereinigung. Juristische Zusammenschlüsse an deutschen Hochschulen 
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Schirrmachers Wunsch erfüllte sich nicht, bereits wenige Jahre nach seinem 
Tod fehlte dem Verein der Nachwuchs, bei Kriegsausbruch 1914 verschwand 
er. Ihm setzte der Krieg so zu, dass keine Erholung mehr möglich war. Das galt 
auch für neun weitere akademisch-juristische Vereine an anderen Hochschulen 
und ihren Zusammenschluss, den ab 1887 entstandenen Kartellverband Rechts- 
und Staatswissenschaftlicher Vereine. Er war kaum mehr als der von ständigen 
Streitigkeiten geprägte kleinste gemeinsame Nenner nicht einmal aller Vereine, 
der unter den akademischen Verbänden wie der Deutschen Burschenschaft, der 
Deutschen Landsmannschaft oder den Kösener Corps zu den kleineren zählte, 
im Gegensatz zu diesen über keine auf Dauer ausgerichtete Struktur verfügte 
und daher entsprechend einflusslos war. Nichtsdestoweniger war er wie bei 
anderen Verbänden das Band zwischen der Mehrzahl der Vereine, erlaubte 
ihnen Kommunikation, Austausch und Verständigung über interessierende 
Themen.2 

Akademisch-juristische Studentenvereine sind ein Phänomen vornehmlich 
des deutschen Kaiserreichs, rund 40 wurden zwischen 1871 und 1914 gegrün-
det, davon 24 in den ersten anderthalb Jahrzehnten nach der Reichsgründung 
mit einem Schwerpunkt zwischen 1880 und 1885. Allein in diesem Jahrfünft 
entstanden 15 Vereine, eine Folge der zunehmenden Studentenzahlen.3 Die neu 
an die Universität drängenden Studenten fanden angesichts zunehmender Ex-
klusivität der besitz- und bildungsbürgerlich geprägten alten Verbindungen wie 
Corps und Burschenschaft keine Aufnahme in diese und gründeten daher eige-
ne Korporationen. Das galt ebenso für andere Fach- und Interessenvereine wie 
Theologen und Mathematiker, Turner und Sänger.4 Sie adaptierten den studen-

                                                            

ca. 1870–1918 (Rostocker Rechtsgeschichtliche Reihe, 13), Aachen 2013, 421; zu Schirr-
macher: ebd.,  220–222. 
2 Ebd., 389–420. 
3 Ebd., 8 f., 24–105. 
4 Zu diesen mit weiteren Nachweisen: Harald Lönnecker, Studenten und Gesellschaft, Stu-
denten in der Gesellschaft – Versuch eines Überblicks seit Beginn des 19. Jahrhunderts, in: 
Rainer Christoph Schwinges (Hrsg.), Universität im öffentlichen Raum (Veröffentlichungen 
der Gesellschaft für Universitäts- und Wissenschaftsgeschichte, 10), Basel 2008, 387–438; 
ders., „Demut und Stolz, ... Glaube und Kampfessinn“. Die konfessionell gebundenen Stu-
dentenverbindungen – protestantische, katholische, jüdische, in: Rainer Christoph Schwin-
ges (Hrsg.), Universität, Religion und Kirchen (Veröffentlichungen der Gesellschaft für 
Universitäts- und Wissenschaftsgeschichte, 11), Basel 2011, 479–540; ders., „Ehre, Freiheit, 
Männersang!“ – Die deutschen akademischen Sänger Ostmitteleuropas im 19. und 20. Jahr-
hundert, in: Erik Fischer (Hrsg.), Chorgesang als Medium von Interkulturalität: Formen, 
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tischen Traditionalismus, die älteren Formen, historisierten, archaisierten und 
romantisierten sich dadurch und gewannen so festen Boden unter den Füßen. 
Corps und Burschenschaften setzten den Vereinen die Maßstäbe studentischen 
Lebens, gleich, ob man ihnen folgte oder sie als Anlass zum Ärgernis nahm. So 
oder so ließen sich die als traditionell, alt und ehrwürdig empfundenen Rituale 
und Gebräuche des Studententums instrumentalisieren und mit ganz unter-
schiedlichen Inhalten füllen – was zugleich Auskunft über die erstaunliche 
Flexibilität der korporativen Struktur gibt. Rituale und Gebräuche boten den 
neuen Vereinigungen aber auch eine Basis, die ihnen Halt und Dauer, Würde 
und Autorität gab, die sie in soziales Kapital umsetzen konnten, das sie als 
besonders wertvolle und herausgehobene Mitglieder der bürgerlichen Gesell-
schaft des Kaiserreichs erscheinen ließ.5 

Voraussetzung dieser Entwicklung ist der Studentenstatus.6 Studenten sind 
als künftige Akademiker das Führungspersonal von morgen. Das macht sie als 
Gegenstand der Forschung interessant. Zudem vereinen sich in der Studenten-
schaft Aspekte einer juristisch, kulturell und gesellschaftlich relativ geschlos-
senen Gruppe: Zunächst ist das Studententum eine zeitlich begrenzte Phase im 
Leben junger Erwachsener, die ein ausgeprägtes, studentische Traditionen 
weitergebendes Gruppenbewusstsein aufweisen und daher wenig soziale Kon-

                                                            

Kanäle, Diskurse (Berichte des interkulturellen Forschungsprojektes „Deutsche Musikkultur 
im östlichen Europa“, 3), Stuttgart 2007, 99–148; ders., „Goldenes Leben im Gesang!“ – 
Gründung und Entwicklung deutscher akademischer Gesangvereine an den Universitäten 
des Ostseeraums im 19. und frühen 20. Jahrhundert, in: Ekkehard Ochs/Peter Ten-
haef/Walter Werbeck/Lutz Winkler (Hrsg.), Universität und Musik im Ostseeraum (Greifs-
walder Beiträge zur Musikwissenschaft, 17), Berlin 2009, 139–186; ders., Rudern, Segeln, 
Fliegen – Aktivitäten akademischer Verbindungen und Vereine zwischen Sport und Politik 
ca. 1885–1945, in: Thomas Alkemeyer/Wolfgang Buss/Lorenz Peiffer/Bero Rigauer (Hrsg.), 
Sport in Nordwestdeutschland (SportZeiten. Sport in Geschichte, Kultur und Gesellschaft, 
9/3), Göttingen 2009, 7–36; ders., „Turner-Führer“ – Akademische Turnvereinigungen in 
Münster und ihre Vorstellungen von gesellschaftlicher Elite vom 19. Jahrhundert bis zum 
Ende der Weimarer Republik, in: Westfälische Forschungen 63 (2013), 37–56; ders., „... 
freiwillig nimmer von hier zu weichen...“ Die Prager deutsche Studentenschaft 1867–1945, 
Bd. 1 (Abhandlungen zum Studenten- und Hochschulwesen, 16), Köln 2008; ders., „... nur 
den Eingeweihten bekannt und für Außenseiter oft nicht recht verständlich“. Studentische 
Verbindungen und Vereine in Göttingen, Braunschweig und Hannover im 19. und frühen 
20. Jahrhundert, in: Niedersächsisches Jahrbuch für Landesgeschichte 82 (2010), 133–162. 
5 Vgl. Lönnecker, Eingeweihte (wie Anm. 4), 147, 153 f., 162. 
6 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Lönnecker, „... der deutschen Studen-
tenschaft“ (wie Anm. 1), 20. 
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takte zu anderen Schichten pflegen. Studenten sind familiärer Sorgen weitge-
hend ledig, auf Grund des deutschen, wissenschaftlichen und nicht erzieheri-
schen Studiensystems in ihrem Tun und Lassen ausgesprochen unabhängig und 
wegen ihrer vorrangig geistigen Beschäftigung wenig auf vorhandene Denk-
modelle fixiert. Besonderen Nachdruck verleihen studentischem Engagement 
die berufliche, soziale und finanzielle Ungewissheit, der instabile Sozialstatus: 
Studenten sind noch nicht gesellschaftlich integriert und stehen daher auch 
Kompromissen weitgehend ablehnend gegenüber. In ihren politischen Ideen 
und Idealen neigen Studenten deshalb zum Rigorismus. Daraus resultiert, Geg-
ner zu bekehren, oder, wenn das nicht möglich ist, sie niederzukämpfen oder 
zu vernichten. Zudem: Bis weit in die fünfziger Jahre des 20. Jahrhunderts 
hinein begriffen die Gesellschaft wie die Studenten sich selbst als Elite, die als 
Akademiker die führenden Positionen des öffentlichen Lebens einnehmen 
würden, woraus letztlich das für eine Avantgarderolle unerlässliche Selbstbe-
wusstsein entstand. Damit einher ging eine anhaltende Überschätzung der ei-
genen Rolle, aber auch eine Seismographenfunktion gesellschaftlicher Verän-
derungen. Mehr noch, studentische Organisationen, die akademischen Vereine 
und Verbindungen, hatten für die politische Kultur des bürgerlichen Deutsch-
land von jeher eine Leitfunktion, spiegeln die Vielgestaltigkeit des gesell-
schaftlichen Lebens und sind mit den Problemen der einzelnen politisch-
gesellschaftlichen Kräfte und Gruppen verzahnt. 

Während der keiner Korporation angehörende Student nur mehr die Statis-
tik bereichert und in der Regel mangels Hinterlassung von Quellen für die 
Geschichtsforschung kaum greifbar ist, hat der Beitritt zu einer Verbindung – 
das „Aktivmelden“ – den Charakter eines (weltanschaulichen) Bekenntnisses.7 
Der Student gewinnt Konturen, indem er für die Prinzipien seiner Verbindung 
einsteht und sie lebt. Aber durch die Traditionspflege der Korporationen über-
lebt er auch, bleibt er in seiner Zeit für die folgenden Generationen sichtbar, 
wird Beispiel. Studentengeschichte ist daher in erster Linie Geschichte der 
Korporationen. Zugehörigkeit zu einer Verbindung war für viele führende 
Persönlichkeiten und zahlreiche Akademiker des 19. und 20. Jahrhunderts ein 
konstitutives Element ihres späteren Lebens, das nicht überschätzt, keinesfalls 
aber auch unterschätzt werden sollte. Dabei muss allerdings klar sein, dass sich 
hinter ähnlichen Lebensformen gänzlich verschiedene Zielsetzungen verber-
gen, die von der betont „deutschen“ Burschenschaft bis zu den katholischen 
Korporationen der Zeit nach dem Kulturkampf reichen – in Rostock als einer 

                                                            

7 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: ebd., 12. 
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ausgesprochen evangelischen Hochschule setzte das katholische Studentenver-
einswesen allerdings erst 1929 mit der Nordmark ein, obwohl es Vorläufer seit 
1896 gab.8 

Studenten schlossen sich seit Beginn der mitteleuropäischen Universitäts-
gründungen im 14. Jahrhundert an der Hochschule zusammen.9 Diese Zusam-
menschlüsse, die akademischen Verbindungen oder Korporationen, sind keine 
rein kulturelle Besonderheit der deutschsprachigen Hochschulen, sondern be-
ruhen auf einer besonderen Entwicklung. Sie war seit dem späten Mittelalter 
durch den Modus des freien Wohnens, Studierens und Lebens der Studenten 
und nicht zuletzt durch Territorialisierung geprägt, die ihren Ausdruck in den 
Staat und Kirche mit akademisch gebildeten Juristen und Klerikern versorgen-
den „Landesuniversitäten“ fand. Dies galt nach der Reformation jedoch nicht 
mehr für die katholisch gebliebenen oder neugegründeten Universitäten, wo 
Studium und Studenten einem mehr oder weniger strengen Reglement unter-
worfen wurden. Auf den nicht-katholischen Hochschulen entwickelte sich im 
18. Jahrhundert, gebrochen durch die studentische, selbstdisziplinierend und 
verantwortungsethisch wirkende Reformbewegung ab etwa 1770, der Typus 
der Korporation, der für das 19. und 20. Jahrhundert bestimmend wurde: „Die 
Besonderheiten der Verbindungen sind das Lebensbundprinzip“ – das lebens-
lange Zusammenstehen –, „das Conventsprinzip“ – die Gesamtheit der Mit-
glieder, die bei gleichem Gewicht der Stimmen gemeinsame Angelegenheiten 
gemeinsam und mehrheitlich entscheiden – „sowie bei einem Teil das Farben-
tragen und das Schlagen von Mensuren.“ Die Korporation ist folglich Integra-
tions-, Symbol-, Ritual-, Hierarchisierungs-, Werte- und Weltanschauungs- 
sowie Lebensbundgemeinschaft. Da die neuhumanistische Universität Hum-
boldts die selbständige geistige und sittliche Entwicklung des Studenten pro-
pagierte und das jugendliche Gemeinschaftsbedürfnis ignorierte, bildete, aber 
nicht erzog, bot sich diesem Typus ein weites Feld von Ansprüchen, die er sich 
zu eigen machte und auszufüllen suchte. Verbindung war daher auch ein Bil-
dungsinstrument und Bildungselement, das nach eigenem Verständnis eine 
Lücke als Korrektiv der akademischen Freiheit ausfüllte und im Rahmen einer 
innerkorporativen Charakterbildung die wissenschaftlich-berufliche Ausbil-

                                                            

8 Norbert Christensen, Treu und stark! Akademische Verbindung Nordmark zu Rostock. 
Manuskript o. O. (Hückelhoven) 2009. – Ich danke dem Autor für die Möglichkeit der 
Einsichtnahme. 
9 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Lönnecker, „... der deutschen Studen-
tenschaft“ (wie Anm. 1),  21. 
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dung der Universität abzurunden versuchte, zugleich aber auch die Erziehung 
für die Zugehörigkeit zur Oberschicht der deutschen Gesellschaft bezweckte. 
In einem Satz: „Die Universitäten unterrichteten, die Verbindungen erzogen.“ 

Schließlich differenzierten sich die studentischen Vereinigungen immer 
mehr aus.10 Ende des 18. und zu Beginn des 19. Jahrhunderts beherrschten 
Landsmannschaften und Orden die Studentenschaft. Sie stellten einen älteren 
Korporationstyp dar, korporativ-regionalistisch mit unpolitischer, geselliger 
Orientierung oder standen unter aufklärerisch-freimaurerischem Einfluss. 
Ihnen trat ab 1815 die Burschenschaft entgegen, ein neuer, assoziativ-
nationaler Organisationstypus mit außeruniversitärer Orientierung an Nation 
und bürgerlicher Freiheit. Sie war die Speerspitze der deutschen Nationalbe-
wegung, auf die die deutschen schwarz-rot-goldenen Farben ebenso zurückge-
hen wie die erste Formulierung der Grundrechte in Deutschland, die „Be-
schlüsse des 18. Oktober“ 1817. Nach Wartburgfest und Kotzebue-Mord ab 
1819 verfolgt, entwickelte sich die Burschenschaft zu einer mehr und mehr 
radikalisierenden Bewegung an den deutschen Hochschulen, die bald mehr, 
bald weniger offiziell bestand. Der Verfolgungsdruck, die verschiedenen Wel-
len der Demagogen-Verfolgung bis in die 1840er Jahre, brachen der älteren 
burschenschaftlichen Bewegung das Rückgrat und ermöglichten den Wieder-
aufstieg alter Korporationstypen – der Landsmannschaften, nunmehr immer 
öfter „Corps“ genannt (die Bezeichnung breitete sich seit 1810 von Heidelberg 
aus) – und den Aufstieg neuer – etwa der jüngeren Landsmannschaften sowie 
konfessioneller, Fach- und Interessenvereine.11 

                                                            

10 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: ebd., 22 f. 
11 Die Geschichte der frühen Rostocker Burschenschaft und der Corps ist ein Desiderat; vgl. 
H[ermann]. Grotefend, Zur Geschichte der Rostocker Burschenschaft, in: Jahrbücher des 
Vereins für mecklenburgische Geschichte und Altertumskunde 84 (1919), 123–130; Über-
sichten in: Paul Wentzcke, Geschichte der Deutschen Burschenschaft, Bd. 1: Vor- und Früh-
zeit bis zu den Karlsbader Beschlüssen (Quellen und Darstellungen zur Geschichte der 
Burschenschaft und der deutschen Einheitsbewegung [künftig zit.: QuD], 6). Heidelberg 
1919, 2. Aufl. 1965; Georg Heer, Geschichte der Deutschen Burschenschaft, Bd. 2: Die 
Demagogenzeit 1820–1833 (QuD, 10). Heidelberg 1927, 2. Aufl. 1965, Bd. 3: Die Zeit des 
Progresses 1833–1859 (QuD, 11). Heidelberg 1929, Bd. 4: Die Burschenschaft in der Zeit 
der Vorbereitung des zweiten Reiches, im zweiten Reich und im Weltkrieg. Von 1859 bis 
1919 (QuD, 16). Heidelberg 1939, 2. Aufl. 1977; Helma Brunck, Die Entwicklung der Deut-
schen Burschenschaft in der Weimarer Republik und im Nationalsozialismus. Eine Analyse, 
Diss. phil. Mainz 1996, gedruckt: Die Deutsche Burschenschaft in der Weimarer Republik 
und im Nationalsozialismus, München 1999; Wilhelm Fabricius, Die deutschen Corps. Eine 
historische Darstellung mit besonderer Berücksichtigung des Mensurwesens, o. O. (Berlin) 
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Über welche Zahlen sprechen wir?12 Eine Verbindung war vom Ende des 18. 
bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts für zahlreiche Studenten der Normalfall 
akademischer Existenz. Das Mitglied nahm neben seinem Studium pflichtge-
mäß und meist mit viel Engagement an den zahlreichen Veranstaltungen seiner 
Korporation teil, so dass ihm kaum Zeit für anderes blieb. Um 1815 gab es 
etwa 9.000 Studenten im deutschsprachigen Raum – von denen ein Drittel der 
Burschenschaft angehörte –, 1830 waren es um die 14.000, 1871 kaum mehr, 
1914 betrug die Zahl etwa 60.000 und 1930 um 100.000. Im Kaiserreich ge-
hörten etwa zwei Drittel aller Studenten einer akademischen Verbindung oder 
einem Verein an, um 1930 war das noch bei jedem Dritten der Fall. Wir haben 
es folglich mit einem Elitenphänomen zu tun. 

In der Geschichte des deutschen Studenten spielte Rostock stets eine wich-
tige Rolle.13 Hier entstand 1600 das Maßstäbe setzende Studentendrama „Cor-
nelius relegatus“, hier erschien 1734 „Der verliebte und galante Student“ und 
1750 „Das Rostockische Studentenleben“, hier wirkte 1830 ff. der Burschen-
schafter Fritz Reuter. Seit Beginn des 19. Jahrhunderts ging die Bedeutung 
stetig zurück, vor allem ablesbar an den Studentenzahlen. Waren es um 1600 

                                                            

1898, unter dem Titel: Die deutschen Corps. Eine historische Darstellung der Entwicklung 
des studentischen Verbindungswesens in Deutschland bis 1815, der Corps bis in die Ge-
genwart, 2. Aufl. Frankfurt a. M. 1926; allgemein mit weiteren Nachweisen, vor allem zur 
älteren Literatur: Harald Lönnecker, „Unzufriedenheit mit den bestehenden Regierungen 
unter dem Volke zu verbreiten“. Politische Lieder der Burschenschaften aus der Zeit zwi-
schen 1820 und 1850, in: Max Matter / Nils Grosch (Hrsg.), Lied und populäre Kultur. Song 
and Popular Culture (Jahrbuch des Deutschen Volksliedarchivs Freiburg i. Br., 48/2003), 
Münster/New York/München/Berlin 2004, 85–131; ders., Peregrinatio Academica. Beispie-
le nordwestdeutscher Bildungsmigration nach Halle, Jena und Göttingen in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts, in: Niedersächsisches Jahrbuch für Landesgeschichte 81 (2009), 271–
296; ders., Profil und Bedeutung der Burschenschaften in Baden in der ersten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts, in: Achim Aurnhammer/Wilhelm Kühlmann/Hansgeorg Schmidt-Bergmann 
(Hrsg.), Von der Spätaufklärung zur Badischen Revolution – Literarisches Leben in Baden 
zwischen 1800 und 1850 (Literarisches Leben im deutschen Südwesten von der Aufklärung 
bis zur Moderne. Ein Grundriss, II), Freiburg i. Br./Berlin/Wien 2010, 127–157. 
12 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Lönnecker, „... der deutschen Studen-
tenschaft“ (wie Anm. 1),  9. 
13 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Matthias Asche, Die Universität 
Rostock des späten Mittelalters und der Frühen Neuzeit. Zum Forschungsstand, zu Deside-
raten und Perspektiven, in: Hans-Uwe Lammel/Gisela Boeck (Hrsg.), Wie schreibt man 
Rostocker Universitätsgeschichte? Referate und Materialien der Tagung am 31. Januar 2010 
in Rostock (Rostocker Studien zur Universitätsgeschichte, 18), Rostock 2011, 7–36. 
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noch um 600 Hochschüler, so schwankte die Zahl der Immatrikulierten um 
1820 um die 100. 1872 waren es nur 130, 1880 200, 1890 360, 1900 fast 500, 
1910 etwa 830 und 1930 um die 1700. Rostock war die kleinste deutsche Uni-
versität.14 Etwa ein Fünftel ihrer Studenten gehörten Rostocker Verbindungen 
und Vereinen an, bis zu zwei weitere Fünftel auswärtigen Korporationen. Denn 
die Rostocker Besonderheit war, dass die Zahl der Erstimmatrikulationen aus 
Mecklenburg verhältnismäßig gering war, die Mehrzahl der Studenten besuch-
te erst eine „akademische Sommerfrische“ wie Göttingen, Tübingen oder Hei-
delberg und schloss sich dort einer Verbindung an, erst zum Examen ging man 
nach Rostock zurück. Das führte wiederum seit den 1890er Jahren zur Grün-
dung eigener Vereinigungen auswärtiger Verbindungsmitglieder wie der „Ver-
einigung Alter Herren der [Heidelberger] Leonenser, Tübinger Derendinger 
und Göttinger Friesen“ oder der „Vereinigung inaktiver Corpsstudenten zu 
Rostock“.15 Ähnliche „Inaktivenvereinigungen“ gab es zwar auch andernorts – 
die „Schmetterbank“ in Marburg, das „Blutgericht“ in Königsberg, die „Pfar-
rerstochter“ in Erlangen usw.16 –, doch nur in Rostock verdichtete sich ihre 

                                                            

14 „Die Erforschung des 19. Jahrhunderts ist ein grundlegendes Desiderat der Rostocker 
Universitätshistoriographie.“; ebd., 18 mit Anm. 24. 
15 Universitätsarchiv Rostock, Rektoratsbestand, R 13 Verbindungen, Vereine, B: Corps, R 
13 B 4, Vereinigung inaktiver Corpsstudenten zu Rostock, 1895–1910; ebd., R 13 B 3, 
Vereinigung Alter Herren der [Heidelberger] Leonenser, Tübinger Derendinger und Göttin-
ger Friesen, 1895–1899; Leonensia (gegr. 1871) war eine nichtfarbentragende Korporation, 
Derendingia (gegr. 1877) und Frisia (gegr. 1811) Burschenschaften; s. a. Bundesarchiv, 
Koblenz, DB 9: Deutsche Burschenschaft, (1726)1815–ca. 1960, I. Örtliche und einzelne 
Burschenschaften, Rostock: Vereinigung inaktiver Burschenschafter, 1881(1895)–1914; 
verhältnismäßig genau ermitteln ließe sich der Anteil durch den – zugegebenermaßen auf-
wendigen – Vergleich der Immatrikulations- mit den Mitgliederlisten der Verbände; zu 
diesen mit weiteren Nachweisen: Harald Lönnecker, „Das Thema war und blieb ohne Paral-
lel-Erscheinung in der deutschen Geschichtsforschung“. Die Burschenschaftliche Histori-
sche Kommission (BHK) und die Gesellschaft für burschenschaftliche Geschichtsforschung 
e. V. (GfbG) (1898/1909–2009). Eine Personen-, Institutions- und Wissenschaftsgeschichte 
(Darstellungen und Quellen zur Geschichte der deutschen Einheitsbewegung im neunzehn-
ten und zwanzigsten Jahrhundert, 18), Heidelberg 2009, 172–182; ders., Die Burschenschaf-
terlisten – eines „der wichtigsten Hilfsmittel für die Kenntnis der deutschen politischen und 
Geistesgeschichte“. Zur Entstehung und Entwicklung eines Gesamtverzeichnisses deutscher 
Burschenschafter, in: Herold-Jahrbuch NF 14 (2009), 153–170. 
16 Vgl. etwa: Wilhelm Meier, Die ehrwürdige Schmetterbank zu Marburg/Lahn, Manuskript, 
o. O. o. J. (um 1960); Paul Züge, Im Blutgericht zu Königsberg, Königsberg 1928; Her-
mann Buzéllo, Ein Beitrag zum fünfzigsten Stiftungsfeste der „Pfarrerstochter“ zu Erlangen, 
Zirndorf/Nürnberg 1911; Robert Schneider, Kurze Geschichte und Mitgliederverzeichnis 
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Organisationsstruktur derart, daß sie als eigene Vereine bei der Universität 
angemeldet waren. 
 
Um Duell und Mensur, vom Verein zur Verbindung 
 
Für Schirrmacher, seit seiner Studentenzeit engagierter Burschenschafter17, war 
der Rostocker Verein, wie eingangs gehört, zugleich Fachverein und Verbin-
dung. Obgleich mit der korporativen Entwicklung nicht einverstanden, akzep-
tierte er doch einen Prozess, der aus lockeren Vereinen festgefügte Verbindun-
gen machte, die sich in Verhalten, Prämissen und Idealen am Vorabend des 
Ersten Weltkriegs kaum mehr von Corps und Burschenschaft unterschieden, 
obwohl das soziale Gefälle bestehen blieb. Außerdem wurde die Mitgliedschaft 
als selbstverständlich empfunden, dem Rechtshistoriker Ulrich Stutz (1868–
1938), auch er ein Ehrenmitglied des AJV Rostock, war sie normaler Bestand-
teil des „studentischen Verkehr[s]“18. 

Hervorragendes Kennzeichen der Korporationen war seit der frühen Neu-
zeit die Waffenführung in Duell und sich ab 1820 herausbildender Mensur, in 
beiden flossen Elemente der aristokratischen und studentischen Kultur zusam-
men und vermengten sich.19 Innerhalb von rund zwei Jahrzehnten wurden sie 
ab etwa 1880 das beherrschende Thema des AJV und anderer Vereine. Der 
Annahme des Prinzips der unbedingten Satisfaktion folgte die Anschaffung 
vereinseigener Waffen im letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts, was der 
Rostocker Akademisch-Juristische Verein um 1905 eine „folgerichtige Ent-
wicklung“ nannte. Der Grund für die Bejahung, das „freudige Eintreten für das 

                                                            

der Pfarrerstochter zu Erlangen (von 1858–1921), München 1921; Herbert Kater, Die Er-
langer Pfarrerstochter [Inaktivenvereinigung 1858–1937, 1950–1957], in: Einst und Jetzt. 
Jahrbuch des Vereins für corpsstudentische Geschichtsforschung 18 (1973), 166–178; Ro-
bert Paschke, Die Erlanger Pfarrerstochter nach dem 2. Weltkriege, in: ebd., 179–180. 
17 Schirrmacher gehörte der 1845 gegründeten Burschenschaft Frankonia Bonn an; er war 
1870 auch Mitgründer und langjähriger Vorsitzender der Rostocker Vereinigung Alter 
Burschenschafter (VAB), der ältesten VAB mit festen Vereinsstrukturen im deutschsprachi-
gen Raum, und 1889 Gründungsvorsitzender der VAB Mecklenburg, die die mecklenburgi-
schen VAB als Gauverband zusammenfasste; Lönnecker, „... der deutschen Studenten-
schaft“ (s. Anm. 1), 8, 220–222. 
18 Ebd., 423. 
19 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: ebd., 106–136, 423 f. 
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dem deutschen Studenten eigene Waffenspiel“20, war die sich seit 1850 und 
verstärkt nach 1871 herausbildende informelle Hierarchie der Verbindungen 
mit Corps und Burschenschaften an der Spitze. Die Übernahme des Marken-
zeichens der elitärsten und exklusivsten Verbindungsformen formte nicht nur 
„lose Vereine in festere farbentragende Verbindungen und diese wiederum in 
elitäre Waffenkorporationen“ um, sondern war zugleich eine Kundgabe des 
Anspruchs der Vereine, den alten Korporationen gleichzukommen. Es kam „im 
Prozess ihres ‚Korporativ-Werdens‘ gerade [...] auf Akzeptanz im Kreise der 
‚alten‘ Verbindungen“ an.21 In der Argumentation meist gegen Corps und Bur-
schenschaft gerichtet, tatsächlich ihnen nacheifernd, bedeutete die Egalisierung 
des Waffenprinzips gesellschaftliche Anerkennung und damit sozialen Auf-
stieg, war aber auch eine Emanzipationsbewegung, die auf Beteiligung an kul-
tureller Deutungshoheit zielte, auf Integration in Bedeutungs- und Berechti-
gungsstrukturen. „Lasst Euch gesagt sein“, ließen die Rostocker ihre studenti-
sche Umwelt wissen,  

„wir sind eine Verbindung, die zu den ihren steht, wir stehen zusammen, 
was auch geschieht. Wer uns angreift, den weisen wir blutig zurück, der 
soll spüren, was es bedeutet, dem akad.-jurist. Verein zu R[ostock]. die 
Achtung zu versagen! [...] Wer uns kommt, dem schreiben wir Paragra-
phen ins Angesicht.“22 

Deutlich wird die Erkenntnis, nur die eigenen Waffen verschafften „Unabhän-
gigkeit und Achtung“, befreiten aus der „Waffenvormundschaft“ anderer Ver-
bindungen, garantierten akademische Exklusivität und elitäres Selbstverständ-

                                                            

20 BAK, DB 9, KVRuStV (s. Anm. 1), 8. Chroniken/Geschichten, Akad.-Jurist. Verein zu 
Rostock, 11 f.; Mensur und Duell waren dem deutschen Studenten keineswegs eigen, in 
Flandern, aber auch in ganz Ostmitteleuropa von Dorpat bis Czernowitz übernahmen es 
estnische, lettische, litauische, polnische, rumänische, ukrainische, russische usw. Studen-
tenverbindungen; zuletzt und zusammenfassend: Harald Lönnecker, „… harmonische und 
tolerante Zusammenarbeit“? Das Czernowitzer Studentenvereinswesen 1875–1914, in: 
Jahrbuch des Bundesinstituts für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa 
21 (2013), 269–317. 
21 Stefan Gerber, Die Universität Jena 1850–1918, in: Senatskommission zur Aufarbeitung 
der Jenaer Universitätsgeschichte im 20. Jahrhundert (Hrsg.), Traditionen – Brüche – Wand-
lungen. Die Universität Jena 1850–1995, Köln/Weimar/Wien 2009, 23–253, hier 220. 
22 BAK, DB 9, KVRuStV (wie Anm. 1), 7. Einzelne Vereine, Akad.-Jurist. Verein zu 
Rostock, o. D. (um 1900); vgl. ebd., 8. Chroniken/Geschichten, Akad.-Jurist. Verein zu 
Rostock, 12 f. 
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nis. Diese soziale Wirklichkeit bestimmte das Bewusstsein der Studenten, und 
es ist bezeichnend, dass Duell und Mensur, obwohl strafgesetzlich verboten, 
niemals ernsthaft in Frage gestellt wurden – und das von einem Verein, der 
sich die Rechtswissenschaft zum Gegenstand seines Lebens und Strebens ge-
macht hatte! Im Gegenteil, je mehr Vereine um 1900 eigene Waffen führten, 
desto höher stiegen die Anforderungen an die Fechter. Es genügte nicht mehr, 
einfach nur zu schlagen, die Mensuren mussten härter und länger werden, soll-
ten sie auch weiterhin abgrenzen, unterscheiden und erheben. Dazu wurde die 
Mensur zur Initiation, nur wer gefochten hatte, der gehörte auch wirklich dazu. 
„Blut ist ein besonderer Saft und kittet“, bemerkte ein Mitglied.23 

Der Fechter wechselte durch die Mensur den Status und gehörte nach ihrem 
Bestehen zu einem inneren Bereich, der ihm bisher verschlossen war. Insofern 
bildete die Mensur auch ein fest institutionalisiertes, ständisch-korporatives 
Einsetzungsritual, das eine erhebliche soziale Statuserhöhung des Initianten 
bewirkte: vom Fuchs zum Burschen, vom Burschen zum „steilen Fechter“, 
d. h. guten und angesehenen Fechter. Die Funktion liegt in einer dauerhaften 
symbolischen Grenzziehung, hier fechtende, dort nichtfechtende Studenten, 
wobei der eigentliche soziale Graben nicht zwischen den Hochschülern liegt, 
sondern zwischen Studenten und denen, die als Nichtakademiker oder -
offiziere auf keinen Fall fechten, weil sie nicht sozial adäquat, der Satisfakti-
onsfähigkeit nicht teilhaftig sind. Angezeigt wurde das jedem inner- und au-
ßerhalb der Hochschule durch den auf der Mensur erhaltenen „Schmiss“.24 

Die ehemaligen, bereits im Berufsleben stehenden Mitglieder der Vereine, 
die Alten Herren, sprachen sich in der Regel gegen Duell und Mensur aus. Sie 
sahen darin eine Gefahr für das Fach- oder Interessenprinzip, weil Studenten 
angezogen würden, die Mitglied einer studentischen Korporation sein wollten, 
nicht eines akademisch-juristischen Vereins. Die Befürchtungen bestanden 
nicht zu Unrecht, alle Vereine, die die unbedingte Satisfaktion, eigene Waffen 
und schließlich Farben in Band und Mütze annahmen, zur Verbindung wurden, 

                                                            

23 Lönnecker, „... der deutschen Studentenschaft“ (wie Anm. 1), 423 f. 
24 Harald Lönnecker, Perspektiven burschenschaftlicher Geschichtsforschung. Erforderli-
ches – Wünschbares – Machbares, in: Klaus Oldenhage (Hrsg.): 200 Jahre burschenschaftli-
che Geschichtsforschung – 100 Jahre GfbG – Bilanz und Würdigung. Feier des 100-jährigen 
Bestehens der Gesellschaft für burschenschaftliche Geschichtsforschung e. V. (GfbG) am 3. 
und 4. Oktober 2009 in Heidelberg. Vorträge des Kolloquiums (Jahresgabe der Gesellschaft 
für burschenschaftliche Geschichtsforschung e. V. (GfbG) 2009), Koblenz 2009,  111–128, 
hier 127; vgl. Winfried Speitkamp, Ohrfeige, Duell und Ehrenmord. Eine Geschichte der 
Ehre, Stuttgart 2010, 141. 
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trennten sich mehr oder weniger von ihm. Die Aktiven, die Studenten, nahmen 
jedoch keine Rücksicht auf die Alten Herren, akzeptierten eher deren Austritt, 
als auf ihre Ambitionen zu verzichten. Es handelte sich daher auch um einen 
immer wieder aufflammenden Generationenkonflikt, den die Alten Herren in 
keinem Fall für sich entscheiden konnten. Wenn sie die Weiterexistenz ihres 
Vereins wollten, mussten sie den Wünschen der Aktiven nachgeben, die sich 
wesentlich „konservativer“ als die Alten Herren gebärdeten und keine Ausei-
nandersetzung scheuten. Nicht die Aktiven beschworen den „modernen Zeit-
geist“, sondern die Alten Herren.25 

Deutlich wird aber auch, dem Fachprinzip ermangelte die akademische Ex-
klusivität, mittels theologischer, geographischer, mathematischer, physikali-
scher, juristischer usw. Studien, sportlicher oder gesanglicher Bemühungen 
war kein Ansehen zu gewinnen. Die Alten Herren sahen das anders, aber nicht 
sie, sondern die Korporationsstudenten und ihre Verbindungen und Vereine 
waren das Referenzsystem, das die Standards vorgab und an dem die aktiven 
Vereine sich maßen. Wichtig waren nicht intellektuelle Arbeit und geistig 
hochstehende Vorträge, sondern die Beachtung eines Ehrbegriffs, wonach 
persönliche Ehrenhändel – natürlich nur unter satisfaktionsfähigen Standesge-
nossen – nicht auf gerichtlichem Wege, sondern privat ausgetragen wurden.26 

Die unbedingte Satisfaktion und die eigenen Waffen waren den Zeitgenos-
sen das wichtigste, augenfälligste und mit Abstand meist diskutierte Merkmal 
aller Verbindungen. Begleitet wurde die mehr oder minder permanente Diskus-
sion der „Waffenfrage“ von einer Wandlung der inneren Struktur, die sich weit 
weniger in den Debatten niederschlug, deswegen aber nicht weniger wichtig 
war.27 Sie ging wiederum einher mit der äußeren Angleichung und Anpassung 
der Vereine an die alten Korporationstypen und deren Bedeutungskonstruktio-
nen und reichte bis zur Einführung von Band und Mütze. Diese Entwicklungen 

                                                            

25 Lönnecker, „... der deutschen Studentenschaft“ (wie Anm. 1), 136; vgl. Kai Fliegner, Die 
Burschenschaft Redaria Rostock (Rostocker Rechtsgeschichtliche Reihe, 9), Aachen 2009, 
112–119. 
26 Lönnecker, „... der deutschen Studentenschaft“ (wie Anm. 1), 136; vgl. Jürgen Klooster-
huis, „Vivat et res publica“. Staats- und volksloyale Verhaltensmuster bei waffenstudenti-
schen Korporationstypen, in: Harm-Hinrich Brandt/Matthias Stickler (Hrsg.), „Der Bur-
schen Herrlichkeit“. Geschichte und Gegenwart des studentischen Korporationswesens 
(Historia Academia, 36=Veröffentlichungen des Stadtarchivs Würzburg, 8), Würzburg 
1998, 249–271, hier 266. 
27 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Lönnecker, „... der deutschen Studen-
tenschaft“ (wie Anm. 1), 137–184, 424 f. 
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vollzogen sich nicht gleichmäßig, sondern wiesen Brüche, Rück- und Fort-
schritte auf, die von Verein zu Verein, von Verbindung zu Verbindung variier-
ten und schwere personelle Lücken in die Reihen rissen, vor allem unter den 
Alten Herren. Sie wurden in Kauf genommen, was den überragenden Stellen-
wert von Duell und Mensur, Hierarchie und Farben für die Studenten beweist. 

Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts setzte ein immer schneller verlaufender 
Prozess der Korporatisierung, des Immer-mehr an traditioneller Verbindungs-
struktur mit einer internen Hierarchisierung in Neumitglieder (Füchse), Voll-
mitglieder (Burschen) und ehemalige Mitglieder (Alte Herren) ein, der zwi-
schen etwa 1880 und 1910 kulminierte. Ins Auge fällt die Parallelität der Her-
ausbildung besonderer Strukturen bei den Aktiven mit der Annahme von unbe-
dingter Satisfaktion, Duell und Mensur. Sie spricht dafür, dass es sich lediglich 
um die andere Seite derselben Medaille handelt. In der Hierarchisierung und 
ihrer Kenntlichmachung manifestierte sich der Drang zu sozialer Abgrenzung 
nach unten bei gleichzeitigem Willen zum sozialen Aufstieg in einer zahlen-
mäßig immer größer werdenden Studentenschaft. Da sich entsprechende Chan-
cen angesichts steigender Studentenzahlen zu mindern schienen, waren immer 
radikalere Schritte erforderlich: die inneren Strukturen wurden nicht nur hie-
rarchisiert und ihnen ein äußeres Erscheinungsbild gegeben, das jedem Aus-
kunft über den erreichten Stand innerhalb des Verbindungswesens gab, son-
dern auch die Anforderungen erhöht, sei es hinsichtlich der Dauer der Fuchsen- 
oder Burschenzeit, sei es im Hinblick auf die zu leistende Arbeit, den zu zei-
genden Einsatz usw. Größere Integration nach innen und Distinktion nach 
außen sollten durch feste, institutionalisierte Formen der Geselligkeit und 
Freundschaft erreicht werden, die ihren Ausdruck im Comment, in der studen-
tischen Binnenethik, fanden. Sie waren nicht Selbstzweck, sondern dienten der 
Verdeutlichung und Sichtbarmachung des Repräsentationswerts eines Vereins, 
der Verbindung sein wollte, seiner Reputation, die natürlich wieder auf den 
Zugehörigen zurückfiel. Die Mitglieder beteiligten sich mit Elan, Engagement 
und Enthusiasmus, alle Zuordnungen und Veranstaltungen dienten der Ver-
mittlung von sozialer Identität und Intimität, der Stärkung des Zusammenhalts 
nach innen und des Zusammenstehens nach außen, der „Bundesbrüderlich-
keit“, gaben dem einzelnen persönlichen Rückhalt wie einen sozialadäquaten 
Platz in der informellen akademischen Hierarchie und dienten zugleich der 
beständigen Unterstreichung und Hebung des nationalen, politischen und Eli-
tebewusstseins. Immer wieder neu konstituiert, gelebt und sichtbar wurde das 
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vor allem auf Kommers und Kneipe als den traditionellen Zusammenkünften, 
aber auch im tagtäglichen Miteinander während des Semesters.28 

Gegner dieser Entwicklung waren in erster Linie wieder die Alten Herren, 
die jedoch immer zurücksteckten, wenn die Aktiven entsprechende Wünsche 
äußerten. Von diesen wurden hingegen die alten Korporationen kopiert. Ihr 
Vorbild war so normierend, effektiv und stark, dass es kaum einmal zur Auf-
nahme bürgerlicher Modernisierungsgedanken und Bildung neuer, nichtkorpo-
rativer Assoziationen kam, von denen sich einige wiederum korporatisierten. 
Andererseits bedeutete die ständig zunehmende Zahl der Korporationen und 
Vereine mit der Adaption älterer Formen auch eine gewisse „Demokratisierung 
gegenüber den gängigen aristokratischen Maßstäben im Verbindungswesen.“29 
 
Nationalismus und Antisemitismus 
 
Mit dem Zusammenspiel von Satisfaktion, Mensur und Duell einerseits, Hier-
archisierung der Binnenstruktur und ihrer äußeren Kundgabe andererseits kor-
respondierte eine politische Haltung, wie sie sich in der Studentenschaft seit 
1871 immer stärker offenbarte.30 Es handelte sich um den Aufschwung des 
nationalen Elements, das, zunächst nur in der Burschenschaft als ein Erbe und 
eine Tradition des studentischen Radikalismus vorhanden, auf Grund außen- 
und innenpolitischer Umbrüche liberale und konstitutionelle Tendenzen ver-
drängte, sodass sich die Studentenschaft nach 1880 selbstbewusst antiliberal 
gab. Es war jedoch kein ererbter Konservativismus, sondern ein auf der 
Reichseinigung und der Industrialisierung aufbauender, vorwärtsschauender 
Nationalismus, der die Studentengenerationen bis 1914 begeisterte. Da er sel-
ten konkret wurde, wirkte er entsprechend integrativ und war gepaart mit Auf-
opferungsidealismus, dem Streben nach Bestätigung und Einsatz, Traditions-, 
Elite- und Avantgardebewusstsein. 

Der Nationalismus wurde nicht als politisch verstanden, sondern als selbst-
verständliche Pflicht des Studenten. In keiner Rede auf Kneipen und Kommer-
sen, Fahrten und Feiern fehlte das Hoch auf den Kaiser und den Landesherrn, 
der Verweis auf das Vaterland und seinen Schutz durch die Hochschüler, die 

                                                            

28 Ebd., 253–268. 
29 Siegfried Hoyer, Kleine Geschichte der Leipziger Studentenschaft 1409–1989, Leipzig 
2010, 174. 
30 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Lönnecker, „... der deutschen Studen-
tenschaft“ (wie Anm. 1),  272 f., 278–287, 426–428. 
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sich als wehrhafte und mutige deutsche Kämpfer präsentierten. Wer auf dem 
Mensurboden seinen Mann stand, der würde auch als Soldat im Ernstfall zur 
Verfügung stehen. Das „gute Stehen“ auf der Mensur wurde so auch zu einer 
Kategorie des Politischen, den inneren und äußeren Feinden Deutschlands galt 
es hier wie dort mit Macht und Stärke zu begegnen. Daraus resultierte eine am 
Konflikt orientierte Mentalität, die den Kompromiss als Versagen und Schwä-
che deutete, als Rückzug und feiges, charakterloses „Mucken“. In den Augen 
der Studenten hatte das rücksichtslose und unbeirrte zur Geltung bringen der 
eigenen Position durch Bismarck Deutschlands Einigung herbeigeführt und es 
zur Großmacht gemacht, deswegen schätzten und feierten die Vereine und 
Verbindungen den Reichsgründer, schlugen ihm zu Ehren Kommerse und er-
richteten Denkmäler – am Rostocker waren sie führend beteiligt.31 Fiel der 
Begriff „Politik“, so wurde darunter Parteipolitik verstanden, und der begegne-
te der Student mit Misstrauen und bestenfalls mit Neutralität, in der er von 
etlichen Hochschullehrern bestärkt wurde. Parteien waren grundsätzlich parti-
kular, potentielle Verräter am nationalen Interesse wie die Sozialdemokratie 
und die Zentrumspartei, die in den Augen der Hochschüler wichtige nationale 
Ziele sabotierten und gegen die eine fast durchgängige Gegnerschaft bestand. 
Nur die Parteien, die sich der nationalen Rhetorik und Symbolik bedienten, 
konnten auf Zustimmung hoffen. Dabei handelte es sich in erster Linie um 
jene, deren Wählerschaft sich aus den bürgerlichen Schichten rekrutierte, aus 
denen auch die Mehrzahl der Studenten stammte. Folglich war der Wiederer-
kennungswert bei den Nationalliberalen besonders hoch, seltener bei den Frei-
konservativen oder beim Freisinn. Die nationalliberale Präferenz der Studenten 
– die in der Regel noch keine Wähler waren – schlug sich hin und wieder in 
der Unterstützung von parteipolitisch engagierten Alten Herren nieder, vor 
allem als Wahlhelfer, doch ist es nicht möglich, einzelne Vereine oder Verbin-
dungen eindeutig einer Partei zuzuordnen, auch wenn sich bei einzelnen Mit-
gliedern Parteiaktivitäten nachweisen lassen. Das bekannteste dürfte der Völ-
kerrechtler Theodor Niemeyer sein, der den Akademisch-Juristischen Verein 
Kiel maßgeblich prägte, aber auch aus Rostock mehrfach Unterstützung erhielt. 
Der AJV Kiel war wiederum eine Filialgründung des AJV Rostock von 1893.32 

Den Vorstellungen von deutscher Macht und Größe entsprach ein Ver-
ständnis der Studenten von Nation als Ausschließlichkeitsgemeinschaft.33 
                                                            

31 Ebd., 276 f. 
32 Ebd., 87–89, 304–307. 
33 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: ebd., 307–318, 427 f. 
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Höchster Wert war die deutsche Einigkeit, die angesichts der anderen europäi-
schen Großmächte unbedingt gewahrt werden musste, damit Deutschland nie 
wieder Spielball fremder Interessen werden würde. Die Verbindungen und 
Vereine gaben einem neuen Nationalismus Ausdruck, der das Deutsche Reich 
als unvollendet begriff und sich deshalb zum Handeln herausgefordert sah. Das 
Bismarck-Reich war ihnen nicht End-, sondern Ausgangspunkt deutscher 
Staatsbildung, und dies vor allem in den Augen jener jungen Studenten, die das 
Zeitalter der Reichsgründung nicht miterlebt hatten und den gegenwärtigen 
Staat als selbstverständlich erachteten. Seit den späten 1870er Jahren kam es zu 
einer neuen Welle der Gründung von Vereinen und Verbänden, die sich in 
neuer Weise der nationalen Argumentation bedienten und das politische Klima 
wie den politischen Stil und die öffentliche Meinung nachhaltig veränderten, 
indem sie „pseudodemokratische, populistische Kampagnen für die verschie-
denen ‚nationalen Fragen‘, die ihnen wichtig erschienen“, organisierten, damit 
Einfluss auf die Außen-, Innen- und Militärpolitik gewinnend. Dieser „neue 
Nationalismus“ war das eigentlich Neue in der politischen Geschichte des Kai-
serreichs. Sein Ausdruck waren der Alldeutsche Verband, Flotten-, Wehr-, 
Ostmarkenverein und andere Zusammenschlüsse, denen die Mitglieder der 
Verbindungen und Vereine oft angehörten und in denen sie mitarbeiteten, 
wenn die Vereine nicht selbst korporative Mitglieder waren oder durch Verlei-
hung von Ehrenmitgliedschaften Nähe bekundeten. So waren etwa die beiden 
bekannten Vorsitzenden des Alldeutschen Verbands, der Leipziger Statistiker 
Prof. Dr. Ernst Hasse und der Mainzer Rechtsanwalt Heinrich Claß, Ehrenmit-
glieder des AJV Rostock. 

Der neue, organisierte Nationalismus entstand selbstmobilisiert vor dem 
Hintergrund der Gründerkrise von 1873, die Landwirte, Bürgertum, vor allem 
aber die Intellektuellen und die Studentenschaft die negativen Folgen der wirt-
schaftlichen Modernisierung spüren und zu seinen wesentlichen Trägern wer-
den ließ.34 Er begriff die Nation nicht integrativ und liberal wie ehemals die 
bürgerlich-demokratische Bewegung in Vor- und Nachmärz, sondern ausgren-
zend als eine elitäre, ethnisch fundierte „völkische“ Gemeinschaft, stellte das 
Volk über den Staat, wollte die innere Einheit durch den Ausschluss anderer 
erzwingen. Er setzte sich selbst absolut und bestritt seinen innen- wie außenpo-
litischen Gegnern das bloße Existenzrecht. Unter dem Einfluss des Sozialdar-

                                                            

34 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: ebd., 298–304, hier 428; Lönnecker, 
Studenten und Gesellschaft (wie Anm. 4), 389, 414; ders., Studentenverbindungen (wie 
Anm. 4), 506–514. 
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winismus ideologisch systematisiert und propagandistisch organisiert, war der 
neue Nationalismus gepaart mit Kolonialismus – jetzt Maßstab für die Größe, 
Lebenskraft und Modernität einer Nation –, Imperialismus und Antisemitis-
mus. Vor allem der Antisemitismus griff im Gefolge des Berliner Antisemitis-
musstreits 1878/79 und der Entstehung des Kyffhäuserverbands der Vereine 
Deutscher Studenten um sich – der Rostocker Verein entstand allerdings erst 
am 17. November 1906 –, machte die „Judenfrage“ zu einem zentralen Thema 
studentischer Debatten und löste einen antisemitischen Sog aus, der innerhalb 
weniger Jahre auch auf die Verbindungen durchschlug. Am Ende des Jahrhun-
derts war ihnen der Antisemitismus zur selbstverständlichen „sozialen Norm“ 
geworden, Juden wurden in der Regel weder aufgenommen noch Verkehr mit 
ihnen gepflegt. 

Da der Wert einer Korporation sich mehr und mehr danach bemaß, mög-
lichst wenig Juden in den eigenen Reihen zu haben, fungierte der Antisemitis-
mus auch als ein Vehikel, mittels dessen sich die Vereine von anderen Korpo-
rationen abheben konnten. Die „Judenfrage“ war zu einer der Reputation ge-
worden, die antisemitischen Beschlüsse etwa des AJV Rostock, aber auch an-
derer Vereine, gingen immer eine Nuance weiter als die von Corps, Burschen-
schaften, Landsmannschaften, Sängerschaften usw., denen man in diesem Falle 
einmal vorangehen konnte. Dabei sprach die Argumentation nicht vom Anti-
semitismus der Vereine, sondern von der Anpassung an äußere Umstände. 
Damit macht sie mehrere Sachverhalte deutlich. Einmal musste ein Verein 
antisemitisch sein, wenn er in der ab 1890 antisemitisch geprägten akademi-
schen Welt für den Nachwuchs attraktiv sein wollte. Zum anderen entsprach 
der Antisemitismus einer inneren Haltung, die für den Studenten und jungen 
Akademiker der Jahrhundertwende selbstverständlich war und die bereits viel-
fach von der Schule mitgebracht wurde. Weniger Zuspruch fand er bei den 
Alten Herren, die in der Regel antisemitische Äußerungen und Maßnahmen 
missbilligten. Oft entsteht der Eindruck, der behauptete äußere Druck diente 
lediglich der Rechtfertigung des eigenen Antisemitismus, den man gegenüber 
den Alten Herren – unter ihnen auch Juden – nicht zugeben mochte. Äußerer 
Druck jedoch enthob die Hochschüler der Verantwortung, während sie tatsäch-
lich mindestens so antisemitisch wie ihre studentische Umwelt waren. 
 
Vom Fach- zum Korporationsprinzip 
 
Es ist nicht ohne eine gewisse Paradoxie, dass das stets hochgelobte und zele-
brierte Fachprinzip im umgekehrten Verhältnis zu seiner tatsächlichen Behand-
lung in den Vereinen allgemein wie im AJV Rostock insbesondere zu stehen 
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scheint.35 Verglichen mit dem Anteil, den Fragen von Satisfaktion, Duell und 
Mensur, der inneren Strukturen und organisatorischen Verfestigung sowie der 
Politik im Leben der Vereine einnahmen, ist es erstaunlich, wie wenig sie sich 
mit ihrem eigentlichen rechtswissenschaftlichem Fachgrundsatz auseinander-
setzten. Über den AJV heißt es, durchaus typisch auch für andere Vereine:  

„Vieles erscheint bis heute modern, wie die statutenmäßige Forderung 
nach frei gehaltenen Vorträgen, die studentische Versammlungsleitung 
oder die Differenzierung nach Studienjahren bei den Aufgaben, z. B. Li-
teraturvorträge für die Erstsemester, Thesendisputationen ab dem zwei-
ten und größere Referate ab dem dritten Semester. Außerordentliche 
Mitglieder wie Professoren, Altmitglieder und Praktiker hielten Vorträ-
ge. Der anschließende gemütliche Teil war freiwillig, allerdings mit 
Programm: Man sang Lieder, es gab humoristische Einlagen, Bierbräu-
che wurden gepflegt.“36 

Diese Interpretation der Vereine weniger als Korporation denn als Selbsthilfe-
organisation und Studienvereinigung, als Zusammenfluss von Wissenschaft 
und Geselligkeit, entsprach den immer wieder selbst verkündeten Postulaten 
und Ansprüchen. Sie widerspricht jedoch den tatsächlichen Verhältnissen. So 
ist zwar bekannt, dass Literaturvorträge, Thesendisputationen und größere 

                                                            

35 Hierzu und im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Lönnecker, „... der deutschen Studen-
tenschaft“ (wie Anm. 1), 319–388, 429 f.; zu akad.-landwirtschaftlichen Studentenvereinen, 
dem späteren Naumburger Senioren-Convent, zuletzt Deutsche Bauernschaft, bereitet Herr 
Björn Thomann, M.A., Siegburg b. Bonn, eine Dissertation vor. Zu den akad.-
naturwissenschaftlichen und -mathematischen Vereinen zwischen etwa 1850 und 1933 plant 
Herr Dr. Arne Schirrmacher, Humboldt-Universität Berlin, Institut für Geschichtswissen-
schaften (Wissenschaftsgeschichte), eine Veröffentlichung; http://www.geschichte.hu-
berlin.de/bereiche-und-lehrstuehle/wissenschaftsgeschichte/forschung/forschung#Arne Schir 
rmacher (Stand: 1.6.2013); vgl. Arne Schirrmacher, Die Entwicklung der Sozialgeschichte 
der modernen Mathematik und Naturwissenschaft und die Frage nach dem sozialen Raum 
zwischen Disziplin und Wissenschaftler, in: Berichte zur Wissenschaftsgeschichte 26 
(2003), 17–34, hier 24–26, 28; die akad.-theologischen, -medizinischen, -pharmazeutischen, 
-literarischen, -geographischen, -philologischen, -historischen usw. Vereine sind allgemein 
wie insbesondere in Rostock weitgehend Desiderate der Forschung. 
36 Lönnecker, „... der deutschen Studentenschaft“ (wie Anm. 1), 429; vgl. Eckhard Oberdör-
fer, Greifswalder Studenten im 19. Jahrhundert, in: Dirk Alvermann/Karl-Heinz Spiess 
(Hrsg.), Bausteine zur Greifswalder Universitätsgeschichte. Vorträge anlässlich des Jubilä-
ums „550 Jahre Universität Greifswald“ (Beiträge zur Geschichte der Universität Greifs-
wald, 8), Stuttgart 2008, 129–149, hier 133. 
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Referate gehalten, Debatten und Aussprachen stattfanden, Vorlesungsmit-
schriften und Seminararbeiten gesammelt und besprochen, Büchereien ange-
legt sowie Besuchsfahrten und Besichtigungen unternommen wurden, selten 
wird jedoch auf den Inhalt oder gar den Ertrag eingegangen.37 Immerhin gehör-
ten die akademisch-juristischen Vereine innerhalb des Spektrums der Korpora-
tionen zur kleinen Gruppe derjenigen, die sich für die Welt außerhalb der 
Hochschulen, für Wirtschaft, Arbeit und Handel interessierten.38 In ihren Ver-
anstaltungen dominierten jedoch bestimmte Schwerpunkte, die den Inhalten 
des Rechtsstudiums geschuldet waren, ebenso bestimmte Vorlieben, die von 
einflussreichen Mitgliedern oder Ehrenmitgliedern – oft Hochschullehrern – 
präferiert wurden. Besonders hervorstechend ist in diesem Zusammenhang 
etwa die Vernachlässigung des Strafrechts und die Überbetonung der deut-
schen und römischen Rechtsgeschichte in Rostock, der das vorrangige Interes-
se Schirrmachers galt, der sie entsprechend förderte, unter den Studenten popu-
lär machte und selbst entsprechende Veranstaltungen gestaltete oder anregte.39 

Ausgangspunkt des fachlichen Engagements war die unzureichende Orga-
nisation des Rechtsstudiums, die Mehrzahl der Studenten erwarb das zum 
Examen nötige Wissen nicht an der Universität, sondern beim Repetitor.40 
Daraus resultierte ein ambivalentes, spannungsreiches Verhältnis des Vereins 
zum rechtswissenschaftlichen Fachprinzip, das zwischen notwendiger pragma-
tischer Examensvorbereitung und erwünschter wissenschaftlicher Auseinan-
dersetzung schwankte. Besonders deutlich wird das am Beispiel der meist von 
höheren Semestern oder Alten Herren ausgerichteten Repetitorien. Bekannt ist 
nur, sie beanspruchten einen Großteil der Zeit der Studenten, über Inhalte und 
Ablauf ist hingegen fast nichts überliefert. Wenn die Repetitorien trotz ihres 
zeitintensiven und inhaltlich großen Umfangs keine ausführlichere Erwähnung 
finden, kann das nur zweierlei bedeuten: einmal könnten sie den Zeitgenossen 
selbstverständlich gewesen sein, und Selbstverständlichkeiten schlagen sich 

                                                            

37 Lönnecker, „... der deutschen Studentenschaft“ (wie Anm. 1), 326–354; s. a. ders., „Das 
man sich den Gang in die Vorlesung sparen kann, ist nicht nur hier eine Binsenwahrheit.“ – 
Der Topos der defizitären Lehre und die studentische Selbsthilfe in der Rechtswissenschaft 
ca. 1871–1914, in: Martin Kintzinger/Sita Steckel (Hrsg.), Akademische Wissenskulturen. 
Praktiken des Lehrens und Forschens vom Mittelalter bis zur Moderne (Veröffentlichungen 
der Gesellschaft für Universitäts- und Wissenschaftsgeschichte) [im Druck]. 
38 Lönnecker, „... der deutschen Studentenschaft“ (wie Anm. 1), 354–356. 
39 Ebd., 335, 356 ff. 
40 Ebd., 319–325. 
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entsprechend selten in den Archivalien nieder. Andererseits, und dies scheint 
wesentlicher, widersprach die „Examensdressur“ dem wissenschaftlichen An-
spruch des Vereins. Sie allzu öffentlich zu machen diskreditierte Verein und 
Mitglieder als bloße Selbsthilfeorganisationen pragmatischen oder utilitaristi-
schen Charakters, was es angesichts der Orientierung an bildungsbürgerlichen 
Idealen und Verhaltensmustern und des Willens zum sozialen Aufstieg natür-
lich zu verhindern galt. Vor dem Hintergrund eines bürgerlichen Bildungsver-
ständnisses, das individualistisch-ästhetisch ausgerichtet war und Kritik an 
jeder Nützlichkeitsorientierung übte, hätten sich die Studenten selbst desavou-
iert, wären sie näher eingegangen auf einen Bereich, der so offensichtlich auf 
den „Brotberuf“ vorbereitete. Wahrscheinlich lebten die Studenten in einem 
beständigen Zwiespalt von wissenschaftlichem Anspruch und studienbedingter 
Wirklichkeit, den öffentlich zu artikulieren ihnen aus den vorgenannten Grün-
den unmöglich war. Und dies umso weniger, als der rechtswissenschaftliche 
und teilweise staatswissenschaftliche Grundsatz nicht nur bildungsbürgerliche 
Vorstellungen bediente und grundierte, sondern auch das Absetzen, Distinktion 
und Segregation des Vereins von anderen, älteren und konkurrierenden Korpo-
rationstypen ermöglichte, die sich nicht die Wissenschaft auf die Fahnen ge-
schrieben hatten. Sinngemäß galt das für alle Fachvereine.41 

Hinzu trat aber noch mehr. Die meisten Universitäten richteten erst gegen 
Ende des 19. Jahrhunderts juristische – und andere – Seminare ein. So lange es 
sie nicht gab, boten der AJV wie andere Vereine mit ihren Bibliotheken und 
Büchersammlungen Ersatz. Sie entstanden daher auch „als wissenschaftliche 
Gesprächskreise, im Grunde als vereinsmäßig organisierte Seminare“, die an 
„der gemeinsamen Erörterung und Bearbeitung wissenschaftlicher Fragestel-
lungen als Kern des Vereins- bzw. Verbindungslebens“ festhielten „– und da-
mit an einem zentralen Gegenstand und Zweck bürgerlicher Vereinsbildung im 
19. Jahrhundert.“42 

Der Wandel vom Verein zur Verbindung war oft vom Argument begleitet, 
dass mit dem Fall des Fachprinzips eine „Verbindung entsteht, bei der die per-
                                                            

41 Ebd., 353 f., 430. 
42 Gerber, Universität Jena (wie Anm. 21),  215; ebenso allgemein: Matthias Stickler, Uni-
versität als Lebensform? Überlegungen zur Selbststeuerung studentischer Sozialisation im 
langen 19. Jahrhundert, in: Rüdiger vom Bruch/Elisabeth Müller-Luckner (Hrsg.), Die 
Berliner Universität im Kontext der deutschen Universitätslandschaft nach 1800, um 1860 
und um 1910 (Schriften des Historischen Kollegs [München], Kolloquien, 76), München 
2010, 149–186, hier 172; Schirrmacher nennt sein Projekt bezeichnend: „Das private Semi-
nar. Studentische Vereine als Ort der Wissenschaft“; s. Anm. 35. 
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sönliche Bindung den Vorrang hat vor der wissenschaftlichen.“43 Mit den per-
sönlichen Bindungen wird auf einen Aspekt der Verbindungen und Vereine 
verwiesen, der sich dem Außenstehenden weitgehend verschließt, der für viele 
Mitglieder aber große Bedeutung besaß. Die Studenten waren miteinander 
vertraut, festigten diese Verhältnisse, verkehrten brieflich miteinander und 
besuchten sich, gewannen Freunde durch gemeinsame Aktivität und erweiter-
ten den Kreis durch Wechsel der Hochschule und Mitwirkung im neuen Um-
feld. So bildete sich ein Netzwerk der Kommunikation und Nahverhältnisse, in 
das viele einbezogen waren. Das Aufnahmebegehren in eine Verbindung oder 
einen Verein – man musste kooptiert werden – war einmal ein wissenschaft-
lich-politisch-weltanschauliches Bekenntnis zu einer Gesinnungsgemeinschaft. 
Ebenso wichtig war zum anderen der Anteil des „ursprünglichen, meist durch 
emphatische Freundschaft bestimmten Beziehungsgefüges einer Studentenver-
bindung“, der allerdings kaum messbar ist. Prägend ist auf jeden Fall diese 
Doppelung, „bezogen auf die Verbindung als einer Gemeinschaft mit verbind-
lichen Idealen und Werten und auf deren Mitglieder, die meist untereinander 
als enge Freunde verbunden waren“. 

Deutlich wird das Beziehungsgeflecht einer bürgerlichen Elite, die durch 
gemeinsame edukative Sozialisation geprägt ist. Die gesellschaftliche Ver-
flechtung erfolgte aber nicht nur sozial, durch gemeinsame Identität und Men-

                                                            

43 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Lönnecker, „... der deutschen Studen-
tenschaft“ (wie Anm. 1), 431; vgl. ders., „... die Zugehörigkeit ist von größter Bedeutung für 
die Hochschul-Laufbahn“ – Mitgliedschaft in studentischen Verbindungen und Vereinen als 
Qualifikationsmerkmal für die Berufung von Professoren, in: Christian Hesse/Rainer Chris-
toph Schwinges (Hrsg.), Professorinnen und Professoren gewinnen. Zur Geschichte des 
Berufungswesens an den Universitäten Mitteleuropas (Veröffentlichungen der Gesellschaft 
für Universitäts- und Wissenschaftsgeschichte, 12), Basel 2012, 257–284, hier  274–276; 
ders., „Bruder in Paulo!“ – Netzwerke um Rudolf Kötzschke, in: Enno Bünz (Hrsg.): 100 
Jahre Landesgeschichte (1906–2006). Leipziger Leistungen, Verwicklungen und Wirkungen 
(Schriften zur sächsischen Geschichte und Volkskunde, 38), Leipzig 2012, 121–157; ders., 
„... der zu Recht bevorzugte unsichtbare Kreis, der sich nur den unsrigen erschließt“ – Stu-
dentische Korporationen zwischen Elitedenken und den Selbstverständlichkeiten der Zuge-
hörigkeit im 19. und frühen 20. Jahrhundert, in: Volkhard Huth (Hrsg.), Geheime Eliten? 
(Bensheimer Forschungen zur Personalgeschichte, 1), Frankfurt a. M. 2014, 183–203; ders., 
„... nur den Eingeweihten“ (wie Anm. 4), 160 f.; ders., Burschenschaften in Baden (s. Anm. 
11), 145; ders.: „Dem deutschen Vaterland und der Deutschen Burschenschaft zu dienen 
sind Selbstverständlichkeiten, die keiner besonderen Erwähnung bedürfen!“ – Archivare, 
Bibliothekare und eine Standesorganisation, in: Frank-Lothar Kroll, Festschrift für Jürgen 
Kloosterhuis [in Vorbereitung]. 
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talität, sondern auch kulturell, zivilisatorisch und politisch, durch eine gemein-
same Zielvorgabe, einen ideologischen und fachlichen Gleichklang. Zur weite-
ren Verdichtung trugen gemeinsame Weltbilder, Interessen, Zukunftsentwürfe 
und identische Kommunikationsmuster bei sowie das Bewusstsein, künftig 
gesellschaftliche und ökonomische Führungspositionen zu besetzen – und dazu 
auch berechtigt und befähigt zu sein. Man empfand sich gegenseitig als glaub-
würdig und authentisch, woraus wiederum Zusammenarbeit, Verständnis, Af-
finität, Vertrautheit und Freundschaft entstand bzw. entstehen konnte. Überei-
nandergelegt und quer über Dritte und Vierte verbunden, ergaben die vielen 
verschiedenen Linien ein Netz, das seine Belastbarkeit und Dauerhaftigkeit 
immer wieder bewies. Mentale Nähe nivellierte noch nach Jahren die geogra-
phische Distanz und wurde politik- oder sonst wirkungsmächtig, erhielt Rele-
vanz in verschiedensten Bereichen. 
 
Erster Weltkrieg, Weimarer Republik, Nationalsozialismus 
 
Es waren diese Studenten, die mit Begeisterung 1914 in den Krieg zogen und 
für die das Symbol „Langemarck“ steht.44 Ein Fünftel der Gesamtstudenten-
schaft fiel, ein weit größerer Anteil als bei allen anderen Bevölkerungsgruppen. 
Die aus dem Weltkrieg zurückkehrenden Studenten waren andere geworden. 
Der vergangene Massen- und Materialkrieg verlangte nach einer Sinngebung. 
Vor 1914 waren die Studenten national. Nun wandte sich der studentische 
Nationalismus erstmals gegen den Staat. Wie das Bürgertum, dem die Mehr-
zahl der Studenten nach wie vor entstammte, gehörten sie „zu den zunächst 
unterlegenen und wurzellos gewordenen Mächten“, konnten der „politischen 
Wandlung im Herzen nicht zustimmen“, fühlten sich deklassiert, gedemütigt 
und orientierungslos, waren aus der Bahn geworfen worden, konnten den Um-
wälzungen innerlich nicht zustimmen. 

Nach dem Ersten Weltkrieg machten sich gegenüber der Vorkriegszeit 
Wandlungen bemerkbar, wurde das studentische Leben politischer, unmittelba-
rer, der Stil einfacher.45 Die von wirtschaftlichen Sorgen gequälten Studenten 
                                                            

44 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Lönnecker, Studenten und Gesellschaft 
(wie Anm. 4), 414 f.; eine Untersuchung zur Geschichte der Rostocker Studentenschaft, 
ihrer Vereine und Verbindungen im Ersten Weltkrieg fehlt; vgl. allgemein: Marc Zirlewa-
gen (Hrsg.), „Wir siegen oder fallen“ – Deutsche Studenten im Ersten Weltkrieg (Abhand-
lungen zum Studenten- und Hochschulwesen, 17), Köln 2008. 
45 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Lönnecker, Studenten und Gesellschaft 
(wie Anm. 4), 415 f.; eine Untersuchung zur Geschichte der Rostocker Studentenschaft, 
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in der Weimarer Republik unterschieden sich deutlich von denen der Vor-
kriegs- und unmittelbaren Nachkriegsjahre, 33 % aller deutschen Studenten 
waren auf einen Nebenverdienst als Werkstudent angewiesen, eine bis 1914 
undenkbare Situation. Die lerneifrige und die verlorene Zeit rasch aufzuholen 
suchende Kriegsstudentengeneration verließ bis 1923 die Hochschulen. Die 
nachfolgende übernahm den nun aufblühenden antibürgerlichen Geist der Ju-
gendbewegung, politisierte, radikalisierte und militarisierte ihn aber. Diese 
Generation kannte nicht mehr die Front, hatte wohl aber die Entbehrungen der 
Nachkriegszeit, die Revolution, das Versagen des Staatsapparates, die Beset-
zung deutscher Gebiete durch fremde Truppen, Putsche, Hunger und Inflation 
miterlebt. Sie verließ spätestens gegen Ende der zwanziger Jahre die Hoch-
schulen und machte der nächsten Platz, die ihr Studium angesichts von Welt-
wirtschafts- und Überfüllungskrise sowie bedrückender beruflicher Aussichten 
begann. Allen Generationen waren Enttäuschung, Skeptizismus und Zynismus 
eigen, aber auch ein eng mit der Hoffnung auf einen Aufbruch, auf etwas Gro-
ßes und Neues verbundener Idealismus, der „neues Volksleben“ aus der „Zer-
trümmerung der Gegenwart“ schaffen wollte, eng verzahnt mit einer besonde-
ren „Anfälligkeit für das Grundrauschen der völkisch-antisemitischen Publizis-
tik der Weimarer Jahre“, wie es sich in den Werken Arthur Moeller van den 
Brucks, Oswald Spenglers, Edgar Julius Jungs, Hans Grimms, Erwin Guido 
Kolbenheyers und anderer Autoren der „Konservativen Revolution“ offenbarte. 

Die Masse der seit 1923/24 studierenden Hochschüler teilte das Gefühl ei-
ner ungeheuren Vitalität und Kreativität, gab sich selbstbewusst und aktiv, wie 
es sich vor allem in der Tätigkeit der neugegründeten Deutschen Studenten-
schaft (DSt) – der Vereinigung der Allgemeinen Studentenausschüsse46 – nie-
derschlägt, mit der die Studentenschaft seitens des Staates erstmals als politi-
scher Faktor anerkannt wurde.47 Für diese Studenten kennzeichnend war ein 
hohes Selbstwertgefühl und das Bewusstsein, die Speerspitze bei der Durchset-
                                                            

ihrer Vereine und Verbindungen in der Weimarer Republik fehlt; Hinweise in: Juliane 
Deinert, Die Studierenden der Universität Rostock im Dritten Reich (Rostocker Studien zur 
Universitätsgeschichte, 11), Rostock 2010; ebenfalls, wenn auch zeitbedingt: Ruth Carlsen, 
Zum Prozeß der Faschisierung und zu den Auswirkungen der faschistischen Diktatur auf die 
Universität Rostock (1932–1935), Diss. phil. Rostock 1966. 
46 Harald Lönnecker, „Vorbild ... für das kommende Reich“. Die Deutsche Studentenschaft 
(DSt) 1918–1933, in: GDS-Archiv für Hochschul- und Studentengeschichte 7 (2004), 37–
53. 
47 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Lönnecker, Studenten und Gesellschaft 
(wie Anm. 4),  417 f. 
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zung nationaler Interessen zu sein, gesehen als eine naturgesetzliche Notwen-
digkeit, die zur uneingeschränkten Bekämpfung der identifizierten Feinde des 
eigenen Volkes berechtigte. „Solchen Vorstellungen lag eine eliminatorische, 
vermeintlich rationale ‚Ethik‘ zugrunde, die ‚konsequenterweise alle morali-
schen Bindungen‘ ablegte und ‚sich allein durch den Bezug auf die Interessen 
des eigenen Volkes‘ rechtfertigte.“ Gepaart war dieses Denken mit einer  

„Kombination aus radikalem politischen Engagement und büromäßiger 
Organisation, aus nationalistischer Begeisterung und ‚sachlicher Arbeit‘, 
aus ‚Heroismus‘ und ‚Realismus‘, die den generationellen Stil der aka-
demischen Nachkriegsjugend kennzeichnete“,  

dazu einem „elitären Idealismus“ sowie der „Attitüde der Kühle, ‚Sachlichkeit‘ 
und der unbedingten Leistungsbereitschaft“ huldigte. Das alles rundete die 
„Absage an die Republik“ und ein rassenbiologisch gefärbter Antisemitismus 
ab, wodurch dem einzelnen die Gewissheit vermittelt wurde, „sich von der 
liberalen und demokratischen Umwelt durch ‚Weltanschauung‘, von den älte-
ren ‚national‘ oder konservativ Denkenden“ aber durch Radikalität und Härte 
zu unterscheiden. Zusammengefasst machte dies alles jenen „Heroischen Rea-
lismus“ aus, der ein Schlüsselbegriff zum Verständnis von Gedankenwelt und 
Handlungsperspektiven der jungen akademischen Rechten in der Weimarer 
Republik ist.48 

Um 1930 war der 1926 gegründete Nationalsozialistische Deutsche Studen-
tenbund (NSDStB) in der Studentenschaft ungeheuer erfolgreich, abgesehen 
von der um 1900 von Leipzig ausgehenden Finkenschaftsbewegung49, der 
                                                            

48 Linke Studenten spielten hingegen so gut wie keine Rolle; Eckhard Oberdörfer, Die 
Roten Studenten in der Weimarer Republik, in: Einst und Jetzt. Jahrbuch des Vereins für 
corpsstudentische Geschichtsforschung 46 (2001), 227–246; ders., Sozialdemokratische 
Studenten in der Weimarer Republik, in: GDS-Archiv für Hochschul- und Studentenge-
schichte 6 (2002), 59–83; Christian Saehrendt, Studentischer Extremismus und politische 
Gewalt an der Berliner Universität 1918–1933, in: Jahrbuch für Universitätsgeschichte 9 
(2006), 213–233, hier 222–224. 
49 Die Rostocker Freistudenten- oder Finkenschaftsbewegung ist nicht untersucht; vgl. Uni-
versitätsarchiv Rostock, Rektorat, 1419–1900, R XII Studentenschaft, N: Studentenschaft, 
24, Finkenschaft (nichtkorporierte, auch „freie“ Studentenschaft), 1900–1907; allgemein: 
Hans-Ulrich Wipf, Freistudentenschaft und Jugendbewegung – Reformbestrebungen in der 
Deutschen Freien Studentenschaft vor dem Ersten Weltkrieg, in: Jahrbuch des Archivs der 
deutschen Jugendbewegung 17 (1988/1992), 177–198; ders., Studentische Politik und Kul-
turreform. Geschichte der Freistudenten-Bewegung 1896–1918 (Edition Archiv der deut-
schen Jugendbewegung, 12), Schwalbach a. Ts. 2005. 



 Zum Rostocker Studentenvereinswesen 63 

 
einzige nichtkorporative Zusammenschluss von einigem Einfluss zwischen 
1800 und 1945.50 Der Studentenbund verstand sich als die „einzige von Adolf 
Hitler anerkannte Kampfgemeinschaft von Nationalsozialisten auf den Hoch-
schulen“ und fiel vorrangig durch seinen ungehemmten Aktivismus und Akti-
onismus – Demonstrationen, Versammlungen, Sprechabende, Flugblattaktio-
nen usw. – auf. Sein Weltbild war auf vielen Gebieten mit dem der Korporati-
onen identisch oder doch nahe verwandt, wobei totalitäre, egalitäre und anti-
bürgerliche Zielsetzungen die größten Unterschiede bildeten. Andererseits 
standen in der Programmatik des NSDStB antisemitische, antimarxistische, 
antiparlamentarische und antirationalistische Tendenzen im Vordergrund, 
pflegte er den Führerglauben und die Sehnsucht nach einem „starken Staat“. 
Nicht zu unterschätzen war auch, dass er, wohl mehr aus taktischen Gründen, 
für die völlige Straffreiheit der Mensur eintrat. Die schlagenden, „waffenstu-
dentischen“ Verbände bejahten folglich „den Nationalsozialismus als wesentli-
chen Teil der völkischen Freiheitsbewegung“. Jeder „fähige Akademiker“ kön-
ne „sich dieser Bewegung anschließen“. Aber seine Vertretung an den Hoch-
schulen, den Studentenbund „mit seiner gegenwärtigen Betätigung und unter 
seiner gegenwärtigen Führung“, sahen sie nicht „als Faktor einer gedeihlichen 
Zusammenarbeit“ an. Zustimmung zum Nationalsozialismus war folglich 
durchaus mit Abneigung gegen den Studentenbund vereinbar. Und: Nicht nur 
weltanschauliche, sondern Machtfragen in der Studentenschaft bzw. den Stu-
dentenausschüssen berührten also die Hochschüler. Sie waren spätestens mit 
dem 30. Januar 1933 geklärt, obwohl der NSDStB seit September 1932 fast 
überall seine Mehrheiten verloren hatte und „sich ein Umschwung gegen die 

                                                            

50 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Lönnecker, Studenten und Gesellschaft 
(wie Anm. 4), 418–421; insbesondere zu Rostock: Deinert, Die Studierenden 2010 (wie 
Anm. 45); dies., Die Studierenden der Rostocker Universität in der Zeit des Nationalsozia-
lismus, in: Gisela Boeck/Hans-Uwe Lammel (Hrsg.), Die Universität Rostock in den Jahren 
1933–1945. Referate der interdisziplinären Ringvorlesung des Arbeitskreises „Rostocker 
Universitäts- und Wissenschaftsgeschichte“ im Sommersemester 2011 (Rostocker Studien 
zur Universitätsgeschichte, 21), Rostock 2012, 163–183; allgemein: Anselm Faust, Der 
Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund. Studenten und Nationalsozialismus in der 
Weimarer Republik, 2 Bde., Düsseldorf 1973; ders., „Überwindung des jüdischen Intellek-
tualismus und der damit verbundenen Verfallserscheinungen im deutschen Geistesleben“. 
Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund, in: Joachim Scholtyseck/Christoph 
Studt (Hrsg.), Universitäten und Studenten im Dritten Reich. Bejahung, Anpassung, Wider-
stand (Schriftenreihe der Forschungsgemeinschaft 20. Juli e. V., 9), Münster/Berlin 2008, 
107–114; Michael Grüttner, Studenten im Dritten Reich, Paderborn/München/Wien/Zürich 
1995. 
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Nationalsozialisten“ in den Hochschulen abzeichnete, gerade auch in 
Rostock.51 

Verglichen mit der Zeit vor 1933 schien der NS-Staat innerhalb weniger 
Jahre eine erstaunliche innere und äußere Stabilität gewonnen zu haben.52 Aber 
je sicherer sich Hitler und seine Partei wähnten, desto weniger Rücksicht muss-
ten sie auf die alten bürgerlichen Schichten nehmen. Eine parallele Entwick-
lung gab es in der Studentenschaft. Mit dem Sieg des Studentenbunds machte 
er sich an die Beseitigung der letzten ihm noch entzogenen „reaktionären“ 
Bastionen, der Korporationen. Ihnen sollte keine Möglichkeit gegeben werden, 
„irgendwie Sonderpolitik treiben zu können“, wie der „Völkische Beobachter“ 
schrieb. Die NS-Führer lehnten die Verbände ab, weil sie in ihnen eine „kon-
kurrierende, manchmal sogar gegnerische politische Macht sahen“. Mit der 
Auflösung der Verbände zwischen Oktober 1935 und Anfang 1936 waren sie 
die einzige Macht in der Studentenschaft geworden. 

Die Studenten im Dritten Reich wiesen gegenüber denen der Weimarer Re-
publik mehrere Unterschiede auf. Zunächst überaus begeistert, zeigten sie bald 
Reaktionen auf die ideologische Überbeanspruchung: Rückzug und Abkapse-
lung. Nach der Auflösung der Verbände trat noch eine Loyalitätskrise hinzu. 
Denn die Erwartungen des Studentenbunds hinsichtlich eines Zustroms aus den 
Korporationen nach deren Auflösung wie der neu an die Hochschulen kom-
menden Studenten wurden weit unterboten. Außerdem war der nach 1936/37 
an die Universitäten strömende Studententyp mit dem der vorangegangenen 
Zeit nicht zu vergleichen. Er hatte schon in der Schulzeit in der Hitlerjugend 
gestanden, Arbeitsdienst und die zweijährige Militärzeit hinter sich und hegte 
oft eine starke Abneigung gegen eine erneute feste Bindung in kasernierter 
Form, wie sie die Reichsstudentenführung mit den NSDStB-Kameradschaften 
propagierte. Ein sich abzeichnender Akademikermangel eröffnete gute Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt und erhöhte das Selbstbewusstsein der Studenten, 
die ihr Studium möglichst unbehelligt von Partei und Staat hinter sich bringen 
wollten, was aber keineswegs als passiver Widerstand zu werten ist, da die 
grundsätzliche Zustimmung zum Nationalsozialismus weit verbreitet und hoch 
war. 

                                                            

51 Ebd.; vgl. Karl Heinrich Krüger, Universität Rostock. Der vergebliche Kampf um die 
Wende von 1933, in: GDS-Archiv für Hochschul- und Studentengeschichte 7 (2004), 54–70. 
52 Hierzu u. im Folgenden mit weiteren Nachweisen: Deinert, Die Studierenden 2010 u. 
2012 (wie Anm. 45 u. 50); Lönnecker, Studenten und Gesellschaft (wie Anm. 4), 421–423. 
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Das mangelhafte Konzept des NSDStB, der zum herkömmlichen Studenten- 
und Verbindungsleben keine überzeugenden Alternativen zu bieten vermochte, 
der geringe Einfluss der eingesetzten Kameradschaftsführer bei zunehmendem 
Einfluss älterer Korporationsstudenten und der Altherrenschaften – zunächst 
meist einzelner, sich besonders engagierender Alter Herren – und die mangeln-
de Tauglichkeit des Führungspersonals in den Hochschulgruppen trugen dazu 
bei, die Studentenbunds-Kameradschaften nach innen mehr und mehr zu Kor-
porationen alten Stils werden zu lassen. Konrad H. Jarausch spricht von „Kryp-
tokorporationen“53 und schon ein Zeitgenosse begriff die Kameradschaften als 
Fortsetzung und lediglich andere Form der Verbindungen. Nach Kriegsaus-
bruch verstärkte sich diese Tendenz noch. Diese Renaissance wurde nach 1945 
vielfach als Widerstand oder „Ausdrucksform der inneren Emigration“ gese-
hen. Sicherlich war dies kein Widerstand gegen das nationalsozialistische Re-
gime, aber ebenso sicher „artikuliert sich in dieser Entwicklung ein gewisser 
Überdruss am traditionellen Kameradschaftsbetrieb, vielleicht auch die Freu-
de am klandestinen Spiel mit dem Feuer, jedenfalls ein gewisser Oppositions-
geist“ der „überreglementierten Kriegsstudenten“, die sich in einen privaten 
Raum zurückzogen, „der durch die Tradition des Brauchtums gegen die wach-
senden Anforderungen des Staats abgeschirmt war.“54 Diese wie die Kamerad-
schaften erloschen mit Kriegsende. In Rostock lebten unabhängige Verbindun-
gen und Vereine erst nach 1990 wieder auf.55 
 
 
 
 

                                                            

53 Konrad H. Jarausch, Deutsche Studenten 1800–1970, 2. Aufl. Frankfurt a. M. 1989, 192. 
54 Grüttner, Studenten (wie Anm. 50), 408 f. 
55 Eine Zusammenstellung: Hartmut H. Jess, Specimen Corporationum Cognitarum 2000. 
Das Lexikon der Verbindungen (Compact-Disk), Köln 2000, 2. Folge 2005, 3. Folge 2010; 
s. a. Paulgerhard Gladen, Die deutschsprachigen Korporationsverbände, 2. Aufl. Hilden 
2007, 42, 119, 157, 159, 262 f., 320, 427; ders., Die Kösener und Weinheimer Corps, Hil-
den 2007, 183 f., 186 f.; ders., Landsmannschaften und Turnerschaften im Coburger Con-
vent, Hilden 2009, 30, 128 f.; Hans-Georg Balder, Die Deutschen Burschenschaften. Ihre 
Darstellung in Einzelchroniken, Hilden 2005, 357–359. 
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Verbindungen und Vereine an der Universität Rostock ca. 1800–
193556 
 
Gründung Name 
 
1777, 1793 Konstantistenorden 
1781 Burschenschaft (Studentenschaft) 
1789 Unitistenorden 
1798 ff. Ordensverbindungen (1800 Orden der Hoffnung) 
1803 Föderation (Landsmannschaft?) 
1806 Mecklenburger Bund 
1808 Landsmannschaft Vandalia 
1809 15. 9.: Burschenschaft (Studentenschaft) 
1815 Wintersemester: Sulphuria 
1817 Wintersemester: Rostocker Burschenschaft (bis 20. 2. 1820) 
1818 6. 8.: Burschenschaft Rostochia (bald eingegangen) 
1820 8. 8.: Burschenschaft Germania (bis April 1823) 
1823 Allgemeinheit (Burschenschaft) (bis Februar 1827) 
1824 18. 10.: Corps Vandalia (bis 1845, rek. 1907) 
1827 Februar: Burschenschaft Teutonia (bis Mai 1827) 

                                                            

56 Erfasst sind nur die wichtigsten Verbindungen und Vereine; Überblicke in: Jess, Speci-
men (wie Anm. 55); die wesentliche Literatur bei Lönnecker, „... der deutschen Studenten-
schaft“ (wie Anm. 1), 577 ff.; zu weiteren Bibliographien: ebd., 17; Ulrich Becker (Hrsg.), 
Studentische Verbände. Eine Bibliographie, zusammengestellt aus den Beständen des Insti-
tuts für Hochschulkunde, 2 Bde., Würzburg 1975 u. 1976; Carsten Müller, Bücherei des 
Instituts für Deutsche Studentengeschichte (IDS) im Stadtarchiv Paderborn, Paderborn 
2010; zur Archivlage in Rostock: Angela Hartwig/Bettina Kleinschmidt, Bestandsübersicht 
des Universitätsarchivs Rostock (Rostocker Studien zur Universitätsgeschichte, 14), 
Rostock 2010; zu Archivalien außerhalb Rostocks: Harald Lönnecker, Quellen und For-
schungen zur Geschichte der Korporationen im Kaiserreich und in der Weimarer Republik. 
Ein Archiv- und Literaturbericht, in: Matthias Steinbach/ Stefan Gerber (Hrsg.), „Klassische 
Universität“ und „akademische Provinz“. Studien zur Universität Jena von der Mitte des 19. 
bis in die dreißiger Jahre des 20. Jahrhunderts, Jena 2005, 401–437; ders., Deutsche studen-
tische Zusammenschlüsse in Ostmitteleuropa zwischen 1800 und 1920: Grundlagen – Quel-
len – Forschungen – Literatur, in: Berichte und Forschungen. Jahrbuch des Bundesinstituts 
für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa 17 (2009 [2010]), 185–214; 
ders., „Auskunft zu geben über Bereiche, über die Nachweise zu finden sonst kaum einmal 
möglich ist“ – Entstehung, Struktur und Inhalt der Archive akademischer Verbände und 
Vereinigungen, in: Jahrbuch für Universitätsgeschichte 16 (2014) [im Druck]. 
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1827 Februar: Burschenschaft Concordia (bis Mai 1827) 
1828 25. 6.: Burschenschaft Arminia (als Allgemeinheit, Germania, 

Constantia bis WS 1831/32) 
1831 Sommersemester: Allgemeinheit (Burschenschaft) (bis Febru-

ar 1833) 
1834 17. 6.: Corps Pomerania (bald eingegangen) 
1837 11. 1.: Corps Hanseatia (bald eingegangen) 
1840 16. 5.: Corps Obotritia (bald eingegangen) 
1844 10. 5.: Corps Guestphalia (bald eingegangen) 
1850 1. 6.: Wingolf (christliche Verbindung, faktisch evangelisch) 
1850 Akademischer Juristen-Verein (bis 1864)57 
1855 13. 11.: Corps Obotritia (bald eingegangen) 
1863 25. 4.: Theologische Verbindung (faktisch evangelisch) 
1871 Akademisch-Juristischer Verein (bis 1914)58 
1878 Corps Saxonia → 1882 Hansea 
1879 Theologischer Studentenverein 
1881 15. 7.: Corps Borussia (bis 1886) 
1882 11. 1.: Corps Visigothia59 
1882 25. 2.: Corps Hansea → 22. 9. 1907 im Corps Vandalia 
1883 21. 1.: Burschenschaft Obotritia60 
1883 9. 7.: Turnerschaft Baltia61 
1885 Mathematisch-Physikalischer Verein (bis 1926) 
1886 2. 6.: Akademischer Gesangverein → 1919 Burschenschaft 

Redaria62 
1887 Deutsche Christliche Studentenvereinigung (bis 1931) 
1896 Landsmannschaft Saxonia (bis um 1900) 
1896 Verein der Realschulabsolventen 

                                                            

57 Lönnecker, „... der deutschen Studentenschaft“ (wie Anm. 1). 
58 Ebd. 
59 Zum Corps Visigothia bereitet Herr Christian Grey, Rostock, eine Dissertation vor. 
60 Zur Burschenschaft Obotritia existiert eine leider nicht zugängliche Staatsexamensarbeit 
von Ronald Ackermann. 
61 Frank Rozanski, Baltia Rostock 1883–2010. Rechtshistorische Betrachtung einer Studen-
tenverbindung als Teil ihres Dachverbands und ihrer Universität (Rostocker Rechtsge-
schichtliche Reihe, 12), Aachen 2013. 
62 Fliegner, Redaria (wie Anm. 25). 
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1898 1. 12.: Akademischer Turnverein Arminia 
1900 Finkenschaft (nichtkorporierte, auch Freie Studentenschaft) 

(bis 1907) 
1906 27. 7. (in Berlin): Akademisch-Geodätischer Verein Catena → 

18. 1. 1920 Sängerschaft Niedersachsen63 
1906 17. 11.: Verein Deutscher Studenten 
1907 Geographische Vereinigung 
1908 29. 10.: Akademischer Turnverein Normannia → Mecklen-

burgia 
1908/09 Landsmannschaft Mecklenburgia (gegr. von Mecklenburger 

Studenten 3. 3. 1870 in Leipzig) 
1909 26. 4.: Theologischer Verein Philadelphia 
1911 Studentischer Luftflotten-Verein (bis 1914) 
1913 18. 5.: Corps Gothia (bis 1914) 
1919 8. 1.: Verbindung jüdischer Studenten Maccabea (bis SS 

1925) 
1919 23. 2.: Verbindung deutscher Studenten jüdischen Glaubens 

Hansea (bis 1922) 
1919 27. 3.: Akademischer Seglerverein 
1919 1. 5.: Landsmannschaft Teutonia (gegr. 18. 8. 1884 in Berlin 

als Akademisch-Rechtswissenschaftlicher Verein)64 
1919 30. 6.: Trotzburg (christliche Verbindung) 
1919 28. 11.: Sängerverbindung Skaldia 
1919 Literarische Vereinigung (bis 1926) 
1919 Sozialwissenschaftliche Vereinigung (bis 1920) 
1919 Vereinigung der Studierenden der Zahnheilkunde 
1919 Verein Studierender Frauen Rostock (bis 1921) 
1922 13. 11.: Verband/Verbindung studierender Balten 
1925 Mathematisch-Physikalische Vereinigung 
1927 Akademische Fliegergruppe (bis 1933) 
1927 Akademischer Reitverein (bis 1936) 

                                                            

63 Lönnecker, „Goldenes Leben im Gesang!“ (wie Anm. 4); ders., Akademische Netzwerke 
am Beispiel der Sängerschaft Niedersachsen Rostock. Manuskript eines Vortrags, gehalten 
auf dem Doktorandenkolloquium des Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, Arbeitsrecht und 
Rechtsgeschichte der Juristischen Fakultät der Universität Rostock, Prof. Dr. Ralph Weber, 
18.–20. Oktober 2005 in Güstrow. 
64 Lönnecker, „... der deutschen Studentenschaft“ (wie Anm. 1). 
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1929 2. 2.: Akademische Verbindung Nordmark (katholisch)65 
1929 17. 2.: Deutsche Hochschulgilde Ulrich von Hutten 
1931 Burschenschaft Germania 
1931 29. 4.: Wissenschaftlicher Katholischer Studentenverein 

Unitas 
1931 Rostocker Akademische Jägervereinigung (bis 1933) 
1932 Rudergemeinschaft an der Universität Rostock 
 
Politische bzw. verbands- oder parteinahe Vereine 
 
1915 Vereinigung kriegsgeschädigter Akademiker 
1919 Deutsch-Demokratische Studentenvereinigung (bis 1933) 
1919 Vereinigung fortschrittlich gesinnter Akademiker an der Uni-

versität Rostock (Vereinigung für Hochschulreform) 
1921 Akademische Vereinigung an der Universität Rostock (bis 

1922) 
1927 Deutsch-Völkische Studentengruppe (bis 1930) 
1929 Deutschnationale Studentengruppe (bis 1933) 
1929 Sozialistische Studentengruppe (bis 1933) 
1929 Stahlhelm-Hochschulgruppe (bis 1933)66 
1929 Hochschulgruppe des Vereins für das Deutschtum im Ausland 
1930 Hochschulgruppe der Deutschen Volkspartei an der Universi-

tät Rostock (bis 1933) 
1930 Nationalsozialistischer Deutscher Studentenbund67 
1930 Rote Studentengruppe (bestand 1932 nicht mehr) 
1931 Bulgarischer Studentenverein (bis 1932) 
1931 Verein Auslandsdeutscher Studierender (bis 1934) 
1932 Studentenring im Bund Ekkehard e. V. 
1932 Tannenberg-Studentenbund (bis 1933) 
1933 Arbeitsgemeinschaft Nationalsozialistischer Studentinnen (bis 

1934)68 
                                                            

65 Christensen, Nordmark (wie Anm. 8). 
66 Jens-Markus Sanker, „Stahlhelm unser Zeichen, schwarz-weiß-rot das Band ...“ Der 
Stahlhelm-Studentenring Langemarck. Hochschulpolitik in feldgrau 1926–1935 (Historia 
Academia, 43), Würzburg 2004. 
67 Siehe Anm. 50. 
68 Siehe Anm. 50. 
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Susi-Hilde Michael 
 

Wesentliche normative Rechtsquellen  
der Universität Rostock 

 
Einleitung 
 
Die 1419 gegründete Universität Rostock ist die älteste Universität im Ostsee-
raum.1 Ihre fast 600-jährige Geschichte wurde und wird in einem breiten 
Spektrum wissenschaftlicher Arbeiten erforscht. Der Wissenschaft stehen nicht 
nur Forschungsbeiträge zur spätmittelalterlichen und frühneuzeitlichen Ge-
schichte der Universität2, sondern auch sich mit der neueren und neuesten Ge-
schichte der Alma Mater Rostochiensis auseinandersetzende Beiträge zur Ver-
fügung.3 Zu den neuesten historischen Darstellungen zählt eine sich mit we-
sentlichen normativen Rechtsquellen der Universität Rostock von 1419 bis 
1563 auseinandersetzende rechts- und verfassungshistorische Studie. Die für 
den eben genannten Forschungsbeitrag herangezogenen normativen Quellen 
sollen nachstehend quellenkritisch betrachtet werden. 
 
Die Stiftungsbulle der Universität von 1419 
 
Bei der Vorstellung der Stiftungsbulle gilt es an erster Stelle zu fragen, wo sie 
gegenwärtig archiviert wird, wie sie überliefert ist, was es zur Quellenbe-
schreibung auszuführen gibt und wie sie zum historischen Arbeiten zur Verfü-
gung steht. Das Original der Stiftungsurkunde wird im Mecklenburgischen 

                                                            

1 Geschichte der Universität Rostock 1419–1969. Festschrift zur Fünfhundertfünfzig-Jahr-
Feier der Universität, hrsg. von Günter Heidorn u. a., Bd. 1: Die Universität von 1419–
1789, hrsg. von Karl-Friedrich Olechnowitz. Rostock 1969, 3–6. 
2 Marko Andrej Pluns, Die Universität Rostock 1418–1563. Eine Hochschule im Span-
nungsfeld zwischen Stadt, Landesherren und wendischen Hansestädten. Köln 2007; Otto 
Karsten Krabbe, Die Universität Rostock im fünfzehnten und sechzehnten Jahrhundert. 
Rostock 1854; Geschichte der Universität Rostock 1419–1969, Bd. 1. 
3 Kersten Krüger (Hrsg.), Frauenstudium in Rostock. Berichte von und über Akademikerin-
nen (Rostocker Studien zur Universitätsgeschichte, Bd. 9). Rostock 2010; Geschichte der 
Universität Rostock 1419–1969. Festschrift zur Fünfhundertfünfzig-Jahr-Feier der Universi-
tät, Bd. 2: Die Universität von 1789–1969, hrsg. von Konrad Canis u. a.. Rostock 1969; 
Rektor der Universität (Hrsg.), Zur Geschichte der Universität Rostock. 600 Jahre Traditio 
et Innovatio. Rostock 2010. 
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Landeshauptarchiv in Schwerin aufbewahrt.4 Eine Abschrift des Urkundentex-
tes ist im Großen Kopienbuch, das zum Archivbestand des Universitätsarchivs 
der Alma Mater Rostochiensis zählt, zu finden.5 Der Urkundentext wurde auf 
einem rechteckigen Pergament mit schwarzer Schreibflüssigkeit geschrieben.6 
Der Papstname in der ersten Zeile und der erste Buchstabe der Präposition 
„ad“ in der gleichen Zeile sind als gotische Majuskeln zu erkennen.7 Die übri-
gen Buchstaben und Worte der ersten Zeile zeigen die Schrift Elongata.8 Der 
übrige Urkundentext wurde in einer schwer lesbaren Schreibschrift geschrie-
ben.9 Darüber hinaus ist durch vorliegende Forschungsbeiträge bekannt, dass 
sich an der Urkunde die päpstliche Bleibulle, befestigt an rot-gelben Seidenfä-
den, befindet.10 Auf dem Avers der Bleibulle ist „MARTINUS P[a]P[a] V“11 
und auf dem Revers „S[anctus] PE[trus] S[anctus] PA[ulus]“12 zu lesen. Auf 
der Plica, unten rechts, ist das Kürzel des Schreibers der Urkunde zu finden. Es 

                                                            

4 Landeshauptarchiv Schwerin (künftig: LHAS), HAS 1.6-1, Nr. 3. Die Signatur gilt für die 
Stiftungsbulle der Universität Rostock aus dem Jahr 1419. Siehe Susi-Hilde Michael, Recht 
und Verfassung der Universität Rostock im Spiegel wesentlicher Rechtsquellen 1419–1563. 
Teil 2: Quellen (Rostocker Studien zur Universitätsgeschichte, Bd. 24). 1. Aufl. Rostock 
2013 (künftig: Susi-Hilde Michael, Teil 2: Quellen), 5–15. Die vorliegenden Ausführungen 
zu den wesentlichen normativen Rechtsquellen der Universität Rostock sind in wenig ver-
änderter Form erschienen in: Susi-Hilde Michael, Recht und Verfassung der Universität 
Rostock im Spiegel wesentlicher Rechtsquellen 1419–1563. Teil 1: Darstellung (Rostocker 
Studien zur Universitätsgeschichte, Bd. 23). 1. Aufl. Rostock 2013 (künftig: S.-H. Michael, 
Teil 1: Darstellung), 23–67. 
5 Universitätsarchiv Rostock (künftig: UAR), RA I A5 Großes Kopienbuch, 33–36. 
6 Rektor der Universität (Hrsg.), Mögen viele Lehrmeinungen um die eine Wahrheit ringen. 
575 Jahre Universität Rostock. Rostock 1994, 8: Abdruck der Stiftungsbulle der Universität 
Rostock. Der Text konnte durch ein Scanverfahren lesbar gemacht werden. Fortan wird 
zitiert: Scan Stiftungsbulle 1419, wenn nach der Scanvorlage gearbeitet wurde. 
7 Scan Stiftungsbulle 1419. 
8 Ebd.  
9 Ebd.  
10 Elisabeth Schnitzler, Die Gründung der Universität Rostock 1419, hrsg. von Roderich 
Schmidt, (Mitteldeutsche Forschungen, Bd. 73). Köln 1974, 69–72. 
11 Dies., Die Gründung der Universität Rostock 1419 (wie Anm. 10), 69–72.  
12 Ebd. 
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handelt sich dabei um Bartolomeus de Vincio.13 Rechts neben dem Namens-
kürzel ist außerdem die Taxe des Bleisiegels von 15 Gulden zu entziffern.14 
Weiterhin weist die Literatur auf die notierte Taxe für die Reinschrift in Höhe 
von 150 Groschen sowie die Unterschrift des Reskribendars G. Stoter und des 
Komputators Jo. Simonis unter der Plica hin.15 Abschließend ist anzuführen, 
dass der Forschung das auf der Rückseite der Stiftungsurkunde befindliche 
Zeichen des Magister registri bekannt ist und Antonius de Ponto zugewiesen 
werden konnte.16 Zwischen den Siegelschnüren wurde der Name des Abbrevia-
tors Anselmus (Anselmus Fabri 1379–1449) entziffert.17  

Die Lektüre der Stiftungsbulle der Alma Mater Rostochiensis wird dem 
Historiker jedoch erheblich erleichtert, da seit 1754 der Urkundentext gedruckt 
vorliegt.18 Diese Druckvorlage des Aepinus wurde kürzlich neu ediert und nach 
dem Faksimile der Urkunde inhaltlich ergänzt.19 Ferner wurde im Jahr 2012 
eine ausführliche deutsche Übersetzung des mittellateinischen Textes der Stif-
tungsbulle erarbeitet, die die wissenschaftliche Auseinandersetzung präzisiert 
und erleichtert.20 

Wendet man sich dem Inhalt des Textes der Stiftungsbulle zu, gilt es an ers-
ter Stelle zu notieren, dass die Urkunde in der ersten Zeile mit der intitulatio 
beginnt, das heißt, es werden Name und Titel „Martinus episcopus, servus 
servorum dei“21 angeführt. Die erste Zeile wird mit den Worten „ad perpetuam 
rei memoriam“ beschlossen.22  

                                                            

13 Roderich Schmidt, Die Kanzleivermerke auf der Stiftungsbulle für die Universität Rostock 
vom Jahre 1419. Archiv für Diplomatik, Schriftgeschichte, Siegel- und Wappenkunde 21, 
1975, 443.  
14 Scan Stiftungsbulle 1419. 
15 R. Schmidt, Die Kanzleivermerke (wie Anm. 13), Tafel II.  
16 Ebd., 437.  
17 Ebd. 
18 Angelius Johann Daniel Aepinus, Urkundliche Bestätigung der Herzoglich-
Mecklenburgischen hohen Gerechtsamen, über Dero Akademie und Rath zu Rostock. 
Rostock 1754, 192–196. 
19 S.-H. Michael, Teil 2: Quellen, Anhang 1.1, 5–9; Anhang 1.2, 10–15 (künftig: Stiftungs-
bulle 1419). 
20 Stiftungsbulle 1419, 10–15. 
21 Bischof Martin, Diener der Diener Gottes; Stiftungsbulle 1419, 5, Zeile 4, 10, Zeile 4. 
22 Zum ewigen Gedächtnis; Stiftungsbulle 1419, 5, Zeile 4, 10, Zeile 4. 
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Von der zweiten Zeile der Stiftungsbulle an ist die Arenga zu lesen. In der 
Arenga finden sich Ausführungen zur Weisheit. Sie ist unter anderem als etwas 
Unvergängliches angeführt.23 Diese Unvergänglichkeit kommt bereits im alt-
testamentarischen Buch der Weisheit zum Ausdruck, in dem es heißt: „Clara 
est, et quae numquam marcescit, sapientia“.24 Es wird in der Arenga auch 
deutlich, dass die Weisheit der Odem Gottes ist.25 Indem sie als der Atem des 
Allmächtigen bezeichnet wird, kommt verständlich zum Ausdruck, dass Gott 
die Weisheit nicht erworben hat, sondern dass sie ihm von Anbeginn seines 
Seins innewohnt.26 Sie gilt als die  „äußerst hervorragende […] Kenntnis des 
höchsten Schöpfers“.27 Im Gegensatz dazu ist den Menschen die Weisheit nicht 
angeboren, sondern nur ein „Hauch an Verstand.“28 Es wird angeführt, dass die 
Lernbegierde der Zugang zur Weisheit ist und auf welche Weise die Menschen 
die Weisheit erwerben können.29 Ferner ist abzulesen, was die nach der Weis-
heit Strebenden erreichen und wozu sie es gebrauchen.30 Es findet sich in der 
Arenga auch die Aussage, dass die Studien der Wissenschaften der Verehrung 
Gottes dienen und der Weisheit Nahrung sind.31 Es wird also gezeigt, dass die 
Weisheit wie ein Lebewesen Nahrung benötigt, um bestehen zu bleiben und 
um sich entwickeln zu können. Der Text der Arenga führt außerdem an, dass 
Martin V. von Gott selbst zum Papst bestimmt wurde, um den „ergründbaren 
Wegen [Gottes nachzufolgen],“32 und dass der Papst darauf achten wollte, was 
für die Ungebildeten, die Kirche und den orthodoxen Glauben „zuträglich“33 
war. Martin V. rief auch dazu auf, dass die Kirche durch eine geistliche und 

                                                            

23 Stiftungsbulle 1419, 5, Zeile 5–29, 10, Zeile 5–31, 11, Zeile 1–8. 
24 Strahlend ist die Weisheit und sie verwelkt niemals; Biblia Sacra Vulgata. Iuxta vulgatam 
versionem, Bonifatius Fischer, hrsg. von Robert Weber, 4. Aufl. Stuttgart 1994 (künftig: 
Biblia Sacra Vulgata), Sapientia 6, 12.  
25 Stiftungsbulle 1419, 10, Zeile 7. 
26 Ebd., Zeile 5–8. 
27 Ebd., Zeile 27f. 
28 Ebd., Zeile 19. 
29 Ebd., Zeile 19–21. 
30 Ebd., Zeile 27–31. 
31 Ebd., Zeile 30f.  
32 Ebd., Zeile 16. 
33 Ebd., Zeile 26f. 
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eine irdische Stütze zu führen sei, mit dem Anreiz des Seelenheils, und dass 
nach Abschlagung der Dornsträucher der Streitigkeiten Frieden und Ruhe zu 
stärken und das Glück der Menschheit auszubreiten seien.34 Man sollte darauf 
hinweisen, dass schon in der Heiligen Schrift Dornen, Disteln und Dornsträu-
cher stets Negatives, was vermieden oder überwunden werden musste, zum 
Ausdruck bringen.35 

Die Ausführungen der Arenga der Stiftungsbulle finden sich nur mit weni-
gen Veränderungen in der Arenga der bulla fundationis der Universität Löwen 
wieder. Diese Universität erhielt im Jahr 1425 ebenfalls von Papst Martin V. 
ihre Stiftungsbulle.36 

Die narratio der Stiftungsbulle führt als Erstes an, dass Papst Martin V. ei-
ne Bittschrift der Mecklenburger Herzöge erhalten hat.37 Dabei handelt es sich 
um das Antragschreiben vom 8. September 1418 der Mecklenburger Herzöge, 
Johann IV. (1370−1422) und Albrecht V. (1397−1423), das unter Mitwirkung 
der Bürgermeister und Ratsherren der Warnowstadt verfasst und sowohl von 
den Landesfürsten als auch von der Stadtobrigkeit Rostocks besiegelt wurde.38 
Der narratio entnimmt man weiter, dass die Herzöge Mecklenburgs als eifrige 
Soldaten ihre Landesteile, in denen Aberglaube und Irrungen hervorsprießen, 
mit Gelehrten ausstatten wollten, 

„um Gegenmittel [des Aberglaubens und der Irrungen] zum Vorteil und 
zum Fortschritt hervorzubringen […] um das Staatsgefüge der angren-
zenden Länder mit glücklichem Fortschritt zu bereichern.“39 

Dem bereits erwähnten Antragsschreiben ist zu entnehmen, dass man beabsich-
tigte, in Rostock ein Generalstudium einzurichten.40 Es finden sich weder Aus-

                                                            

34 Ebd., 11, Zeile 2–8. 
35 http://www.ulmer.de/Zitate-aus-der-Bibel/Dornen-und%20Stacheln,QUlEPTMxNjAzJk1J 
RD01MDEyOQ.html [abgerufen am 12. 1. 2014]. 
36 Erik van Mingroot, Sapientie immarcessibilis. A diplomatic and comparative Study of the 
Bull of Foundation of the University of Louvain. Leuven 1994, 32–35. 
37 Stiftungsbulle 1419, 11, Zeile 9–11. 
38 E. Schnitzler, Die Gründung der Universität Rostock 1419, 69–72; Tilmann Schmidt, Die 
Supplik für die Päpstliche Gründungsurkunde der Universität in Rostock, in: Mecklenburgi-
sche Jahrbücher 125, 2010, 115–137. Tilmann Schmidt zeigt in seinem Aufsatz den Weg 
von der Antragstellung bis hin zur Ausstellung des Gründungsprivilegs. Er weist unter 
anderem, 115–118, auf die Verhandlungen der Antragsteller untereinander hin. 
39 Stiftungsbulle 1419, 11, Zeile 14–17. 
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sagen zum Glaubens- und Bildungsstand in Rostock und dem sonstigen Herr-
schaftsbereich der Mecklenburger Herzöge, noch sind Aussagen, wozu man ein 
Generalstudium und Gelehrte benötigte, im Antrag aufgeführt worden.41 Aus 
dem Inhalt des den eben genannten Antrag unterstützenden Schreibens des 
Bischofs von Schwerin, Heinrich II., geht hingegen hervor, dass es in „Nieder-
deutschland […] an Lehrern und Personen, die sich den Wissenschaften wid-
men,“42 mangelte und dass die „Finsternis der Ignoranz, Kalamitäten des Irr-
tums, Missstände des Rechtswesens und Abirrungen von der Gerechtigkeit“43 
vorherrschten. Oben wurde bereits angeführt, dass die Herzöge „als eifrige 
Soldaten“44 in der narratio bezeichnet werden.45 Auf diese Weise versuchte 
man gewiss auszudrücken, dass die Herzöge mit größtem Engagement und sehr 
zielorientiert ihre Interessen umsetzen wollten. Die Ausführungen, „Gegenmit-
tel [des Aberglaubens und der Irrungen] zum Vorteil und zum Fortschritt her-
vorzubringen“,46 kann man so verstehen, dass der Papst den Aberglauben und 
die Irrungen der Menschen als eine Vergiftung verstand, die durch eine Be-
handlung mit einem Gegenmittel erfolgreich behandelt werden konnte. Ferner 
ist in der narratio zu lesen, dass die Herzöge Mecklenburgs wünschten, dass 
mit Unterstützung des Schweriner Bischofs, des Rates und der Bürgermeister 
der Warnowstadt in Rostock ein Generalstudium auf Veranlassung des Papstes 
„angeordnet und eingerichtet“47 werde und dass ihnen Rostock als Ort für die 
Bildungseinrichtung geeignet schien.48 Diese Ausführungen sind dem oben 
erwähnten Antragschreiben zu entnehmen, denn es heißt: 

„wir beschließen, im Zusammenwirken und mit Zustimmung des hoch-
würdigen Vaters in Christo und Herrn, [des] Herrn Bischof […] Hein-
rich von Schwerin, und der Bürgermeister und Ratsherren unserer Stadt 
Rostock, Schweriner Diözese, […] ein Generalstudium mit den ver-

                                                            

40 T. Schmidt (wie Anm. 38), 115–118, 134–139. 
41 Ebd., 115–118, 134–137. 
42 Ebd., 115–118, 137. 
43 Ebd. 
44 Stiftungsbulle 1419, 11, Zeile 12. 
45 T. Schmidt (wie Anm. 38), 115–118. 
46 Stiftungsbulle 1419, 11, Zeile 14–16. 
47 Ebd., Zeile 23. 
48 Ebd., Zeile 22.  
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schiedenen Fakultäten in unserer Stadt Rostock, einem dazu bekannter-
maßen geeigneten und passenden Ort, entsprechend unseren geringen 
Möglichkeiten zu gründen und zu errichten“.49 

Weiterhin ist der narratio zu entnehmen, dass die Herzöge Mecklenburgs 
meinten, dass die von Menschen erbrachten Werke der Tugenden Gott will-
kommen sind und von ihm nicht angezweifelt werden 

„und dass auch durch diese [Werke] denen, die danach dürsten, die Perle 
des Wissens zu erwerben, das Diadem der Tugenden als Zeichen für ge-
eignete Heilmittel und hilfreiche Annehmlichkeiten nachhaltig zuteil 
wird.“50 

Es kommt eine Wertschätzung des Wissens, der Universität und der Gelehrten 
zum Ausdruck. Es wird deutlich, dass man die Einrichtung eines Generalstudi-
ums und die Ansiedelung von Gelehrten zu den guten Werken zählte. Das eben 
Referierte oder Zitierte wird der Meinung der Mecklenburger Herzöge zuge-
schrieben.51 Dass die Herzöge diese eben angeführte Meinung vertraten, ergab 
sich für Martin V. aus dem Inhalt ihres Antrages. 

Außerdem zeigt die narratio die Versprechen, die dem Antragsschreiben 
und auch verkürzt dem unterstützenden bischöflichen Schreiben zur Universi-
tätsgründung zu entnehmen sind, verknappt auf.52 Es werden zum einen die 
Versprechen zur Kollegienstiftung und -ausstattung für die Lehrkräfte, die 
Zusage, den Lehrkräften Stipendien und Saläre zu zahlen, das Versprechen zur 
uneingeschränkten Rechtsprechung, zur Straf- und Bußgewalt des Rektors 
angeführt.53 Zum anderen werden die Zusagen für Universitätsangehörige und 
ihre Diener aufgezeigt, dass sie bei ihrer Reise 

„durch die Herrschaftsgebiete, Länder und Bezirke ohne Zahlung einer 
Abgabe, Passage, Steuer, Zoll[gebühr] oder einer anderweitigen Gebühr 
freien Abzug, sicheren Durchzug und Geleit haben“54 

                                                            

49 T. Schmidt (wie Anm. 38), 115–118, 134f. 
50 Stiftungsbulle 1419, 11, Zeile 32–36. 
51 Ebd., Zeile 29.  
52 Ebd., Zeile 37–39, 12, Zeile 1–31; T. Schmidt (wie Anm. 38), 115–118, 134–137, 137–
139.  
53 Ebd., 11, Zeile 37–39, 12, Zeile 1–7, 12, Zeile 13–18. 
54 Ebd., 12, Zeile 7–13, Zeile 11–13.  
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sollten. Auch das Versprechen, dass die Universitätsangehörigen und ihre Die-
ner Besitz und Güter mit nach Rostock bringen durften, bei ihrem Weggang 
wieder mitnehmen konnten, oder das Recht hatten Besitz und Güter in der 
Warnowstadt zu verkaufen sowie die Zusage, dass den Universitätsmitgliedern 
und ihren Dienern die Privilegien, Freiheiten und Exemtionen, die an anderen 
Generalstudien üblich waren, zustehen sollten, zeigt die narratio auf.55 Im 
Antragschreiben an Martin V. sind zudem noch Versprechungen zur Gebäude-
ausstattung der Studentenbursen und ein ausführlicher Stellen- und Besol-
dungsplan für die Lehrkräfte abzulesen.56 

Auf den letzten Zeilen der narratio der Stiftungsbulle der Universität 
Rostock wird angeführt, dass Martin V. durch einen Boten das Klima und die 
Ausstattung der Stadt Rostock mit den Gütern für den menschlichen Bedarf 
überprüfen ließ.57 Was die Prüfung der Umstände Rostocks als Studienort an-
belangt, wird der wissenschaftliche Blick auf Johann von Borsnitz, Bischof 
von Lebus, gelenkt.58 Johann von Borsnitz hatte, wie belegt ist, hinreichende 
Ortskenntnisse, um die Stadt Rostock und den Gründungsplan für das Studium 
generale zu beurteilen.59 Eine Reise, die nur der Prüfung Rostocks als Studien-
ort diente, ist nicht belegt.60 

Die gewünschte Universität wird ferner als „sprudelnde Quelle des Lernens 
und der Wissenschaft“61 bezeichnet, aus der die Menschen, die „mit Reife der 
genauen Überlegung [und die] mit dem Schmuck der Tugenden und der Lehrs-
ätze“62 bekränzt sind, zum Ruhm Gottes schöpfen können.63 Die Bezeichnung 
der Universität als sprudelnde Quelle der Wissenschaft und des Lernens, aus 
der zum Ruhm Gottes geschöpft werden kann, findet sich auch in den narrati-

                                                            

55 Ebd., Zeile 20–30.  
56 T. Schmidt (wie Anm. 38), 125–127.  
57 Stiftungsbulle 1419, 12, Zeile 35–39, 13, Zeile 1f. 
58 T. Schmidt (wie Anm. 38), 125–127. 
59 Ebd. 
60 Ebd. 
61 Stiftungsbulle 1419, 13, Zeile 4f. 
62 Ebd., Zeile 5–8. 
63 Ebd., Zeile 5–9. 
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ones der Stiftungsbullen zur Gründung der Universitäten Leipzig, Wien und 
Köln.64   

Die dispositio der Stiftungsbulle wird mit den Worten „bestimmen wir mit 
apostolischer Autorität für die Ewigkeit und ordnen auch an, dass […]“65 ein-
geleitet. Es wurde bestimmt, dass in Rostock eine Universität mit einer Juristi-
schen, Medizinischen sowie einer Artistenfakultät zu gründen war und dass die 
Universitätsmitglieder sich „aller Freiheiten, Immunitäten sowie Befreiungen 
[von Verpflichtungen und Steuern] erfreuen“66 durften, wie die Angehörigen 
der Universitäten Köln, Wien und Leipzig.67 Die Stiftungsbullen der eben ge-
nannten Universitäten beinhalten jedoch keine genaue Auflistung der Freihei-
ten, Immunitäten und Befreiungen für die Universitätsangehörigen.68 Gewiss 
ging man diesbezüglich von umfangreichen Kenntnissen der Universitätsgrün-
der und der Universitätsangehörigen aus. Die Forschungsliteratur weist allge-
mein darauf hin, dass die Universitätsangehörigen an spätmittelalterlichen 
deutschen Universitäten vom Wehrdienst, von der Zahlung von Personensteu-
ern, Straßen-, Tor-, Markt- und Wegezöllen befreit waren.69 Die Lektüre zeigt 
auch, dass Universitäten die Freiheit hatten, sich Statuten zu geben, direkt den 
Papst anzurufen, Promotionen durchzuführen und über ihre Angehörigen, zu-
mindest in einem gewissen Rahmen, Jurisdiktion, Straf- und Bußgewalt auszu-
üben.70 Auch das Recht, die Einkommen aus ihren Pfründen außerhalb des 
eigentlichen Bestimmungsortes in Anspruch zu nehmen, zählt die Forschung 
zu den Freiheiten der Universitätsangehörigen.71 

                                                            

64 Stiftungsbulle der Universität Köln. Siehe Daniel Heinrich Arnoldt, [A]usführliche und 
mit Urkunden versehene Historie der Königsbergischen Universität. Königsberg 1746, 
Anlage I: Stiftungsbulle der Universität Leipzig, in: Bruno Stübel (Hrsg.) Urkundenbuch der 
Universität Leipzig von 1409–1555. Leipzig 1879, 1–4; Stiftungsbulle der Universität Wien. 
Siehe Rudolf Kink, Geschichte der kaiserlichen Universität Wien. Bd. 2, Wien 1854, 26–29.  
65 Stiftungsbulle 1419, 13, Zeile 10–12. 
66 Ebd., Zeile 15–17. 
67 Ebd., Zeile 19f. 
68 Zu den Stiftungsbullen der Universitäten Köln, Wien, und  Leipzig siehe Anm. 61. 
69 T. Schmidt (wie Anm. 38), 117; Hilde de Ridder-Symoens, Mobilität, in: Walter Rüegg 
(Hrsg.) Geschichte der Universität in Europa. Mittelalter. München 1993, Bd. 1, 273. 
70 H. de Ridder-Symoens, 273; Alexander Gieysztor, Organisation und Ausstattung, in: 
Geschichte der Universität in Europa. Mittelalter (wie Anm. 69), 128. 
71 A. Gieysztor, 109. 
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Außerdem zeigt die dispositio, dass die Universität einen Kanzler und einen 
Vizekanzler haben musste, und schreibt vor, wer diese Ämter jeweils zu be-
kleiden hatte.72 Es wird angeführt, welche Aufgabe Kanzler oder Vizekanzler 
beziehungsweise andere Geistliche und welche Pflichten die Magister und 
Doktoren der Universität hinsichtlich durchzuführender Doktor- oder Magis-
terpromotionen hatten.73 Auch die Anerkennung des an der Universität 
Rostock erworbenen Doktor- oder Magistergrades an anderen Universitäten 
wurde in der Stiftungsbulle genau festgelegt.74  

Darüber hinaus zeigt das Studium der bulla fundationis, dass Papst Martin 
V. festlegte, wer über die Universitätsangehörigen, wenn sie wegen eines Zi-
vildelikts oder eines leichten beziehungsweise schweren Kriminaldelikts zum 
Beklagten wurden, die Jurisdiktion ausüben musste und die Straf- und Bußge-
walt hatte.75 

In der dispositio finden sich außerdem die Anweisungen, dass die Gründer 
der Universität binnen eines Jahres, vom Ausstellungsdatum der Stiftungsbulle 
gerechnet, Urkunden „über die zu stiftenden und auszustattenden Kollegien 
sowie über die aufzubringenden und zuzuweisenden Einkünfte“76 ausstellen 
mussten, anderenfalls hatten sie vor dem Kanzler eine von ihm festgelegte 
Kaution zu stellen.77 Ferner heißt es, dass sie – sobald die Gründer zuverlässig 
eine Bestätigung ihrer genannten Urkunden vorlegen konnten – Briefe ausstel-
len mussten, „welche die Errichtung und Erhaltung der Universität si-
cher[ten].“78 Die dispositio schließt mit der Anweisung, dass alle Unterneh-
mungen, die gegen die päpstlichen Bestimmungen waren, wie sie in der dispo-
sitio zu lesen sind, keine Rechtskraft und Geltung haben durften.79 

Die sanctio, das heißt der Abschnitt der Poenformel der bulla fundationis 
wird mit dem Satz eingeleitet: 

                                                            

72 Stiftungsbulle 1419, 13, Zeile 26–31. 
73 Ebd., Zeile 26–37. 
74 Ebd., Zeile 37–39, 14, Zeile 1f. 
75 Ebd., 14, Zeile 2–14.  
76 Ebd., Zeile 37–39.  
77 Ebd., Zeile 39, 15, Zeile 1–3. 
78 Ebd., 15, Zeile 6–8. 
79 Ebd., Zeile 10–12. 
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„Niemandem ist es erlaubt, diese Urkunde unseres Statuts, unserer Ord-
nung und Verordnung sowie unseres Willens zu verletzen oder leichtfer-
tig dagegen zu verstoßen.“80 

Wer gegen den apostolischen Willen handelte, sollte dafür „die Ungnade des 
allmächtigen Gottes und der heiligen Apostel Petrus und Paulus auf sich 
zieh[en].“81 

Den Abschluss des Textes der Stiftungsbulle bildet die actum- et datum-
Formel. Die Gründungsbulle der Alma Mater Rostochiensis wurde in Ferrara 
am 13. Februar 1419, also im zweiten Jahr des Pontifikats, von Martin V. aus-
gestellt.82  
 
Wesentliche Rostocker Universitätsstatuten 
 
Der Einband des Statutenbuches der Universität Rostock 
 
Universitätsstatuten sind Sollbestimmungen, die die innere Ordnung der Uni-
versität regeln. Die in diesem Aufsatz vorzustellenden Statuten sind in ein 
Statutenbuch eingebunden, dessen Einband näher betrachtet werden soll. 

Dabei stellt sich sowohl die Frage nach dem Buchbinder als auch nach der 
Gestaltung des Einbandes. Der Bucheinband, wie er gegenwärtig im Universi-
tätsarchiv zu betrachten ist, wurde von Buchbinder Dietrich vom Lohe gefer-
tigt.83 Was das Jahr der Fertigung anbelangt, liegt folgende Aussage vor: 

„Einbände im Rostocker Universitätsarchiv lassen vermuten, dass Lohe 
auch für die Universität gearbeitet hat. 1579 hat er wohl die Statuta 
Academiae Rostochiensis neu eingebunden.“84 

Der Einband besteht aus Leder und weist Buchschließen aus Metall auf.85 Es 
sind sowohl auf der Vorder- als auch auf der Rückseite Abbildungen und Um-
                                                            

80 Ebd., Zeile 13–15. 
81 Ebd., Zeile 16f. 
82 Ebd., Zeile 18f. 
83 Anna Marie Floerke, Mecklenburgische Bucheinbände im 16. Jahrhundert, Archiv für 
Buchbinderei 30. 1930, 110–111. 
84 Ebd., 111. 
85 UAR I R A 1, Statutenbucheinband (UAR I R A 1 ist die Signatur des Statutenbuches der 
Universität Rostock). 
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schriften erkennbar. Das erste Bild in der Mitte der Vorderseite des Einbandes 
des Statutenbuches zeigt das Kruzifix und die Bundeslade.86 Ferner lautet die 
Umschrift „Propiciatorium nost.[rum] Christus per proprium sanguinem in-
gressus est semet in sancta h.[ereditate]87.“88 

In Bild und Schrift wird auf dem Bucheinband des Statutenbuches ver-
knappt zum Ausdruck gebracht, dass Christus als der Hohepriester im Tempel 
Gottes im Himmel, wo sich nach neutestamentlichem Verständnis die Bundes-
lade befindet, mit dem Opfer seines eigenen Blutes die Menschen von ihren 
Sünden erlöst.89 Der Text auf dem Einband spricht unter anderem von „un-
ser[em] Erlösungsmittel“.90 Es zeigt deutlich, dass man Jesus Christus auch an 
der Universität Rostock als den Sündenerlöser verstand. Das Bild und die 
Schrift zeigen somit die lutherische Gnadenauffassung. 

Unter dem eben beschriebenen Bild befindet sich auf dem Buchdeckel au-
ßerdem die Abbildung von Gott Vater, Gott Sohn und Gott Heiliger Geist so-
wie die Umschrift: „Sic deus dilexit mundum ut filium suum unigenitum daret 
ut omnis qui credit in eum non pereat“91 und das ewige Leben erlangt.92 In der 
bildlichen Darstellung von Gott Vater, Gott Sohn und Gott Heiliger Geist wird 
die Dreigestalt Gottes zum Ausdruck gebracht. Durch Bild und Text wird ver-
ständlich gemacht, dass, wer an Christus glaubt, zugleich an Gott Vater und 

                                                            

86 UAR I R A 1, Statutenbucheinband. Mir lagen darüber hinaus noch unveröffentlichte 
Ausführungen von Nilüfer Krüger vor, die sehr wichtige Angaben zum Einband des Statu-
tenbuches enthielten. Frau Dr. Krüger sei dafür ausdrücklich gedankt. 
87 Christus ist als unser Erlösungsmittel selbst in das heilige Erbe durch sein eigenes Blut 
eingetreten; UAR I R A 1, Statutenbucheinband; Biblia Sacra Vulgata, Hebräer 9, 15: „ sunt 
sanctae hereditatis“. 
88 Ausführungen von N. Krüger (wie Anm. 86);  
http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/hebraeer/9/#15 [abgerufen am 9. 1. 2014]. 
89 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/hebraeer/9/#15;  
http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/offenbarung/11/#19 [abgerufen am 9. 1 
2014]. 
90 UAR I R A 1, Statutenbucheinband.  
91 So hat Gott die Welt geliebt, dass er seinen eingeborenen Sohn gab, damit jeder, der an 
ihn glaubt, nicht verloren gehe; UAR I R A 1, Statutenbucheinband; Ausführungen von  N. 
Krüger (wie Anm. 86); Biblia Sacra Vulgata, Johannes 3, 16; http://www.bibel-
online.net/buch/luther_1912/1_johannes/3/#16 [abgerufen am 9. 1. 2014]. 
92 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/1_johannes/3/#16 [abgerufen am 9. 1. 
2014]. 
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den Heiligen Geist glaubt. Der Text der Umschrift begründet das Sterben 
Christi in der Liebe Gottes zu den Menschen und verheißt den Gläubigen Gna-
de für ihren Glauben. Man sollte die Darstellung der Dreigestalt Gottes mit der 
biblischen Umschrift auf dem Buchdeckel des Statutenbuches als Glaubensbe-
kenntnis der Universitätsmitglieder der Alma Mater Rostochiensis zum christ-
lichen Glauben nach Luther verstehen. 

Ferner zeigt der Bucheinband des Rostocker Statutenbuches die stehende 
Fortuna und die Umschrift „passibus ambiguis Fortuna volubilis errat et manet 
in nullo certa tenaxq[ue] loco“93 sowie die Wörter „Gramma[tica]“, „Dia-
lec[tica]“, „Rheto[rica]“ und „Mus[ica]“.94 Fortuna gilt als die Göttin des 
Glücks und des Schicksals. Doch ist sie laut Boetius die Handlangerin der 
Prudentia also der Erkenntnis und des Wissens.95 Als Handlangerin der Pru-
dentia sollte man die Fortuna auch in der Darstellung auf dem Einband des 
Statutenbuches verstehen, da dem Bild der Fortuna noch ergänzend vier der 
auch an der Universität Rostock damals gelehrten Sieben Freien Künste, näm-
lich Rhetorik, Dialektik, Grammatik und Musik, hinzugefügt wurden. Das Zitat 
aus den Tristien des augusteischen Dichters Ovid sollte gewiss zum Ausdruck 
bringen, wie sich die Universität Rostock in der Rolle der Fortuna und somit 
als Handlangerin der Prudentia sah.  

Ebenfalls auf dem Einband des Statutenbuches der Alma Mater Rosto-
chiensis ist das Bild der stehenden Justitia mit der Umschrift „Lance rego 
causas ferro tego et aufero vitam. Elige sive velis vivere sive mori“96 zu erken-
nen. Darüber hinaus sind die Wörter „fid[es], spes, charitas, pacientia“ zu 
lesen.97 Justitia steht für die Rechtsprechung, die auch der Universität in einem 
gewissen Rahmen zustand. Die Wörter Glaube, Liebe, Hoffnung und Geduld 

                                                            

93 Mit schwankenden Schritten irrt die flüchtige Fortuna und bleibt an keinem Ort sicher und 
fest; AR I R A 1, Statutenbucheinband; Ausführungen N. Krüger (wie Anm. 86); Ovid, 
Tristia /  Briefe aus der Verbannung. Lateinisch und Deutsch, hrsg. von Georg Luck, Hei-
delberg 1967, Trist. V, VIII, 15. 
94 Grammatik, Dialektik, Rhetorik, Musik; UAR I R A 1, Statutenbucheinband; Ausführun-
gen von N. Krüger (wie Anm. 86). 
95 Engelbert Kirschbaum Sj., Fortuna, in: Lexikon der christlichen Ikonographie, hrsg. von 
Engelbert Kirschbaum Sj., Bd. 2, Rom, Wien, Basel, Freiburg 1994, Sp. 35. 
96 Ich lenke die Prozesse mit der Waage. Mit dem Schwert vernichte und schütze ich das 
Leben. Wähle! Willst du leben oder sterben; UAR I R A 1, Statutenbucheinband; Ausfüh-
rungen von N. Krüger (wie Anm. 86). 
97 Glaube, Hoffnung, Liebe, Geduld; ebd. 
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nennen wesentliche Tugenden, auf die man sich seit der Antike bezog. Weitere 
Tugenden waren iustitia, temperantia, prudentia und fortitudo.98  
 
Die ältesten Rostocker Universitätsstatuten 
 
Eingangs gilt es zu fragen, wo und wie die ältesten Rostocker Universitätssta-
tuten überliefert wurden und wie sie der Wissenschaft als Arbeitsmittel zur 
Verfügung stehen. Die ältesten Rostocker Universitätsstatuten befinden sich in 
dem im Archiv der Rostocker Universität vorhandenen Statutenbuch.99 Im 
Rostocker Stadtarchiv sind weitere Abschriften dieser Statuten zu finden.100 
Auf folgenden Zeilen soll nur das im Statutenbuch der Universität befindliche 
älteste Statutencorpus quellenkritisch näher betrachtet werden, da es als rechts-
gültige Version für die Neuedierung der Statuten verwandt wurde. Die im Sta-
tutenbuch der Alma Mater archivierten ältesten Statuten wurden auf Perga-
mentfolianten geschrieben und sind in einem guten Überlieferungszustand.101 
Die Folianten wurden sowohl auf der Vorder- als auch auf der Rückseite be-
schrieben.102 Auf den Pergamenten sind die Schriftfarben Schwarz und Rot zu 
erkennen. Mit schwarzer Schreibflüssigkeit wurde der Statutentext geschrie-
ben. Die rote Schriftfarbe wurde hingegen zu Hervorhebungszwecken und zur 
Textverschönerung gebraucht.103 Als Mittel der Pointierung wurde ferner die 
Unterstreichung genutzt.104 Bis auf den Eid am Ende der Rubrik V, den Zusatz 
zu Statut VII, 8, das auf einem eingehefteten Blatt notierte Statut X, 15, die 
letzten zweieinhalb Zeilen von Statut XI, 3 und die nach Rubrik XII folgenden 
Ergänzungen wurden die Statuten von einer Hand geschrieben.105 Der Name 
des Notars ist im Statutencorpus nicht auffindbar und kann auch anderweitig 
nicht ermittelt werden. Es ist lediglich der Notar bekannt, der am 6. Dezember 

                                                            

98 Gerechtigkeit, Mäßigung, Erkenntnis, Tapferkeit; E. Kirschbaum Sj.,Tugenden, in: Lexi-
kon der christlichen Ikonographie (wie Anm. 95), Bd. 4, Sp. 368–370. 
99 UAR R I A 1. 
100 Archiv der Hansestadt Rostock (künftig: AHR) Univ. I Vol. Ia, Fasz. 1–3 (Statutenab-
schriften). 
101 UAR R I A 1, Statuten [nach 1433]. 
102 UAR R I A 1, Statuten [nach 1433]. 
103 Ebd. 
104 Ebd. 
105 Ebd. 
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1452 den Zusatz zu Statut VII, 8 schrieb. Es handelte sich dabei, wie die Un-
terschrift unter dem Text verrät, um Tidericus Lukke.106 Es gilt außerdem zu 
erwähnen, dass die Schrift der Statuten und Statutenergänzungen sehr schwer 
zu entziffern sind.107 Gleiches gilt für die oft schwer oder gar unlesbaren 
Randbemerkungen.108 Betrachtet man die Statuten im Statutenbuch genau, fällt 
weiterhin auf, dass an einzelnen Stellen in den Statutentexten Streichungen und 
Rasuren vorgenommen wurden. Es wurde zum Beispiel in Statut IV, 11 der 
Nebensatz „si in universitate perseveraverit“109 gestrichen und in Statut IV, 9 
wurden die Wörter „graduatus duplum“110 ausrasiert. Die nähere Betrachtung 
der Folianten lässt ferner Aussagen zum Aufbau der Rechtsquelle zu. Das Sta-
tutencorpus beginnt mit der Überschrift „Ordo rubricarum“111. Darauf folgen 
die mit römischen Zahlen nummerierten Überschriften der einzelnen, insge-
samt 20 Rubriken. Nach der Rubrikenordnung sind die Wörter „rubrica pri-
ma“112 und eine kurze Einleitung zu erkennen. Der Einleitung schließen sich 
die Überschrift zur ersten Rubrik und die einzelnen dazugehörigen Statuten 
an.113 Auf die erste Rubrik folgen dann die weiteren 19 rubricae. Jede dieser 
Rubriken weist eine Überschrift und häufig auch eine Rubriken-Nummerierung 
durch römische Zahlen auf.114 Die Statuten der einzelnen rubricae sind jeweils 
mit arabischen Zahlen durchnummeriert. Einige statuta sind zudem durch das 
Wort „immutabile“ gekennzeichnet.115  

Um die ältesten Rostocker Universitätsstatuten zu lesen, bedarf es schon 
seit Längerem nicht mehr unbedingt des Blickes ins Statutenbuch. Ernestus 
Joachimus de Westphalen edierte bereits im Jahr 1745 den Text der ältesten 

                                                            

106 UAR R I A 1, Statuten [nach 1433]; E. Schnitzler, Beiträge zur Geschichte der Universi-
tät Rostock. in: Studien zur katholischen Bistums- und Klostergeschichte, H. 20. Leipzig 
1979, 17–20.  
107 UAR R I A 1, Statuten [nach 1433]. 
108 Ebd. 
109 Wenn er an der Universität verbleibt; UAR R I A 1, Statuten [nach 1433], IV, 11.  
110 Ein Graduierter [gibt] das Doppelte UAR R I A 1, Statuten [nach 1433], IV, 9. 
111 Die Ordnung der Rubriken; UAR R I A 1, Statuten [nach 1433]. 
112 Erste Rubrik; ebd. 
113 UAR R I A 1, Statuten [nach 1433], I, Überschrift, 1–8. 
114 UAR R I A 1, Statuten [nach 1433]. 
115 Unabänderlich; ebd. 
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Rostocker Universitätsstatuten.116 Es handelt sich dabei um keine textkritische 
Edition.117 

Die Textausgabe von Westphalen wurde kürzlich in einem modernen Druck 
neu ediert.118 Dabei wurde der im Statutenbuch der Universität enthaltene 
Quellentext berücksichtigt. Bei dieser Neuedierung wurde die Rubriken- und 
Statutennummerierung, wie sie das Statutenbuch zeigt, übernommen.119 Ferner 
wurden der Zusatz „immutabile“,120 zahlreiche Randbemerkungen, Streichun-
gen, Rasuren etc. bei der Neuedierung berücksichtigt.121 Es wurde auch stets 
darauf hingewiesen, wenn Westphalen Textstellen anführte, die nicht im Origi-
nalstatutentext im Statutenbuch der Universität zu lesen sind. Diese Textstellen 
stammen gewiss aus anderen, von Westphalen nicht benannten, Handschriften. 
Durch die Erarbeitung der Neuedierung der Textausgabe Westphalens wurde 
für den Editor, der eine textkritische Edition der ältesten Rostocker Universi-
tätsstatuten anstrebt, eine wesentliche Arbeitsgrundlage geschaffen.122 

Der Text der ältesten Rostocker Universitätsstatuten liegt in einer im 18. 
Jahrhundert erarbeiteten, aber sehr summarischen und somit nicht für den wis-
senschaftlichen Gebrauch geeigneten deutschen Übersetzung vor.123 Um ein 
quellenkritisches Arbeiten zu ermöglichen, wurde anhand der oben genannten 
Neuedition erstmals eine vollständige, zum wissenschaftlichen Arbeiten geeig-
nete deutsche Übersetzung erarbeitet.124  

                                                            

116 Ernestus von Westphalen, Statuta prima Academiae Rostochiensis Anno 1419 inchontae. 
Ex authentico codice membranaceo descripta, in: Monumenta inedita Rerum Germanicarum 
praecipue Cimbricarum et Megapolensium. Leipzig 1745, Bd. 4, Sp. 1008–1047. 
117 Ebd. 
118 S.-H. Michael, Teil 2: Quellen: Älteste Rostocker Universitätsstatuten – Latein, Anhang 
2.1, 16–74. 
119 Statuten [nach 1433], 16–74. 
120 Statuten [nach 1433], I, 2, 17. 
121 Statuten [nach 1433], 24 Anm. 17 und 27 Anm. 32.  
122 Statuten [nach 1433], 16–74. 
123 Johann Christian Eschenbach, Etwas von gelehrten Rostockschen Sachen, in: Annalen 
der Rostockschen Academie. Rostock 1788, Bd. 1, 98ff. [Seitenzahlen zum Teil nicht les-
bar]. 
124 Susi-Hilde Michael, Teil 2: Quellen: Älteste Rostocker Universitätsstatuten – Deutsch, 
Anhang 2.2, 74–137. 
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Bei der Vorstellung der ältesten Rostocker Universitätsstatuten sollte man auch 
nach der Zeit fragen, in der diese Sollbestimmungen in Kraft getreten sind und 
wann sie im ausgehenden Mittelalter niedergeschrieben wurden. Über die Zeit, 
in der die ältesten Universitätsstatuten ausgearbeitet wurden und Rechtskraft 
erlangten, handelten bereits O. K. Krabbe, E. Schnitzler und M. A. Pluns. 
Schnitzler und Pluns meinen, dass die ältesten Universitätsstatuten weitestge-
hend seit Herbst 1421 vorlagen.125 O. K. Krabbe hingegen spricht sich für eine 
Statutenvorlage nicht vor dem Jahr 1432 aus, in dem er fälschlicherweise die 
Einrichtung der Theologischen Fakultät annahm.126 Tatsächlich wurde die 
Einrichtung der Theologischen Fakultät an der Universität Rostock mittels 
einer entsprechenden Urkunde durch Papst Eugen IV. erst am 27. Januar 1433 
möglich.127 Es ist davon auszugehen, dass gewiss sowohl vor als auch nach der 
Einrichtung der Theologischen Fakultät im Jahr 1433 Universitätsstatuten aus-
gearbeitet und beschlossen wurden. Diese These ist wie folgt zu belegen: Zu 
den vor der Gründung der Theologischen Fakultät abgefassten Statuten zählen 
unter anderem sicher die Universitätsstatuten I, 1 und XX, 5P. Die Sollbe-
stimmung I, 1 macht deutlich, dass die Universität Rostock lediglich eine Juris-
tische, eine Medizinische sowie eine Artistenfakultät haben durfte.128 Ein sol-
ches Statut konnte nur vor der Einrichtung der Theologischen Fakultät 1433 in 
Kraft treten. Die Sollbestimmung XX, 5P ist ebenfalls auf die Zeit vor der 
Einrichtung der Theologischen Fakultät zu datieren, weil sie angibt, dass Ma-
gister Dietrich Zukow eine Pfingstreise nach Lübeck plante und dort im Auf-
trag des Rostocker Stadtrates einen Magister der Heiligen Schrift vom Predi-
gerorden anwerben sollte.129 Die besagte Reise ist für das Jahr 1421 belegt.130 
Das Anwerben eines Theologen in der Frühzeit der Alma Mater Rostochiensis 
ist gewiss auf den bereits in dieser Zeit bestehenden Wunsch der Universitäts-
lehrer zurückzuführen, das Generalstudium um die Theologische Fakultät zu 
                                                            

125 E. Schnitzler, Die Gründung der Universität Rostock 1419 (Anm. 38), 31; Marko Andrej 
Pluns, Die Universität Rostock 1418–1563. Eine Universität im Spannungsfeld zwischen 
Stadt, Landesherren und wendischen Hansestädten. Weimar/Köln/Wien 2007, 52–53. 
126 Otto Karsten Krabbe, Die Universität Rostock im fünfzehnten und sechzehnten Jahrhun-
dert. Rostock 1854, Bd. 1, 75–76. 
127 T. Schmidt, Die Anfänge der Theologischen Fakultät der Universität Rostock im Jahr 
1433, in: Mecklenburgische Jahrbücher 117, 2002, 7–10. 
128 Statuten [nach 1433], I, 1, 16. 
129 Statuten [nach 1433], XX, 5P, 135f. 
130 M. A. Pluns, Die Universität Rostock 1418–1563 (wie Anm. 125), 52–60. 
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erweitern.131 Zu den nach der Einrichtung der Theologischen Fakultät be-
schlossenen Statuten zählen sicher beispielsweise die Bestimmungen I, 6 und 
VII, 4. Ihr Inhalt lässt deutlich die Existenz der Theologischen Fakultät erken-
nen. So wird in Statut I, 6 unter anderem angewiesen, dass jeder Dekan der vier 
Fakultäten, also der Theologischen, Juristischen, Medizinischen Fakultät sowie 
der Fakultät der Artes liberales Anspruch auf einen Schlüssel zum Universi-
tätsfiskus hatte.132 Statut VII, 4 führt die Fakultäten- und Graduiertenordnung 
an, wobei auch die Theologische Fakultät berücksichtigt wurde.133 Dieses Sta-
tut konnte folglich ebenso nur nach der Einrichtung der Theologischen Fakultät 
in Kraft getreten sein. 

In der Anordnung, wie die ältesten Universitätsstatuten im Statutenbuch der 
Universität und auch in den eben angeführten Texteditionen zu lesen sind, 
können sie nicht vor der Einrichtung der Theologischen Fakultät im Jahr 1433 
niedergeschrieben worden sein. Sowohl die Sollbestimmungen, die Bestim-
mungen für die Theologische Fakultät als auch die, deren Anweisungen sich 
lediglich auf die drei 1419 bewilligten Fakultäten beziehen, wurden nämlich 
bis auf die wenigen bereits oben angeführten Statuten oder Statutenergänzun-
gen nur von einer Hand ohne größere Zwischenräume auf den Pergamenten 
geschrieben, die Einfügungen ermöglicht hätten.  

Die Vorstellung der ältesten Rostocker Universitätsstatuten bedarf jedoch 
auch der Frage nach der Sprache, in der die Statuten abgefasst wurden und 
nach dem Inhalt. Die Rubrikenordnung (siehe dazu auch Abb. 1), die Sollbe-
stimmungen der Rubriken I bis XIX sowie die einleitenden Worte der 20. 
Rubrik wurden in Mittellatein abgefasst.134 Die Bestimmungen der 20. und 
letzten Rubrik liegen in niederdeutscher Sprache vor.135 

Setzt man sich mit dem Inhalt auseinander, muss man zuerst auf die kurze, 
vor den Statuten der ersten Rubrik stehende Einleitung eingehen. In dieser wird 
angeführt, was mit Statuten geschehen musste, deren Inhalt „zum Teil oder im 

                                                            

131 Geschichte der Universität Rostock 1419–1969. Festschrift zur Fünfhundertfünfzig-Jahr-
Feier der Universität, Bd. 1 (Anm. 1), 11–18. 
132 Statuten [nach 1433], I, 6, 78. 
133 Ebd., VII, 4, 100. 
134 Ebd., Rubrikenordnung, 16; I–IXX, 17–70; XX, Einleitung, 70. 
135 Ebd., XX, 1–XX, 5P, 70–74. 
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Ganzen“136 das päpstliche Gründungsprivileg aufhob oder die kirchliche Frei-
heit schmälerte.137  

Der Einleitung folgt die Überschrift der Rubrik I: „Über die Einrichtung 
der Universität und über ihre Statuten“.138 Dieser Titel findet sich in gleichem 
Wortlaut im Inhaltsverzeichnis wieder.139 Die Rubrik weist acht Statuten auf, 
von denen fünf sogenannte unabänderliche statuta sind.140 Die Statuten zeigen, 
welche Fakultäten es an der Universität geben musste, wer der Leiter der Alma 
Mater und einer Fakultät zu sein hatte und wie lange die Amtszeit des Fakul-
tätsoberhauptes währen durfte.141 Auch finden sich Anweisungen bezüglich der 
Einrichtung von Nationen.142 Ferner wird deutlich, wie und durch wen Univer-
sitäts- und Fakultätsstatuten auszuarbeiten, zu beschließen und zu ändern wa-
ren.143 Es sind auch Bestimmungen zur Vermögensverwahrung und zu den 
Siegeln zu lesen.144 

Die Rubrik II ist mit den Worten „Über die Wahl des Rektors“145 über-
schrieben. Der gleiche Wortlaut ist im einleitenden Inhaltsverzeichnis zu le-
sen.146 Die Rubrik hat zwei mal drei Statuten, von denen zwei sogenannte un-
abänderliche statuta sind.147 Sie gibt Anweisungen, wer der Universitätsange-
hörigen, zu welchem Termin und an welchem Ort zum Universitätsrektor, also 
zur höchsten Amtsperson der Alma Mater, gewählt werden konnte.148 Es wird 
auch angeführt, wer als Rektorenwähler in Betracht kam und wie die Bestim-

                                                            

136 Ebd., Einleitung, 76.  
137 Ebd. 
138 Statuten [nach 1433], I, Überschrift, 76. 
139 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
140 Ebd., I, 1–8, 76–78; S.-H. Michael, Teil 2: Quellen: 216f. 
141 Statuten [nach 1433], I, 1; I, 2, 76. 
142 Ebd., I, 8, 78; S.-H. Michael, Teil 2: Quellen, 140: „Nationen nahmen jeweils Studenten 
und Professoren bestimmter Länder und Regionen auf.“. 
143 Statuten [nach 1433], I, 3; I, 4 und 5, 77f. 
144 Ebd., I, 7, 78. 
145 Ebd., II, Überschrift, 78. 
146 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
147 Ebd., II, 1–3; II,1 [Zusatz]–3 [Zusatz], 78–81; 216. 
148 Ebd., II, 1 und 2, 79f. 
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mung der Wähler erfolgen musste.149 Außerdem kann man ablesen, wie das 
Wahlverfahren, die Annahme der Wahl und die öffentliche Bekanntgabe des 
zum Rektor Gewählten zu erfolgen hatte.150 Rubrik II weist sowohl den Eid der 
Rektorenwähler als auch den Amtseid des gewählten Rektors auf.151 

Rubrik III trägt die Überschrift „Über das Amt und die Amtsgewalt des Rek-
tors“.152 Im Inhaltsverzeichnis ist nur „Über das Amt des Rektors“153 zu lesen. 
Die Rubrik hat 20 Statuten, von denen ein Statut mit dem Wort „immutabile“ 
gekennzeichnet ist.154 Wie es die Überschrift verrät, beinhaltet diese Rubrik 
ausführliche Bestimmungen zu den Rechten und Pflichten des Universitätsrek-
tors.155 Es wird auch deutlich, wer unter welchen Voraussetzungen als Vizerek-
tor, also als stellvertretender Rektor tätig werden musste.156 Außerdem wird 
erkennbar, dass sich die Rubrik zwar auf die Rechte und Pflichten des Rektors 
konzentriert, jedoch auch Anweisungen für andere Universitätsmitglieder zum 
Inhalt hat.157 

Die Rubrik IV ist mit den Worten „Über die Immatrikulation und den an-
fangs von dem Einzuschreibenden zu leistenden Eid“158 überschrieben. Das 
Inhaltsverzeichnis gibt nur den Kurztitel „Über die Immatrikulation“ an.159 
Eins der insgesamt 21 Statuten ist als unabänderliches Statut gekennzeich-
net.160 Aus dem Inhalt der Rubrik geht hervor, was der Rektor vor und wäh-
rend der Einschreibung eines Immatrikulationswilligen in die Matrikel fordern 
und beachten musste beziehungsweise durfte.161 Ferner wird deutlich, was die 
einschreibewilligen Personen im Hinblick auf die Immatrikulation beachten 
                                                            

149 Ebd., II, 3, 80. 
150 Ebd., II, 1–3, 78–80. 
151 Ebd., II, 3; II, 1 [Zusatz], 80f. 
152 Ebd., III, Überschrift, 81. 
153 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
154 Ebd., III, 1–20, 81–85; 216. 
155 Ebd., III, 1–20, 81–85. 
156 Ebd., III, 19, 85. 
157 Ebd., III, 20, 85. 
158 Ebd., IV, Überschrift, 85. 
159 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
160 Ebd., IV, 1–21, 85–90; 216. 
161 Ebd., IV, 1; 2; 3; 4; 5; 6; 8; 10; 11; 14; 21, 85–90. 
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und wissen mussten und welche Bedeutung die Einschreibung für eine Promo-
tion hatte.162 Zu Beginn der Rubrik sind Immatrikulationseide zu lesen.163 Es 
finden sich auch Bestimmungen, die zeigen, was die Bürger und Einwohner 
Rostocks, die Studenten, die Regentienleiter164 und die Vorlesungen haltenden 
Lehrenden im Umgang mit Nichtimmatrikulierten beachten mussten.165 Die 
Rubrik IV zeigt auch die Optionen bezüglich des Wohnens und der Verpfle-
gung von Immatrikulierten auf und führt außerdem an, wie mit immatrikulier-
ten, nachlässigen Studenten und Amtsinhabern zu verfahren war.166 

Die Überschrift der Rubrik V lautet „Über das Abhalten von Konzilien“.167 
Sie ist unter gleichem Wortlaut auch im Inhaltsverzeichnis zu finden.168 Die 
Rubrik hat 14 Statuten, von denen sieben unabänderlich sind.169 Die Lektüre 
zeigt, wem die Konzilsleitung oblag und wer Konzilsmitglied beziehungsweise 
Teilnehmer  dieses entscheidungs- und weisungsbefugten Gremiums der Uni-
versität sein musste.170 Ferner finden sich Ausführungen zur Einberufung, zur 
Abhaltung, zur Protokollierung von Konzilssitzungen sowie Anweisungen zu 
Verhaltensweisen in diesen Versammlungen.171 Auch die Funktion der Kon-
zilsmitglieder bei Schlichtungen wird angewiesen.172 Am Ende der Rubrik 
findet sich eine Eidesformel, deren Inhalt den Notar betraf.173 

                                                            

162 Ebd., IV, 1; 2; 3; 4; 5; 6; 8; 11; 12; 13; 14; 21, 85–90. 
163 Ebd., IV, 1; 2, 85f. 
164 S.-H. Michael, Teil 2: Quellen, 141: Regentien waren Wohn- und Unterrichtseinrichtun-
gen an der Rostocker Universität. Ihre Leiter waren die Regentienleiter/Regentienrektoren.  
165 Statuten [nach 1433], IV, 17; 18; 19, 89f. 
166 Ebd., IV, 15; 16; 20, 88–90. 
167 Ebd., V, Überschrift, 90. 
168 Ebd., V, Rubrikenordnung, 75. 
169 Ebd., V, 1–14, 90–95. 
170 Ebd., V, 1 und 2, 90f. 
171 Ebd., V, 2; 3; 4; 5; 6; 7; 8; 9; 10; 12; 13, 91–94. 
172 Ebd., V, 11, 93f. 
173 Ebd., V, 14, 94f. 
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Rubrik VI ist mit den Worten „Über das Amt des Promotors“174 überschrieben. 
Im Inhaltsverzeichnis steht „Über den Promotor und sein Amt“175. Die Rubrik 
beinhaltet 14 Statuten.176 In diesen Statuten ist unter anderem zu lesen, wer für 
das Amt des Promotors in Betracht kam, wie und wann er zu bestimmen war, 
von welcher Dauer sein Amt war und auf welche Weise er ins Amt eingeführt 
werden musste.177 Es finden sich ferner Anweisungen, die die Amtspflichten 
des Promotors zeigen und die deutlich machen, welche Rechte und Pflichten 
die Universitätsangehörigen dem Promotor gegenüber hatten.178 

Die Rubrik VII ist mit den Worten „Über die Ordnung der Fakultäten und 
der zu Promovierenden und am Anfang über die Fakultäten“179 überschrieben. 
Im Inhaltsverzeichnis ist die anders formulierte Überschrift „Über die Ordnung 
der Graduierten und der Fakultäten und der Promovenden“180 zu lesen. Die 
Rubrik hat acht Statuten, von denen sieben sogenannte unabänderliche Statuten 
sind.181 Wie die Überschrift erkennen lässt, führt die Rubrik an, wie die Ord-
nung der Fakultäten und der Graduierten bei gewissen akademischen Handlun-
gen sein sollte.182 Es finden sich auch Bestimmungen, die anweisen, was Stu-
denten und Lehrende bei Promotionen beachten mussten und welche Eide es 
vor einem Examen seitens des zu Prüfenden und der Prüfer zu schwören 
galt.183 Auch Bestimmungen zum Studienortwechsel sind abzulesen.184 Dar-
über hinaus zeigt die Rubrik Regelungen zum Umgang mit Angehörigen unter-
schiedlicher Fakultäten und unter welchen Umständen sich Universitätskon-

                                                            

174 Ebd., VI, Überschrift, 95; S.-H. Michael, Teil 2: Quellen, 141: Der Promotor hatte den 
Statuten gemäß die Einhaltung der Statuten zu überwachen, für die Strafverfolgung zu sor-
gen und im Besonderen die Amtstätigkeit des Rektors zu überwachen.  
175 Statuten [nach 1433], Rubrikenordnung, 75.  
176 Ebd., VI, 1–14, 95–99; 216. 
177 Ebd., VI, 2; 3; 6; 8; 11; 13, 96–99. 
178 Ebd., VI, 1; 2; 4; 5; 7; 9; 10; 12; 14, 95–99. 
179 Ebd., VII, Überschrift, 99. 
180 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
181 Ebd., VII, 1–8, 99–103; 216. 
182 Ebd., VII, 4, 100f. 
183 Ebd., VII, 5; 6; 7; 8, 102f. 
184 Ebd., VII, 8 Zusatz, 103. 



 Wesentliche normative Rechtsquellen der Universität Rostock 93 

 
zilmitglieder oder der Rektor mit den Belangen einer Fakultät befassen durf-
ten.185 

Die Rubrik VIII trägt die Überschrift „Über das Amt der Berater und derer, 
die Ratgeber und Beisitzer des Rektors sind.“186 Im Inhaltsverzeichnis wurde 
die Überschrift hingegen mit den Worten „Über die Berater und somit über die 
Assessoren bei Gericht“187 angeführt. Mit nur einem Statut ist Rubrik VIII die 
kürzeste.188 Ihre Lektüre zeigt, wer Berater und Beisitzer des Rektors sein 
musste, wie oft der Rektor sie mindestens einzuberufen hatte und was zu ihren 
Pflichten zählte.189 

Rubrik IX ist mit den Worten „Über das Amt der Regentienrektoren“190 
überschrieben. Im Inhaltsverzeichnis ist die Überschrift ausführlicher formu-
liert, denn es heißt: „Über das Amt der Regentienrektoren und den Gehorsam 
und die Lebensführung der Regentialen“.191 Die Rubrik zählt 28 Einzelstatu-
ten, die unter anderem deutlich zeigen, was es seitens der Regentienrektoren 
beim Leiten von Regentien und beim Verlegen dieser Einrichtungen zu beach-
ten galt.192 Wie es die Überschrift im Inhaltsverzeichnis sagt, ist weiterhin zu 
lesen, was die in einer Regentie lebenden Studenten während ihres Aufenthal-
tes in diesen Einrichtungen ihren Mitbewohnern und ihrem Regentienleiter 
gegenüber beachten mussten.193 

„Über das Leben und die Lebensführung der Studenten“,194 so ist die 
Rubrik X überschrieben. Der gleiche Wortlaut findet sich auch im Inhaltsver-
zeichnis der Statuten.195 Diese Rubrik zählt 21 Statuten.196 Das Statut 10, 15 
                                                            

185 Ebd., VII, 1; 2; 3, 99f. 
186 Ebd., VIII, Überschrift, 103. 
187 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
188 Ebd., VIII, 1, 103f., 216. 
189 Ebd., VIII, 1, 103f. 
190 Ebd., IX, Überschrift, 104. 
191 Ebd., Rubrikenordnung, 75; S.-H. Michael, Teil 2: Quellen, 142: Regentialen sind die 
ungraduierten oder auch schon graduierten in einer Regentie lebenden Universitätsmitglie-
der.  
192 Statuten [nach 1433], IX, 1–28, 104–111; IX, 1, 5, 6, 7, 9, 10, 14, 15, 17, 18, 20, 21, 24, 
25, 26, 27, 28, 104–111; Anhang 6, 216. 
193 Ebd., IX, 3, 4, 7, 8, 10, 11, 12, 16, 20, 21, 22, 23, 25, 26, 27, 104–110. 
194 Ebd., X, Überschrift, 111. 
195 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
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wurde in drei verschiedenen Fassungen ediert und übersetzt.197 Sechs der 21 
statuta sind unabänderliche Sollbestimmungen.198 Wie die Überschrift es ver-
rät, entnimmt man der Rubrik Anweisungen über „das Leben und die Lebens-
führung“199 der Studenten.200 Es finden sich jedoch auch zahlreiche Anweisun-
gen, die das Verhalten aller Universitätsangehörigen an der Universität und in 
der Warnowstadt betrafen.201 Außerdem sind zahlreiche Anweisungen zur 
Rechtsprechung der Rubrik zu entnehmen.202 

Die Rubrik XI trägt die Überschrift „Über die Pedelle das heißt über die 
Universitätsdiener“203 Im Inhaltsverzeichnis ist die Überschrift verkürzt mit 
den Worten „Über die Pedelle der Universität“204 angeführt. Die Rubrik hat 
vier Statuten, von denen eines ein unabänderliches statutum ist.205 Die Statuten 
zeigen die Amtspflichten und Rechte der Pedelle auf, doch finden sich auch 
Amtsanweisungen für den Universitätsnotar.206 Die Pedelle hatten an der Uni-
versität unter anderem Botengänge zu erledigen. 

Mit den Worten „Über die Bestrafung der Delinquenten“207 ist Rubrik XII 
überschrieben. Die gleiche Überschrift findet man im Inhaltsverzeichnis no-
tiert.208 Die drei Statuten anführende Rubrik zeigt Anweisungen auf, unter 
welchen Voraussetzungen ein Delinquent als Meineidiger betrachtet werden 

                                                            

196 Ebd., X, 1–21, 111–118, 216f. 
197 Ebd., X, 15 [Neue Fassung auf eingefügtem Blatt laut Statutenbuch im Universitätsar-
chiv]; X, 15 [Alte Fassung laut Statutenbuch im Universitätsarchiv]; X, 15 [Alte Fassung 
laut der Lesart bei Westphalen], 114f. 
198 Statuten [nach 1433], X, 1–21, 111–118. 
199 Ebd., X, Überschrift, 111. 
200 Ebd., X, 1–21, 111–118. 
201 Ebd., X, 1, 2, 3, 4, 10, 14, 19, 20, 21, 111–118. 
202 Ebd., X, 15 [Neue Fassung auf eingefügtem Blatt laut Statutenbuch im Universitätsar-
chiv]; X, 15 [Alte Fassung laut Statutenbuch im Universitätsarchiv]; X, 15 [Alte Fassung 
laut der Lesart bei Westphalen]; X, 16, 17, 18, 114–116. 
203 Ebd., XI, Überschrift, 118. 
204 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
205 Ebd., XI, 1–4, 118f., 216f.  
206 Ebd., XI, 1–4, 118f. 
207 Ebd., XII, Überschrift, 119. 
208 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
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musste, unter welchen Gegebenheiten ein Universitätsangehöriger als ein über-
führter Delinquent galt und was bei der Bestrafung wegen Beleidigungen ge-
gen den Rektor und den Promotor und andere Personen beachtet werden muss-
te.209 

„Über die Stipendiaten der Universität und der einzelnen Fakultäten und 
über das Annahmeverfahren auf eine Lehrstelle bei Vakanz einer 
[Lehr]stelle und über Gunst und Strenge gegenüber den zu Promovie-
renden.“210 

Diese lange Überschrift leitet Rubrik XIII ein. Das Inhaltsverzeichnis führt 
hingegen nur den Kurztitel „Über die Stipendiaten und ihre Einsetzung“211 an. 
Rubrik XIII hat 23 Statuten, die unter anderem beinhalten, wie viele Stipendia-
ten mit welcher Qualifikation an eine Fakultät berufen werden mussten und 
welche Besoldung sie zu erhalten hatten.212 Darüber hinaus zeigt die Statuten-
lektüre, welche Stipendiaten jeweils auf eine genau festgelegte Vorgehenswei-
se Kandidaten für eine zu besetzende Lehrstelle nominieren durften sowie 
welche Personen unter bestimmten Kriterien den auf die vakante Lehrstelle zu 
Berufenden zu bestimmen hatten.213 Es finden sich auch Sollbestimmungen, 
die zeigen, wie man sich auf eine unbesetzte Lehrstelle bewerben konnte, wie 
mit im Lehren nachlässigen Stipendiaten zu verfahren war und welche Vor-
schriften Promovenden und die Promotion durchführende Lehrende beachten 
mussten.214 

Rubrik XIV trägt die Überschrift „Die [Studien]zeit, die für einen [universi-
tären] Grad an den einzelnen Fakultäten gefordert wird und ausreicht“.215 Im 
Inhaltsverzeichnis sind lediglich die Worte „Über die Studienzeit der Promo-
venden für die Graduierung“ angeführt.216 Die Rubrik enthält sechs Statuten, 

                                                            

209 Ebd., XII, 1–3, 119f., 216f. 
210 Ebd., XIII, Überschrift, 120; S.-H. Michael, Teil 2: Quellen, 142: Stipendiaten sind or-
dentlich berufene Lehrkräfte.  
211 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
212 Ebd., XIII, 1–7, 120–123. 
213 Ebd., XIII, 1–10, 120–123. 
214 Ebd., XIII, 11–23, 123–127.  
215 Ebd., XIV, Überschrift, 127. 
216 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
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von denen eine Sollbestimmung unabänderlich ist.217 Wie die Überschrift es 
ankündigt, finden sich Anweisungen für die Dauer der Studien.218 Jedoch wer-
den bei den Anweisungen nur die Studien der Artes liberales, des Kirchen- und 
des Zivilrechts berücksichtigt.219 Außerdem sind Anweisungen zum Fachrich-
tungswechsel und der Anerkennung der Studienzeit an der Juristischen Fakul-
tät sowie eingehende Bestimmungen, durch wen die Vorlesungen festzulegen 
waren, den Statuten zu entnehmen.220 

Die Rubrik XV ist mit den Worten „Über die Prüfer der einzelnen Fakultä-
ten“221 überschrieben. Im Inhaltsverzeichnis ist nur der knappe Titel „Über die 
Prüfer“222 zu lesen. Diese Rubrik hat zwei Statuten, die zeigen, wer an der 
Artistenfakultät beim Bakkalaren- oder beim Lizenziatenexamen Prüfer sein 
durfte beziehungsweise sein musste und auf welche Weise die Prüfer zu ermit-
teln waren.223 

„Über das unabänderliche Verfahren der Anerkennung und Nichtanerken-
nung [von Prüfungsleistungen]“,224 so lautet die Überschrift der Rubrik XVI. 
Im Inhaltsverzeichnis ist jedoch „Über die Bewirtung [der Prüfer] und der Art 
der Anerkennung [der Prüfungsleistungen]“225 zu lesen. In zwei Statuten wird 
angeführt, wer unter Berücksichtigung der Vermögenslage beim Examen etwas 
zur Bewirtung der Prüfer beisteuern musste beziehungsweise konnte.226 Au-
ßerdem wird in dieser Rubrik der genaue Bewertungsvorgang von Examens-
leistungen angewiesen.227 

                                                            

217 Ebd., XIV, 1–6, 127–129, 216f. 
218 Ebd., XIV, 1–5, 127f. 
219 Ebd. 
220 Ebd., XIV, 6, 129. 
221 Ebd., XV, Überschrift, 129. 
222 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
223 Ebd., XV, 1–2, 129f., 216f. 
224 Ebd., XVI, Überschrift, 130. 
225 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
226 Ebd., XVI, 1–2, 130f., 216f. 
227 Ebd., XVI, 2, 130f. 
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Rubrik XVII trägt die Überschrift „Über den Beitrag zum Erhalt der Universi-
tät und der Fakultäten sowie zur Unterstützung ihrer Lasten, zahlbar in der 
Zeit der Promotion, gewöhnlich Bursenbeitrag genannt.“228 

Im Inhaltsverzeichnis steht etwas verknappt „Über die zu zahlende Unter-
stützung für die Universität und die Fakultäten.“229 In der Rubrik weisen zwei 
Statuten genau an, wann und in welcher Höhe die Promotionsgebühren zu 
entrichten waren.230 

Den Statuten der Rubrik XVIII geht die Überschrift „Über die Stadtwa-
che“231 voran. Im Inhaltsverzeichnis heißt es etwas ausführlicher „Über die 
Wachen und Diener der Stadt“.232 Die Rubrik zählt zwei Statuten. Diese lassen 
erkennen, unter welchen Umständen die Stadtwache Universitätsangehörige 
aufgreifen durfte und musste und wem sie die betreffenden Universitätsange-
hörigen zu übergeben hatte.233 

Mit den Worten „Allgemeines zu den Vorschriften, die keine Statuten 
sind“234 wurde die vorletzte Rubrik überschrieben. „Allgemeines über Vor-
schriften und Anweisungen des Rates; Verbesserung der Statuten bei Irrtü-
mern“235 lautet stattdessen der Titel der Rubrik XIX im Inhaltsverzeichnis. In 
zwei Statuten wird angewiesen, dass nur Statuten und kein Gewohnheitsrecht 
Geltung und Anwendung finden durften. Es wird gezeigt, wem bestehende 
Statuten nicht zum Schaden gereichen durften und wie gegebenenfalls vorzu-
gehen war.236  

Die Überschrift der Rubrik XX ist mit den Worten „Über die Petitionen der 
Herren vom Rostocker Bürgerschaftsrat“237 überschrieben. Im Inhaltsverzeich-
nis liest man hingegen „Über die Vorschriften und Anweisungen des Rates“.238 

                                                            

228 Ebd., XVII, Überschrift, 131. 
229 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
230 Ebd., XVII, 1–2, 131, 216f. 
231 Ebd., XVIII, Überschrift, 131. 
232 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
233 Ebd., XVIII, 1–2, 131f., 216f. 
234 Ebd., XIX, Überschrift, 132. 
235 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
236 Ebd., XIX, 1–2, 132, 216f. 
237 Ebd., XX, Übersicht, 132. 
238 Ebd., Rubrikenordnung, 75. 
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Den Statuten der Rubrik XX gehen einleitende Worte voran. Anschließend 
folgen sieben Statuten.239 Nach diesen sieben Statuten ist das Wort „Privi-
leg“240 als Zwischenüberschrift eingeschoben. Dieser Zwischenüberschrift 
folgen fünf Statuten.241 Die Einleitung zeigt, dass die Statuten dieser Rubrik 
auf Wunsch der Bürgermeister Rostocks von den Universitätsangehörigen 
anzunehmen und den anderen Statuten hinzuzufügen waren.242 Die Statutenlek-
türe der Rubrik zeigt, dass festgelegt wurde, welche Personen der Universität 
und der Warnowstadt unter welchen Bedingungen Entlassungen von Lehrkräf-
ten vornehmen durften beziehungsweise mussten.243 Auch sind Anweisungen 
zur Mitgliedschaft im Universitätskonzil, Bestimmungen zur Statutenneufin-
dung oder zur -änderung und Weisungen zur Meldung von Dissensen der Uni-
versitäts- oder der Fakultätskonzilsmitglieder abzulesen.244 Außerdem zeigt die 
Statutenlektüre, was es an der Universität bezüglich des Erwerbs und Aus-
schanks des nach Rostock importierten Bieres zu beachten galt.245 Weiterhin 
wird deutlich, wann die Universität unter welchen Umständen städtische Zu-
wendungen erhalten konnte beziehungsweise musste und welche Berufungen 
oder Umberufungen von Lehrkräften der Rat der Stadt vornahm.246 Erneut 
finden sich Bestimmungen zur Mitgliedschaft im Universitätskonzil.247 Außer-
dem führt Rubrik 20 Sollbestimmungen zur Schlichtung von Dissensen zwi-
schen dem Rat Rostocks und dem Universitätskonzil an.248 

Die Statuten der Rubriken I bis XX zeigen meistens auch die Strafen auf, 
die es bei Zuwiderhandlungen gegebenenfalls zu verhängen galt.249 

Das älteste Rostocker Universitätsstatutenkorpus umfasst 199 Statuten, von 
denen 33 sogenannte unabänderliche statuta sind.250 

                                                            

239 Ebd., XX, Einleitende Worte, 132f.; XX,1–7, 134f., 216f. 
240 Ebd., XX, Privileg, 134. 
241 Ebd., XX, 1P–5P, 134–136. 
242 Ebd., XX, Einleitende Worte, 132f. 
243 Ebd., XX, 1 und 2, 133. 
244 Ebd., XX, 3–7, 133f. 
245 Ebd., XX, 1P, 134. 
246 Ebd., XX, 2P–4P, 134f. 
247 Ebd., XX, 5P, 135f. 
248 Ebd. 
249 Siehe unter anderem: Statuten [nach 1433], II, 2, 79f.; IV, 7, 87; IX, 3, 104.  
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Die Universitätsstatuten von 1548 
 
An erster Stelle gilt es, nach der Überlieferung, der Quellenbeschaffenheit und 
dem Aufbau der Rechtsquelle zu fragen. Auch die Rostocker Universitätsstatu-
ten des Jahres 1548 befinden sich im Archiv der Universität Rostock.251 Sie 
sind, wie die ältesten Rostocker Universitätsstatuten, im Statutenbuch der 
Alma Mater eingebunden.252 Die Statuten wurden auf Pergamentfolianten ge-
schrieben. Die Folianten wurden jeweils auf der Vorder- und Rückseite be-
schrieben.253 Es wurde sowohl schwarze als auch rote Schreibflüssigkeit ver-
wandt.254 Die rote Schriftfarbe sollte gewiss der Hervorhebung und Textver-
schönerung dienen. Der Text der Universitätsstatuten von 1548 wurde in einer 
gut leserlichen Schreibschrift geschrieben.255 Das Schriftbild lässt den Schluss 
zu, dass der komplette Text von ein und derselben Hand aufs Pergament ge-
bracht wurde.256 Die Randbemerkungen, die sich oft neben dem Statutentext 
finden lassen, sind hingegen nur selten gut lesbar.257 Die Sollbestimmungen 
von 1548 befinden sich in einem guten Überlieferungszustand.258  

Zum Quellenaufbau lässt sich anführen, dass die 1548er Universitätsstatu-
ten mit den Worten „Generalia duo“259 beginnen, denen sich ein einleitender 
mehrzeiliger Text anschließt.260 Unter diesem Text ist das Datum des 12. De-
zember 1548 zu lesen.261 Dabei handelt es sich um das Datum, an dem die 
Statuten in Kraft traten. Der Datierung folgt eine zweite Überschrift: „Statuta 

                                                            

250 Ebd., I–XX, 76–136; 216f. 
251 UAR R I A 1, Rostocker Universitätsstatuten 1548 (künftig: Statuten 1548). 
252 UAR R I A 1, Statuten 1548. 
253 Ebd. 
254 Ebd. 
255 Ebd. 
256 Ebd. 
257 Ebd. 
258 Ebd. 
259 Ebd. 
260 Ebd.; S.-H. Michael, Teil 2: Quellen, Anhang 3.1, 144–152 (künftig: Statuten 1548). 
261 UAR R I A 1, Statuten 1548; S.-H. Michael, Statuten 1548, 144–152, und Anhang 3.2, 
153–161. 
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academiae Rostochiensis de studiis et moribus auditorum in schola proponen-
da“.262  

Dieser Überschrift folgen 46 Statuten, die jeweils durch ein dem Statuten-
text vorangestelltes Zahlwort nummeriert sind.263 Nach dem letzten Statut heißt 
es: „Anno et die quo supra.“264 Mit diesen Worten wird sich auf das vor allen 
Statuten geschriebene Datum des 12. Dezembers 1548 bezogen.265 Abschlie-
ßend ist dem im Werke gerechten Denken der katholischen Kirche Ausdruck 
gegeben: „Deus dabit, si quisque nostrum suum faciat officium, suam benedic-
tionem, in scholae nostrae nomen indies crescat.“266 

Der Historiker, der ein quellenkritisches Arbeiten mit den 1548er Statuten 
anstrebt, ist jedoch nicht mehr auf den Originaltext der Statuten im Statuten-
buch angewiesen, denn es steht eine kürzlich erarbeitete Textedition in einem 
modernen Druck sowie eine erstmalig vorgenommene deutsche Übersetzung 
zur Verfügung.267 

Ferner muss man bei der Quellenvorstellung die Frage nach der Sprache 
und dem Inhalt der Rostocker Universitätsstatuten von 1548 stellen. Die Spra-
che der Sollbestimmungen ist Neulatein. Bei der inhaltlichen Vorstellung ist 
zuerst auf die Einleitung der Statuten einzugehen: In dieser wird festgelegt, 
dass die ältesten Rostocker Universitätsstatuten auch mit dem Inkrafttreten der 
1548er Statuten weiterhin ihre Rechtsgültigkeit behielten und dass Verstöße 
gegen die ältesten Universitätsstatuten weiterhin zu bestrafen waren.268 In der 
Einleitung wird außerdem betont, dass die Akademieangehörigen verpflichtet 
waren, die 1548 in Kraft getretenen Statuten einzuhalten.269 Die sich der Ein-
leitung anschließenden 46 Einzelstatuten enthalten unter anderem Anweisun-
gen, die zeigen, was es seitens des Universitätsrektors und der die Einschrei-

                                                            

262 UAR R I A 1, Statuten 1548. Statuten der Universität Rostock über Studien und Sitten 
der Hörerschaft, die an der [Hohen] Schule zu verkünden sind. 
263 Ebd. 
264 Im Jahr und am Tag wie oben. UAR R I A 1, Statuten 1548.  
265 Ebd. 
266 Gott wird seinen Segen geben, damit, wenn ein jeder von uns seine Pflicht erfüllt, der 
Ruhm unserer Lehranstalt von Tag zu Tag wachsen möge. UAR R I A 1, Statuten 1548; M. 
A. Pluns, Die Universität Rostock 1418–1563 (wie Anm. 125), 379, 501. 
267 Statuten 1548, 144–152, 153–161. 
268 Statuten 1548, Einleitung, 153. 
269 Ebd. 
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bung in die Matrikel nachsuchenden Personen zu beachten galt.270 Ebenso 
finden sich Bestimmungen, die das Gast- und Bleiberecht der Akademieange-
hörigen bei Bürgern oder Einwohnern der Warnowstadt sowie die Zahlungs-
höhe und den Zahlungsturnus der an die Pedelle zu entrichtenden Gebühr re-
gelten.271  

Es gibt weiterhin Statuten, die anweisen, worauf die Lehrenden, die eine 
Regentie oder ein privates Unterrichtshaus leiteten, bei der Aufnahme von 
Studenten in die eben genannten Einrichtungen zu achten hatten.272 Außerdem 
finden sich Bestimmungen, die anweisen, was die Lehrenden bei der Zulassung 
von Studenten zu ihrer Hörerschaft, beim Abhalten von studienrelevanten 
Lehrveranstaltungen, bei den Promotionen sowie im Umgang mit Angehörigen 
anderer Fakultäten und bei zahlreichen weiteren Belangen beachten mussten.273 
Auch an Anweisungen, die zeigen, was es bei der Betreuung der Studenten 
seitens der Regenten, das heißt der Leiter eines privaten Unterrichtshauses zu 
beachten galt, fehlt es in den Sollbestimmungen von 1548 nicht.274 Ferner ist 
aus den 46 Universitätsstatuten zu entnehmen, was die Studenten hinsichtlich 
der ihrerseits zu besuchenden Vorlesungen, bei anderweitigen universitären 
Veranstaltungen, beim Wohnen während ihrer Studienzeit sowie bei einer Gra-
duierung zu beachten hatten.275 Weiterhin finden sich Statuten, die zeigen, wie 
sich die Studenten, die in einem privaten Unterrichtshaus wohnten und studier-
ten, ihrem Regenten sowie den dort mit ihnen zusammen Wohnenden und 
Studierenden gegenüber verhalten mussten.276 Darüber hinaus finden sich An-
weisungen, die das Verhalten aller Studenten den universitären Amtsträgern 
und sonstigen Universitätsangehörigen, dem städtischen Patron sowie den 
Einwohnern und Bürgern der Warnowstadt gegenüber regelten.277 Ferner ergibt 
die Statutenlektüre, dass die Sollbestimmungen von 1548 Anweisungen bein-

                                                            

270 Ebd., 1, 2, 4, 5, 8, 153–155. 
271 Ebd., 1, 5, 3, 153f. 
272 Ebd., 2, 153f.; 20, 25, 156f.; S.-H. Michael, Teil 2: Quellen, 161: Ein Haus des privaten 
Unterrichts diente als Wohn- und Studienort. Dort konnten Studierende die sogenannten 
Privatlektionen hören. Einrichtungen dieser Art gab es in Rostock seit 1544.   
273 Ebd., 2, 4, 11, 13, 23, 26, 27, 29, 36, 37, 38, 41, 44, 46, 153–161. 
274 Ebd., 16, 19, 21, 23, 24, 25, 156f. 
275 Ebd., 5, 6, 7, 14, 27, 156f. 
276 Ebd., 16, 17, 18, 20, 21, 22, 24, 156f. 
277 Ebd., 22, 28, 29, 30, 33, 34, 35, 36, 37, 38, 39, 40, 41, 45, 46, 157–161. 
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halten, die es seitens der Universitätsmitglieder bei Anzeigen von Delikten, bei 
Rechtfertigungen und bei Klagen gegen Delinquenten zu beachten galt.278 
Auch lassen sich Bestimmungen, die sich auf die Beschlussfassung der einzel-
nen Fakultäten beziehen sowie Anweisungen zur Fakultäten- und Graduierten-
ordnung beinhalten, bei der Statutenlektüre entdecken.279 Abschließend ist 
noch anzuführen, dass die meisten Sollbestimmungen der Universitätsstatuten 
von 1548 Strafen anführen, die es über zu strafende Universitätsmitglieder zu 
verhängen galt.280  
 
Die Zehn Rostocker Universitätsgesetze von 1563 
 
Stellt man die Rostocker Universitätsgesetze, die 1563 in Kraft traten, vor, gilt 
es an erster Stelle zu fragen, wo und wie sie überliefert sind und wie sie ge-
genwärtig der Wissenschaft als Arbeitsmittel zur Verfügung stehen. Der latei-
nische Text der 1563 an der Universität Rostock verabschiedeten Universitäts-
gesetze ist im Archiv der Universität Rostock im Statutenbuch archiviert.281 
Der Statutentext wurde auf Pergament, in einer gut lesbaren Schreibschrift 
geschrieben.282 Die Pergamentfolianten wurden jeweils auf der Vorder- und 
Rückseite beschrieben.283 Der Text ist sehr gut erhalten und macht ein flüssiges 
Lesen möglich. Die Schriftfarbe ist durchgängig schwarz.284 Hervorhebungen 
im Text wurden durch Großschreibung einzelner Wörter oder Wortgruppen 
vorgenommen.285 

                                                            

278 Ebd., 9, 15, 31, 32, 42, 43, 155–160. 
279 Ebd., 10, 12, 155f. 
280 Siehe beispielsweise: Statuten 1548, 13, 14, 156; 44, 160. 
281 UAR R I A 1, Universitätsgesetze 1563. (UAR R I A 1 gilt auch als Signatur der Univer-
sitätsgesetze der Universität Rostock von 1563, da diese ebenfalls im Statutenbuch sind; 
künftig: UAR R I A 1, Gesetze 1563). 
282 UAR R I A 1, Gesetze 1563. 
283 Ebd. 
284 Ebd. 
285 Ebd. 



 Wesentliche normative Rechtsquellen der Universität Rostock 103 

 
Diese in Latein verfassten Universitätsgesetze wurden kürzlich zum ersten Mal 
in einem modernen Druck ediert sowie erstmalig aus dem Lateinischen ins 
Deutsche übersetzt.286 

Nun wird untersucht, was es hinsichtlich der Sprache und des Aufbaus der 
Universitätsgesetze von 1563 festzustellen gibt. Bei den Universitätsgesetzen 
von 1563 handelt es sich um zehn, in neulateinischer Sprache verfasste, oft 
altgriechische Worte und Sätze enthaltende Festlegungen.287 In diesen Univer-
sitätsgesetzen befinden sich zahlreiche, mit anderen Worten wiedergegebene 
Aussprüche, aber auch vollständige Zitate der Heiligen Schrift und antiker 
Autoren.288 Die Übersetzung und Edition der Gesetze weist diesbezüglich ge-
naue Angaben auf.289  

Die Zehn Universitätsgesetze weisen in einem sehr frommen Sprachton an, 
was es seitens der Universitätsangehörigen zu unternehmen und zu unterlassen 
galt, um den Statuten und den Zehn Geboten der Heiligen Schrift zu entspre-
chen.290 Die Rostocker Universitätsgesetze von 1563 sollte man deshalb nicht 
nur als Universitätsstatuten, sondern auch als einen Katechismus für die Uni-
versitätsangehörigen verstehen. Der Theologe David Chytraeus (1530–1600), 
der ab Frühsommer 1563 zu den Personen gehörte, die die Universitätsstatuten 
ausarbeiten und ihnen Rechtskraft verleihen durften, verfasste selbst einen 
Katechismus.291 Es gilt nachstehend den Inhalt der Universitätsgesetze vorzu-
stellen und zu fragen, ob sich Ausführungen und/oder Anweisungen des chy-
traeischen Katechismus in den Statuten von 1563 wiederfinden lassen. 

Betrachtet man den Inhalt des Ersten Rostocker Universitätsgesetzes von 
1563, erkennt man, dass in diesem Gesetz erklärt wird, wer Gott ist und wie er 
sich seiner Kirche und somit den Menschen zeigt. Es wird deutlich gemacht, 
wie die Lehre des göttlichen Gesetzes überliefert wurde, weshalb Gott Schulen, 
Kirchen und Obrigkeiten einrichtete und welche Aufgabe er den Bibliotheken 

                                                            

286 Ebd. Siehe S.-H. Michael, Teil 2: Quellen, Anhang 4.1, 164–175; Anhang 4.2, 176–191 
(künftig: Gesetze 1563).  
287 Gesetze 1563, Anhang 4.1, 164–175; 4.2, 176–191. 
288 Ebd., Erstes bis Zehntes Gesetz, 164–175. 
289 Ebd., Erstes bis Zehntes Gesetz, 164–191. 
290 Ebd., Erstes bis Zehntes Gesetz, 176–191. 
291 Catechesis in Academia Rostochiana ex praelectionibus Davidis Chytraei collecta, [hrsg. 
von Simon Pauli]. Wittenberg 1554 (künftig: Catechesis 1554); Karl-Heinz Glaser/Hanno 
Lietz/Stefan Rhein (Hrsg.), David und Nathan Chytraeus. Ubstadt – Weiher 1993, 113.  
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zugewiesen hat.292 Vor allem geht aber aus dem Ersten Universitätsgesetz von 
1563 hervor, was die Universitätsmitglieder zu unternehmen beziehungsweise 
zu unterlassen hatten, um das Erste der Zehn Gebote zu erfüllen. 

„Du sollst keine anderen Götter haben neben mir. Du sollst dir kein 
Bildnis noch irgendein Gleichnis machen, weder von dem, was oben im 
Himmel, noch von dem, was unten auf Erden, noch von dem, was im 
Wasser unter der Erde ist: Bete sie nicht an und diene ihnen nicht!“293 

Am Ende des Textes des Ersten Universitätsgesetzes wird noch angeführt, wie 
Gott mit denjenigen verfährt, die das Erste Gebot befolgen, und wie mit denen, 
die gegen dieses Gebot verstoßen.294  

Der Text des Ersten Universitätsgesetzes zeigt unter anderem deutlich, dass 
das Erste Gebot seitens der Universitätsmitglieder mit rechter Anerkennung, 
echter Furcht und Liebe zu Gott zu erfüllen war.295 Die Lektüre des Katechis-
mus des David Chytraeus zeigt, dass der Autor in dieser religiösen Unterwei-
sung die Gläubigen auch zur Liebe zu Gott, zur Gottesfurcht sowie zur wahren 
Anerkennung Gottes aufforderte, damit sie das Erste Gebot erfüllen.296 

Das Zweite Rostocker Universitätsgesetz von 1563 führt an, wie die Uni-
versitätsmitglieder das Zweite Gebot „Du sollst den Namen des Herrn, deines 
Gottes, nicht missbrauchen“,297 zu erfüllen hatten.298 Dabei wird auch aufge-
zeigt, wie die Universitätsangehörigen gegen das Zweite Gebot verstoßen 
konnten.299 Der Quellentext zeigt deutlich, dass Verstöße gegen das Zweite 
Universitätsgesetz und somit gegen das Zweite Gebot an der Universität 
Rostock bestraft werden mussten.300 

                                                            

292 Gesetze 1563, Erstes Gesetz, 176, Zeile 3–27. 
293 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/2_mose/20/#2 [abgerufen am 9. 1. 2014]; 
Gesetze 1563, Erstes Gesetz, 176, Zeile 27–36; 177, Zeile 1–8. 
294 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/2_mose/20/#2 [abgerufen am 9. 1. 2014]; 
Gesetze 1563, Erstes Gesetz, 177, Zeile 1–8. 
295 Gesetze 1563, Erstes Gesetz, 176, Zeile 12–18. 
296 Catechesis 1554, Primum praeceptum. 
297 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/2_mose/20/#7 [abgerufen am 9. 1. 2014]. 
298 Gesetze 1563, Zweites Gesetz, 177, Zeile 11–36, 178, Zeile 1–23. 
299 Ebd., Zweites Gesetz, 177, Zeile 20–30. 
300 Ebd., Zweites Gesetz, 178, Zeile 9–23. 
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Im Zweiten Universitätsgesetz heißt es unter anderem „Fromm muss man Gott 
den Herrn preisen und ihn […] durch das deutliche Bekenntnis des Glaubens 
den anderen Menschen zeigen“.301 Gott zu preisen und zu ehren sowie ein 
wahres Bekenntnis des Glaubens zählt auch zu den Forderungen des Chytraeus 
in seinem Katechismus an die Gläubigen.302 Im Zweiten Akademiegesetz von 
1563 wird den Universitätsmitgliedern auch erklärt:  

„Der Eid ist […] die Anrufung des wahren Gottes, durch die wir bitten, 
dass Gott unser Zeuge ist, dass wir die Wahrheit sagen, und dass er die 
Lügner sehr streng bestraft.“303 

Diese Erklärung findet man auch im chytraeischen Katechismus, denn es heißt: 

„Einen Eid schwören heißt den wahrhaftigen Gott anrufen, dass er unser 
Zeuge sei, dass wir die Wahrheit sagen und dass er uns streng bestraft, 
wenn wir lügen.“304 

Im Dritten Universitätsgesetz wurden die Universitätsmitglieder zur Heiligung 
des Feiertages und somit zur Erfüllung des Dritten Gebotes aufgefordert.305 Es 
wird deutlich, wozu und durch welche Handlungen der Feiertag geheiligt wer-
den musste und was es seitens der Universitätsmitglieder an diesem Tag zu 
unterlassen galt.306 Es finden sich im Dritten Universitätsgesetz auch Anwei-
sungen, die erkennen lassen, wer an der Universität Rostock Sorge tragen 
musste, damit die im Dritten Akademiegesetz angeführten Forderungen zur 
Heiligung des Feiertages seitens der Universitätsangehörigen erfüllt wurden.307 
Der Quellentext zeigt auch Strafmittel auf, die es bei Verstoß gegen die Besti-
mmungen des Dritten Gesetzes anzuwenden galt.308 

                                                            

301 Ebd., Zweites Gesetz, 177, Zeile 17–19. 
302 Catechesis 1554, Secundum praeceptum. 
303 Gesetze 1563, Zweites Gesetz, 177, Zeile 3–6. 
304 Catechesis 1554, Secundum praeceptum. 
305 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/2_mose/20/#8;  
http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/2_mose/20/#9 [abgerufen am 9. 1. 2014]. 
306 Gesetze 1563, Drittes Gesetz, 178, Zeile 24–36, 179, Zeile 1–21. 
307 Ebd., Drittes Gesetz, 179, Zeile 15–21. 
308 Ebd., Drittes Gesetz, 179, Zeile 3–15. 
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Im Dritten Rostocker Universitätsgesetz von 1563 ist unter anderem zu lesen, 
dass die Universitätsmitglieder, um den Feiertag zu heiligen, willens sein 
mussten, Predigten zu hören und zum öffentlichen Gebet in die Kirchen zu 
gehen sowie dass sie zu Danksagungen, ähnlichen heiligen Handlungen für 
Gott oder zu feierlichen Verkündigungen bereit zu sein hatten und „alle Arbei-
ten und Spiele“309 verpflichtet waren zu unterlassen. Die eben angeführten 
Anweisungen finden sich jedoch nicht nur in den Universitätsgesetzen von 
1563, sondern die Lektüre des Katechismus des David Chytraeus zeigt, dass 
Chytraeus in dieser Unterweisungsschrift die Gläubigen aufforderte, dem Drit-
ten Gebot unter anderem durch Beten, Danken und durch das Hören des Got-
teswortes und nicht durch „Spiele oder körperliche Arbeit“310 gerecht zu wer-
den. 

Das Vierte Universitätsgesetz von 1563 fordert die Universitätsangehörigen 
auf, das Vierte der Zehn Gebote, „Du sollst deinen Vater und deine Mutter 
ehren, auf dass du lange lebest in dem Lande, das dir der Herr, dein Gott, 
geben wird“,311 zu befolgen und zeigt, weshalb dieses Gebot auch seitens der 
Universitätsmitglieder eingehalten werden musste.312 Um dem Vierten Univer-
sitätsgesetz und somit dem Vierten Gebot zu entsprechen, oblag es den Univer-
sitätsangehörigen während ihres Aufenthaltes an der Alma Mater Rostochiensis 
die acht Sollbestimmungen des Vierten Universitätsgesetzes zu befolgen.313 
Sie beinhalten unter anderem Anweisungen zur Immatrikulation, zur Graduier-
ten- und Fakultätenordnung, zur Jurisdiktion und zu den Anzeigemodalitäten 
sowie zum Verhalten Studierender und Lehrender in den Regentien und Häu-
sern des privaten Unterrichts.314 Für Gesetzesverstöße finden sich im Gesetzes-
text oft auch Strafmaßnahmen angeführt, die es bei gesetzeswidrigem Verhal-
ten anzuwenden galt.315 

Im Vierten Universitätsgesetz wird unter anderem festgestellt, dass die Per-
sonen der Eltern, Lehrer und Obrigkeiten von Gott den Universitätsmitgliedern 

                                                            

309 Ebd., Drittes Gesetz, 178, Zeile 35. 
310 Catechesis 1554, Tertium praeceptum. 
311 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/2_mose/20/#12 [abgerufen am 9. 1. 2014]. 
312 Gesetze 1563, Viertes Gesetz, 179, Zeile 24–38, bis 180, Zeile 1–39, 181, Zeile 1–39, 
182, Zeile 1–39, 183, Zeile 1–23. 
313 Ebd., 180, Zeile 13–39, bis 183  Zeile 1–23. 
314 Ebd. 
315 Ebd., 180, Zeile 38f., 181, Zeile 33–35, 183, Zeile 19–23. 
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vorgesetzt wurden und dass ihnen durch die Angehörigen der Akademie ehrer-
bietiges Verhalten entgegenzubringen und Dank zu schulden war.316 Chytraeus 
forderte in seiner Glaubensunterweisung die Gläubigen ebenfalls auf, Vater 
und Mutter zu ehren und zu lieben und dem Gesetz und der Obrigkeit Gehor-
sam entgegenzubringen.317 

Das Fünfte Universitätsgesetz von 1563 macht deutlich, welches Verhalten 
von den Universitätsmitgliedern während ihres Aufenthaltes an der Universität 
erwartet wurde, um das Fünfte Gebot „Du sollst nicht töten“318 zu erfüllen.319 
Dem Universitätsgesetz ist auch zu entnehmen, dass Universitätsangehörige, 
die gegen das Fünfte Universitätsgesetz und somit gegen das Fünfte Gebot 
verstießen, zu bestrafen waren.320  

Im Fünften Universitätsgesetz wird jedoch nicht nur das Töten eines Men-
schen an sich verboten, um das Fünfte Gebot zu erfüllen, sondern es werden 
auch Delikte wie Lärmbelästigung durch nächtliches Umherziehen, Körperver-
letzung und Sachbeschädigung angeführt.321 Auch im Katechismus des Chy-
traeus finden sich Anweisungen, um das Fünfte Gebot zu erfüllen, die über 
Tötungsdelikte hinausgehen, denn es heißt: „Verletzt keinen Leib und fügt kei-
nem in seinem Ruf und an seinem Besitz Schaden zu.“322  

Das Sechste Universitätsgesetz von 1563 behandelt das Sechste Gebot „Du 
sollst nicht Ehebrechen!“323 Es wird im Quellentext deutlich angeführt, was der 
Wille Gottes ist und weshalb dieser Wille besteht. Ebenfalls macht der Text 
deutlich, wie Gott mit Verstößen gegen das Sechste Gebot verfährt. Das Sechs-
te Universitätsgesetz führt an, was die Universitätsmitglieder im universitären 
Alltag zu unternehmen beziehungsweise zu unterlassen hatten, um das Sechste 
Universitätsgesetz und somit das Sechste Gebot zu erfüllen.324  
 

                                                            

316 Ebd., 179, Zeile 25–31. 
317 Catechesis 1554, Quartum praeceptum. 
318 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/2_mose/20/#13 [abgerufen am 9. 1. 2014]. 
319 Gesetze 1563, Fünftes Gesetz, 183, Zeile 25–39, bis 184, Zeile 1–37; 185, Zeile 1f.  
320 Ebd., 184, Zeile 8–10, 184, Zeile 34f. 
321 Ebd., 183, Zeile 38f., 184, Zeile 1–37. 
322 Catechesis 1554, Quinque praeceptum. 
323 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/2_mose/20/#14 [abgerufen am 9. 1. 2014]. 
324 Gesetze 1563, Sechstes Gesetz, 185, Zeile 5–35, 186, Zeile 1–36, 187, Zeile 1–15. 
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Im Sechsten Universitätsgesetz heißt es unter anderem: 

„Eure Heiligung und Keuschheit ist der ewige und unabänderliche Wille 
Gottes, damit ihr […] an der mit dem Willen Gottes übereinstimmenden 
Reinheit des Körpers und der Seele festhaltet [und] haltet euch sowohl 
von Unzuchtsvergehen als auch von allen Trieben, die von Gott verbo-
ten wurden, fern.“325 

Auch Chytraeus forderte in seinem Katechismus von den Gläubigen zur Erfül-
lung des Sechsten Gebotes Keuschheit.326 Das nachstehende Zitat zeigt außer-
dem, dass die Ausführungen des Chytraeus in seinem Katechismus dem eben 
aus dem Sechsten Universitätsgesetz Zitierten sehr nahe kommen, denn es 
heißt in der Glaubensunterweisung: 

„Keuschheit oder Schamhaftigkeit ist eine Tugend, die Aufrechterhal-
tung der mit dem Willen Gottes übereinstimmenden Reinheit der Seele 
und des Körpers und das Vermeiden aller von Gott verbotenen Trie-
be.“327 

Das Siebte Universitätsgesetz bezieht sich auf das Siebte Gebot „Du sollst 
nicht stehlen!“328 Es wird angeführt, wie Gott die Güter bei den Menschen 
verteilte und warum er sie „verschieden und ungleichmäßig“329 anordnete. Es 
wird ferner aufgezeigt, wie die Universitätsmitglieder mit den durch Gott an-
geordneten Gütern umzugehen hatten, nach welchen Gütern sie in welchem 
Maß zu streben beziehungsweise nicht zu streben hatten. Auch der Umgang 
der Universitätsmitglieder mit den Gütern und dem Vermögen Anderer findet 
bei den Anweisungen Beachtung.330 Der Gesetzestext zeigt außerdem, dass 
Verhaltensweisen, die gegen das Siebte Universitätsgesetz und somit auch 
gegen das Siebte Gebot waren, unter Strafe standen.331 
 
 

                                                            

325 Ebd., 185, Zeile 6–9. 
326 Catechesis 1554, Sextum praeceptum. 
327 Ebd. 
328 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/2_mose/20/#15 [abgerufen am 9. 1. 2014]. 
329 Gesetze 1563, Siebtes Gesetz, 187, Zeile 19. 
330 Ebd., 187, Zeile 18–38, 188, Zeile 1–33, 189, Zeile 1–6. 
331 Ebd., 189, Zeile 6–10. 
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Im Siebten Universitätsgesetz ist unter anderem zu lesen: 

„haltet und verwahrt [eure] eigenen Besitztümer in Gottesfurcht und 
christlichem Glauben sowie mit gutem Gewissen. Bemüht euch auch 
anzuerkennen, dass sie von Gott gegeben werden, mit ehrenhaften Ge-
danken zu wahren und zum Gott gefälligen Gebrauch zu verwenden 
sind.“332 

Dieses Zitat muss den Blick erneut auf den Katechismus des David Chytraeus 
lenken, denn auch Chytraeus wies in seiner Glaubensunterweisung die Gläubi-
gen unter anderem an, dass sie 

„die eigenen Güter in Gottesfurcht [erhalten und dass sie anerkennen, 
dass] sie von Gott gegeben […] werden […] und mit ehrenhaften Ge-
danken zu wahren und zu einem von Gott vorgesehenen Gebrauch zu 
verwenden [sind].“333 

Das Achte Universitätsgesetz von 1563 enthält Ausführungen über die Bedeu-
tung der Wahrheit für Gott und die Menschheit.334 Es wird angeführt, wer und 
was durch die Wahrheit der Lehre über Gott, der Gesetze und der richterlichen 
Urteile unterstützt wird.335 Das Universitätsgesetz macht ferner verständlich, 
wie Gott von den Menschen verstanden werden will, welches Verhalten er von 
den Menschen bezüglich der Wahrheit verlangt und welche Verhaltensweisen 
der Wahrheit entgegenwirken.336 Es wird auch deutlich angeführt, wie Verstö-
ße gegen die geforderten Verhaltensweisen der Universitätsangehörigen an der 
Universität Rostock zu bestrafen waren.337 Abschließend ist zu sagen, das Ach-
te Universitätsgesetz von 1563 macht deutlich, wie die Universitätsmitglieder 
das Universitätsgesetz und das Achte Gebot „Du sollst nicht falsch Zeugnis 
reden wider Deinen Nächsten!“338 zu erfüllen hatten.339 

                                                            

332 Ebd., 187, Zeile 33–37. 
333 Catechesis 1554, Septimum praeceptum. 
334 Gesetze 1563, Achtes Gesetz, 189, Zeile 13–39, 190, Zeile 1–26. 
335 Ebd., 189, Zeile 15–21. 
336 Ebd., 189, Zeile 20–39, 190, Zeile 1–26. 
337 Ebd., 190, Zeile 15f., 25f. 
338 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/2_mose/20/#16 [abgerufen am 9. 1. 2014]. 
339 Gesetze 1563, Achtes Gesetz, 189, Zeile 13–39, 190, Zeile 1–26. 
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Im Achten Universitätsgesetz wird unter anderem ausgedrückt, dass die Uni-
versitätsangehörigen die Wahrheit und Aufrichtigkeit in der christlichen Lehre, 
der gesamten Philosophie, den richterlichen Urteilen, Verträgen, Freundschaf-
ten, Gesprächen, Sitten und Gesten zu lieben und im ganzen Leben zu achten 
und zu bewahren hatten.340 Chytraeus forderte in seiner christlichen Unterwei-
sung zur Erfüllung des Achten Gebotes die Gläubigen ebenfalls zur Beachtung 
der Wahrheit in den richterlichen Urteilen, den Verträgen, in den Gesprächen 
und Gesten auf.341 

Das Neunte Gesetz zeigt, was und was nicht durch staatliche Gesetze be-
straft wird. Es wird deutlich, was die Universitätsangehörigen zu unternehmen 
beziehungsweise zu unterlassen hatten, um mit dem Geist Gottes zu sterben 
und um das Neunte und Zehnte Gebot zu erfüllen342: „Du sollst nicht begehren 
deines Nächsten Haus. Du sollst nicht begehren deines Nächsten Weib, 
Knecht, Magd, Rind, Esel, noch alles, was dein Nächster hat.“343 

Im Neunten Universitätsgesetz werden die Universitätsmitglieder der Alma 
Mater Rostochiensis unter anderem darauf hingewiesen, dass die lasterhaften 
Neigungen und Begierden, die „Brände der Affekte im Herzen“344 gegen das 
göttliche Gesetz sind. Zur Wahrung des Neunten und Zehnten Gebotes werden 
die Universitätsmitglieder im Neunten Universitätsgesetz aufgefordert, unter 
anderem die Finsternis und die Zweifel ihrer Gedanken an Gott zu unterdrü-
cken und zurückzudrängen.345 Chytraeus forderte zur Erfüllung des Neunten 
und Zehnten Gebotes die Gläubigen in seinem Katechismus ebenfalls zur 
Vermeidung der Finsternis und der Zweifel an Gott, zur Unterlassung von 
Begierden und dem Vermeiden der Feuer der Affekte auf.346 

Im Zehnten Universitätsgesetz von 1563 werden die Universitätsangehöri-
gen noch einmal darauf hingewiesen, dass sie ihre „Studien und Sitten nach der 
Richtschnur des Dekalogs […] gewissenhaft auszurichten [hatten]“.347 Es wird 
deutlich angeführt, worin die Vorteile des Handelns nach dem Dekalog für die 
                                                            

340 Ebd., 189, Zeile 37–39, 190, Zeile 1–3. 
341 Catechesis 1554, Octavum praeceptum. 
342 Gesetze 1563, Neuntes Gesetz, 190, Zeile 29–37, 191, Zeile 1–13.  
343 http://www.bibel-online.net/buch/luther_1912/2_mose/20/#17 [abgerufen am 9. 1. 2014]. 
344 Gesetze 1563, Neuntes Gesetz, 190, Zeile 32f. 
345 Ebd., 191, Zeile 5–7. 
346 Catechesis 1554, Nonum et decimum praeceptum. 
347 Gesetze 1563, Zehntes Gesetz, 191, Zeile 21f. 
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Universitätsmitglieder bestanden und was sie erwarten sollte, wenn sie dem 
nicht Folge leisteten.348 

Indem der evangelische Katechismus des Chytraeus zur Ausarbeitung der 
Rostocker Universitätsgesetze herangezogen wurde, ist erkennbar, dass die 
Universität Rostock sich fortan als eine lutherische Bildungseinrichtung ver-
stand. Gewiss wollte man mit derartig formulierten Universitätsgesetzen errei-
chen, dass die Studierenden und Lehrenden der Alma Mater Rostochiensis im 
Sinne des evangelischen Glaubens lebten, handelten und ihre Gedanken danach 
ausrichteten beziehungsweise dahingehend erzogen wurden. 
 
Die Formula concordiae des Jahres 1563 
 
Stellt man die Konkordienformel von 1563 vor, gilt es an erster Stelle zu fra-
gen, wie sie überliefert ist und für ein wissenschaftliches Arbeiten zur Verfü-
gung steht. 

In der Formula concordiae heißt es: „Und seynd dieß alles zu urkunde 
hierüber fünff Recess gleichs lauts auffgerichtet“.349 Eine der geforderten fünf 
Ausfertigungen der am 11. Mai 1563 zwischen den Mecklenburger Herzögen 
und dem Rostocker Stadtrat über die Universität Rostock ratifizierten Formula 
concordiae ist im Stadtarchiv Rostock und eine zweite im Landeshauptarchiv 
in Schwerin gesammelt.350 Die sich im Rostocker Stadtarchiv befindende Aus-
fertigung konnte ausgehoben werden, um eine Quellenbeschreibung durchfüh-
ren zu können. 

Der Einigungsvertrag über die Alma Mater Rostochiensis wurde auf Per-
gament geschrieben und ist in einem guten Überlieferungszustand.351 Der Ver-
tragstext ist auf mehreren Pergamentfolien zu lesen, die jeweils auf der Vorder- 
und Rückseite beschrieben wurden. Dem Text geht ein Deckblatt voran, auf 
dem die Worte Formula concordiae zu entziffern sind. Ferner ist auf dem 
Deckblatt erkennbar, dass der Vertrag über die Universität Rostock zwischen 
den oben genannten Herzögen Mecklenburgs und dem Rat der Warnowstadt 
                                                            

348 Ebd., 191, Zeile 20–34. 
349 Siehe S.-H. Michael, Teil 2: Quellen, Anhang 5, 201–216, Konkordienformel 1563, *19, 
214, Zeile 39f. 
350 AHR, U 1 q, 1563 Mai 11, Konkordienformel 1563 [Signatur der Konkordienformel von 
1563 im Rostocker Stadtarchiv]; M. A. Pluns, Die Universität Rostock 1418–1563 (wie 
Anm. 125), 485. 
351 AHR, U 1 q, 1563 Mai 11, Konkordienformel 1563. 
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geschlossen wurde.352 Der Vertragstext liegt in einer ausschließlich in schwarz 
geschriebenen, schwer lesbaren Schreibschrift vor. Im Text angeführte Perso-
nennamen oder universitäre Einrichtungen wurden in einer etwas größeren und 
besser lesbaren Schreibschrift geschrieben, sodass sie bei der Quellenbetrach-
tung deutlich hervorstechen.353 Es ist außerdem auf den einzelnen Pergament-
folianten erkennbar, dass der Vertragstext in einzelne, häufig mit Zahlwörtern 
versehene, insgesamt sieben Abschnitte eingeteilt wurde.354 Das vermittelt ein 
sehr strukturiertes und übersichtliches Bild der Quelle. Neben dem Text finden 
sich oft Randbemerkungen, die noch schwerer als der eigentliche Quellentext 
zu entziffern sind.355 Beim Quellenstudium wird der Blick schnell auf den 
letzten Pergamentfolianten gelenkt, da dieser am unteren Rand mehrere Risse 
aufweist. Sie sind durch die Entfernung der Siegel des Universitätsrektors, der 
landesherrlichen Dozenten, des Stadtrates und der Mitglieder des Sechziger-
ausschusses der Bürger entstanden, die dem Einigungsvertrag einst seine 
Rechtskraft gaben.356 

Zum Quellenstudium muss jedoch schon seit längerer Zeit nicht mehr die 
eben näher beschriebene Originalausfertigung herangezogen werden, sondern 
es steht sowohl der 1707 von Johann Weppling in Fraktur gedruckte als auch 
das anhand dieser Druckvorlage Wepplings 2005 durch Kersten Krüger in 
einem modernen Druck erstellte Typoskript der Konkordienformel von 1563 
zur Verfügung.357 

Setzt man sich mit der Formula concordiae auseinander, sollte man ferner 
nach der Sprache und dem Inhalt des Quellentextes fragen. Die Quelle wurde 
in frühneuhochdeutscher Sprache abgefasst. Sie enthält aber auch zahlreiche 

                                                            

352 Ebd. 
353 Ebd. 
354 Ebd. 
355 Ebd. 
356 Ebd. M. A. Pluns, Die Universität Rostock 1418–1563 (wie Anm. 125), 485. 
357 Eigentlicher Abdruck: Formulae Concordiae, so Anno 1563, den 11. Maii zwischen I.I.F. 
F. Gn. Gn. Denen Hertzogen zu Mecklenburg &c. &c. Und einem Ehrbahren Raht der Stadt 
Rostock wegen der Universität dasselbst getroffen, Rostock Gedruckt durch Johann Wepp-
ling, Hoch.-Fürstl. Und Acad. Buchdruckern Anno MDCCVII [1707], Typoskript Kersten 
Krüger. Rostock 2005; http://webcms.uni-rostock.de/fileadmin/UniHome/Geschichte/For 
mulaConcordiae/1Concord.htm [abgerufen am 12. Januar 2014]. 
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lateinische Wörter und Satzteile sowie sich aus dem Kontext erschließende 
Abkürzungen.358 

Befasst man sich mit dem Inhalt der Konkordienformel, erkennt man, dass 
eingangs die Vertragsparteien genannt werden. Außerdem wird gesagt, dass 
mit dem Inkrafttreten dieser Formula concordiae alle „Irrungen und Spann“,359 
die sich um die Reorganisation der Universität Rostock vor dem Frühsommer 
1563 abspielten, mit der Ratifizierung des Einigungsvertrages „auf heut Dato 
[…] gäntzlich beygelegt, auffgehoben und vortragen seynd.“360 

Der Einleitung schließt sich der erste Abschnitt an. In ihm wird angewie-
sen, welcher Konfession die Universitätsmitglieder angehören mussten und 
welche religiösen Strömungen und Lehren an der Alma Mater Rostochiensis 
untersagt waren.361 Weiterhin finden sich Ausführungen zur Gültigkeit der 
Universitätsstatuten und der Universitätsprivilegien.362 Der erste Abschnitt der 
Konkordienformel führt auch an, wie die Besoldung der ordentlichen Professo-
ren nach ihrem Inkrafttreten zu bewältigen war und was mit den Einkommens-
registern und den „alten Einkommen“363 der Universität, falls vorhanden, zu 
geschehen hatte und wie die Betreuung der Studierenden an der Rostocker 
Akademie in den „Collegia, Regentien und Häusere der Universität“364 auszu-
sehen hatte.365 Auch die Überlassung der Universitätsgebäude, wenn „die Uni-
versität zerrunne oder ganz abginge“366 wird im ersten Abschnitt des Eini-
gungsvertrages von 1563 geregelt.367 

„Zum andern ist auch verhandelt und allseits einmütiglich bewilligt, be-
schlossen und angenommen worden,“368 mit diesen Worten wurde der zweite 
                                                            

358 Siehe Susi-Hilde Michael, Teil 2: Quellen, Konkordienformel 1563, Anhang 5, 201–216 
(künftig: Konkordienformel 1563) Konkordienformel 1563, *10, 208, Zeile 6. 
359 Konkordienformel 1563, *2, 202, Zeile 2. 
360 Ebd., *2, 202, Zeile 11–14. 
361 Ebd., *2, 202, Zeile 15–22; *3, 202, Zeile 25–32. 
362 Ebd., *3, 202, Zeile 33–38; 203, Zeile 1–3. 
363 Ebd., *5, 204, Zeile 33. 
364 Ebd., *6, 205, Zeile 3. 
365 Ebd., *3, 203, Zeile 5–14; *4, 203, Zeile 16–40, 204, Zeile 1–5; *5, 204, Zeile 7–34; *6, 
204, Zeile 36–40, 205, Zeile 1–23. 
366 Ebd., *4, 203, Zeile 20–22. 
367 Ebd., *4, 203, Zeile 22–29. 
368 Ebd., *7, 205, Zeile 26. 
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Abschnitt der Konkordienformel eingeleitet. In diesem liest man, wer dem 
Universitätskonzil als stimmberechtigtes Mitglied angehören musste, wie die 
Sitzordnung der Mitglieder bei den Konzilsversammlungen zu sein hatte und 
nach welchen Bestimmungen die Nomination und Berufung der ordentlichen 
Professoren ablaufen musste.369 

Im dritten Abschnitt der Formula concordiae von 1563 folgen Anweisun-
gen zur Wahl des Universitätsrektors sowie zur Bestimmung des Promotors.370 
Ferner weist der dritte Abschnitt Festlegungen zur Dauer einer Amtsperiode 
des Rektorenamtes, inhaltliche Änderungen zum Rektoreneid sowie Bestim-
mungen zum Scholareneid auf.371 Auch Anweisungen, wie bei der Ausarbei-
tung und Beschlussfassung über neue und alte Universitätsstatuten, die neben 
der Universität auch „den Raht und gemeine Bürgerschafft der Stadt Rostock 
mit angingen“372 vorzugehen war, finden sich in diesem Abschnitt.373 

Im vierten Abschnitt des Vertrages finden sich Anweisungen zur Jurisdikti-
on über die Universitätsangehörigen sowie zur Bestrafung der zu Delinquenten 
gewordenen Universitätsmitglieder.374 Es wird außerdem in der Konkordien-
formel von 1563 geregelt, wem bei gewissen, seitens der Studenten verübten 
Straftaten „die Einführung ins Gefähngnis“ oblag.375  

Der fünfte Abschnitt der Formula concordiae macht deutlich, wer unter den 
Universitätsmitgliedern unter welchen Voraussetzungen Abgaben an die 
Warnowstadt oder an den Landesherrn zu leisten hatte und welche Steuerbe-
freiungen den Universitätsangehörigen zustanden.376 Weiterhin finden sich 
Anweisungen, wie, bis wann und durch wen die Einrichtung einer mensa pau-
perum, d. h. des Armentischs für mittellose Studenten durchzuführen war.377 

                                                            

369 Ebd., *7, 205, Zeile 26–40; *8, 206, Zeile 17–37; *9, 207, Zeile 12–14.  
370 Ebd., *8, 206, Zeile 37–40; 207, Zeile 1–3; *9, 207, Zeile 6–11. 
371 Ebd., *9, 207, Zeile 6–11; 207, Zeile 25–29. 
372 Ebd., *10, 208, Zeile 13. 
373 Ebd., *10, 208, Zeile 10–18. 
374 Ebd., *10, 208, Zeile 19–27; *11, 208, Zeile 31–37, 209, Zeile 1–19; *12, 209, Zeile 22–
40, 210, Zeile 1–8; *13, 210, Zeile 11–33. 
375 Ebd., *13, 210, Zeile 34–38; *14, 211, Zeile 2–28; *15, 211, Zeile 30–40; 212, Zeile 1–
8. 
376 Ebd., *15, 212, Zeile 9–18; *16, 212, Zeile 20–34. 
377 Ebd., *16, 212, Zeile 35–40, 213, Zeile 1f. 
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Der sechste Abschnitt der Konkordienformel zeigt Anweisungen auf, die deut-
lich machen, wie der Unterhalt der Universitätsgebäude zu bewältigen war.378 
Weiterhin wird vorgeschrieben, unter welchen Voraussetzungen die Mitglieder 
des Universitätskonzils Kandidaten für das Amt des Rostocker Archi-Diakons 
und des Offizials vorschlagen durften.379  

Der letzte Abschnitt des Einigungsvertrages führt an, wie im Fall der Auf-
lösung der Universität mit den durch die Universität genutzten Häusern zu 
verfahren war.380 Außerdem wird auf die Rechtsverbindlichkeit der Konkordi-
enformel nach ihrem Inkrafttreten hingewiesen und deutlich gemacht, wer den 
Vertrag besiegelte und wem eine besiegelte Abschrift der Formula concordiae 
auszuhändigen war.381 

Nach den Anweisungen des Vertrages sind final der Ort und das Datum der 
Ratifizierung der Konkordienformel zu lesen.382   
 
Die Eide in den Rostocker normativen Rechtsquellen 
 
Neben den Immatrikulationseiden, dem Amtseid des Rektors befinden sich in 
den ältesten Universitätsstatuten zahlreiche weitere Eidesformeln oder statuari-
sche Bestimmungen, die anweisen, was es seitens der Universitätsmitglieder 
gegebenenfalls zu schwören gab.383 Die Universitätsstatuten des Jahres 1548 
beinhalten keine Eidesformeln. Das heißt, dass auch nach 1548 die Eidesfor-
meln der ältesten Universitätsstatuten weiterhin Anwendung finden mussten.384 
In den Universitätsgesetzen von 1563 sind auch keine neuen Eidesformeln zu 
lesen, aber es ist ein unverkennbarer Bezug auf die in den ältesten Statuten 
unter IV, 1 und IV, 2 angeführten Immatrikulationseide zu erkennen.385 Die 
Konkordienformel von 1563 führt die Eidesformel des Amtseides des Rektors 
neu an, da sich diese Formel in ihrem Inhalt änderte.386 Die Formula con-
                                                            

378 Ebd., *16, 213, Zeile 3–8; *17, 213, Zeile 11–26. 
379 Ebd., *17, 213, Zeile 27–37; *18, 214, Zeile 2–7. 
380 Ebd., *18, 214, Zeile 8–16. 
381 Ebd., *18, 214, Zeile 17–28; *19, 214, Zeile 30–38. 
382 Ebd., *19, 214, Zeile 38–40, 215, Zeile 1–15. 
383 Statuten [nach 1433], I, 3, 77; II, 2 [Zusatz], 81; IV, 1 und 2, 85f.  
384 Statuten 1548, Einleitung, 153. 
385 Gesetze 1563, Zweites Gesetz, 178 Zeile 1–6; Viertes Gesetz, 180, Zeile 25–29. 
386 Konkordienformel 1563, *9, 207, Zeile 30–34; *10, 208, Zeile 2–5.  
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cordiae lässt auch erkennen, dass die anderen Eidesformeln, die die ältesten 
Rostocker Universitätsstatuten aufzeigen, mit dem Inkrafttreten des Vertrages 
unverändert gültig blieben.387 

Setzt man sich mit den Eiden der Sollbestimmungen auseinander, ist nach 
dem Aufbau und nach der Art der Eide zu fragen. Die Eide in den ältesten 
Rostocker Universitätsstatuten und der Konkordienformel von 1563 beginnen 
jeweils mit „Ich N. schwöre, […]“388 oder „Ich N. […] verspreche und schwö-
re, […]“.389 Eidesformeln, die mit dem Verb promittere [versprechen] begin-
nen, weisen sich damit schon zu Beginn der Formel eindeutig als promissori-
sche Eide aus.390 Sie dienen dazu, etwas zu schwören und zu versprechen, was 
es seitens des Schwörenden nach der Vereidigung zu unternehmen bezie-
hungsweise zu unterlassen gilt.391 In den Universitätsstatuten finden sich auch 
Eide, die eingangs gebieten, wem der zu Vereidigende etwas schwor. So zeigt 
der erste unter IV, 1 angeführte Immatrikulationseid deutlich, dass dieser Eid 
dem Universitätsrektor und dessen Amtsnachfolgern zu schwören war.392 Die 
Eidesformeln weisen am Anfang stets ein „N.“ auf.393 Dieser Großbuchstabe 
steht für nomen also für den Namen, den der zu Vereidigende beim Sprechen 
der Eidesformel gleich zu Beginn nennen musste. 

Mit der Konjunktion „dass“394 wird unter anderem bei den promissorischen 
Eiden der hier im Zentrum stehenden Rostocker normativen Rechtsquellen die 
dispositio der Eidesformel eingeleitet, die das zu Unternehmende beziehungs-
weise das zu Unterlassende des Eidleistenden anführt.395 Die Ausführungen der 
dispositiones sind in den promissorischen Eiden der Universitätsstatuten in 
anderen Beispielen aus der Forschungszeit sowie auch in den gegenwärtig zu 
leistenden promissorischen Eiden stets im Tempus des Futur I formuliert.396 
                                                            

387 Ebd., *10, 208, Zeile 6–9. 
388 Statuten [nach 1433], II, 3, 80. 
389 Ebd., II, 1 [Zusatz], 81. 
390 Lothar Kolmer, Promissorische Eide im Mittelalter, Kallmünz 1989, 47f. 
391 Ebd., 47–52. 
392 Statuten [nach 1433], IV, 1, 85f. 
393 Ebd., II, 1Z, 81; IV, 1; 2, 85f. 
394 Statuten [nach 1433], II, 3, 80. 
395 Kolmer, Eide (wie Anm. 390), 275. 
396 Statuten [nach 1433], II, 1 [Zusatz], 81; IV, 1 und 2, 85f., Kolmer, Eide (wie Anm. 390), 
47–50, 275. 
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Die Verwendung des Futur I gilt als das Haupterkennungsmerkmal für promis-
sorische Eide.397 In den dispositiones der Eide in den Rostocker Sollbestim-
mungen finden sich Wendungen wie „ohne List und Arg“398, „unter Ausschluss 
von jeglicher Zuneigung, von Hass, Gunst oder Gabe und Hoffnung [auf Vor-
teil]“ und „nach [bestem] Wissen und Können“.399 Kolmer führt noch weitere 
Wendungen an und macht darauf aufmerksam, dass diese im promissorischen 
Eid zeigen, auf welche Weise der Eid erfüllt oder aber auch nicht erfüllt wer-
den sollte.400 

Die promissorischen Eide wurden stets, wie auch an den Eidesformeln der 
zu untersuchenden normativen Rechtsquellen der Universität Rostock abzule-
sen ist, mit dem Satz „So wahr mir Gott helfe“401 beschlossen. Die corrobora-
tiones mancher Eidesformeln in den ältesten Rostocker Universitätsstatuten 
wurden zusätzlich noch um die Worte „und die Verfasser der heiligen Evange-
lien“402 oder „und die Verfasser der heiligen Evangelien und die Evangeli-
en“403 ergänzt. Die Anrufung Gottes beziehungsweise die Anrufung Gottes und 
der Evangelienverfasser, der Evangelien selbst oder auch anderer Personen und 
Gegenstände, ist als die Garantie der Umsetzung des Versprechens zu verste-
hen.404 Ein Eid, der nicht mindestens mit den Worten „So wahr mir Gott hel-
fe“405 beschlossen wurde, hatte keine Rechtsgültigkeit.406 Gegenwärtig be-
schließen lediglich Personen, die eine christliche Konfession haben, den Eid 
mit den Worten „So wahr mir Gott helfe“.407 Personen, die nicht an eine christ-
liche Konfession gebunden sind, beenden die Eidesformel hingegen nur mit 
den Worten „Ich schwöre es.“408 

                                                            

397 Kolmer, Eide (wie Anm. 390), 268–275. 
398 Statuten [nach 1433], II, 1 [Zusatz], 81. 
399 Ebd., II, 3; II, 1Z, 80f. 
400 Kolmer, Eide (wie Anm. 390), 270. 
401 Ebd., 51, 275; Statuten [nach 1433], II, 1 [Zusatz], 81. 
402 Statuten [nach 1433], IV, 1; 2, 85f. 
403 Ebd., II, 3, 80. 
404 Kolmer, Eide (wie Anm. 390), 275.  
405 Ebd., 51, 275; Statuten [nach 1433], II, 1 [Zusatz], 81. 
406 Kolmer, Eide (wie Anm. 390), 51. 
407 http://www.bpb.de/wissen/LOBP7N,0,0,Eid.html [abgerufen am 20. 1. 2014]. 
408 http://www.bpb.de/wissen/LOBP7N,0,0,Eid.html [abgerufen am 20. 1. 2014]. 
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Doch bestand im Spätmittelalter und in der Frühen Neuzeit die Vereidigung 
von Universitätsangehörigen nur aus dem Sprechen einer Eidesformel? Die 
Forschungsliteratur führt an, dass unter anderem auch die promissorischen 
Eide stets auf einen Eidgegenstand zu leisten waren und auch gegenwärtig zu 
schwören sind.409 Im ausgehenden Mittelalter und der Frühen Neuzeit ge-
brauchte man beispielsweise die vier Evangelien oder auch nur eines der Evan-
gelien als Eidgegenstand.410 Im Statutenbuch der Alma Mater Rostochiensis 
befindet sich unter anderem ein Schwurblatt aus Pergament.411 Das Pergament 
zeigt Christus am Kreuz sowie Maria, die Mutter Christi, und Johannes den 
Täufer.412 Unter diesem Bild findet sich das Bibelzitat: „In principio erat Ver-
bum, Et Verbum erat apud Deum, Et Deus erat Verbum. Hoc erat in principio 
apud Deum. Omnia per ipsum facta sunt.“413 

Mit dem Bild des gekreuzigten Christus und dem Zitat aus dem Johannes-
evangelium auf dem Schwurblatt des Statutenbuches sollte den zu Vereidigen-
den an der Universität Rostock deutlich gezeigt werden, dass sie auf das Evan-
gelium des Johannes als Eidgegenstand vereidigt wurden.  

Die Forschungsliteratur weist darauf hin, dass es zum Beispiel üblich war, 
die Schwurfinger, das heißt den Mittel- und den Zeigefinger der rechten Hand 
über oder auf den Eidgegenstand zu halten.414 Das mit wenigen Zeilen be-
schriebene Schwurblatt im Statutenbuch weist am unteren Ende in der Mitte 
eine Stelle, die deutlich dunkler als das übrige Pergament ist, auf. Das lässt den 
Schluss zu, dass an der Alma Mater der Eidgegenstand mit den Schwurfingern 
berührt wurde (Abb. 2). 
 
 
 
 
 

                                                            

409 Kolmer, Eide (wie Anm. 390), 234. 
410 Ebd., 234. 
411 UAR R I A 1, Schwurblatt im Statutenbuch der Universität Rostock. 
412 Ebd. 
413 Am Anfang war das Wort, und das Wort war bei Gott und Gott war das Wort. Das 
[Wort] war am Anfang bei Gott. Alles wurde durch das [Wort]; Biblia Sacra Vulgata., 
Johannes 1, 1f. 
414 Kolmer, Eide (wie Anm. 390), 244. 
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Abbildung 1: Rubrikenordnung der ältesten Rostocker Universitätsstatuten  
(UAR IRA1, Statutenbuch) 
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Abbildung 2: Schwurblatt im Statutenbuch der Universität Rostock (UAR 
IRA1, Statutenbuch) 


































































































